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"Indessen ist das gerade wieder der Verzug der neuen Richtung, 
daß wir nicht dogmatisch die Welt antizipieren, sondern erst aus 

der Kritik der ulten Welt die neue finden wollen". (MBW I, 344; 
Marx an Ruge) "Der Kommunismus ü;t für uns nicht ein Zuutard, 
ner hergestellt werden soll, ein IDDAL wonach die ~irklichkeit 

sich zu riehten haben (wird). \'lir nennen Kommunismus die ~i,:rkliche 
Bewegung, welche den jet:ügen 2Ju(Jtund nufhd:;t ". (MSVi III, "J5 ; 

DeutJche Ideologie) 

VORWCRT --------
Die iindr;r=g d e '' Untertitels von "Zeitschrift für poli tiache umi 
Jkonomische Geographie" in "Z€1 tschrift zu.r I~ri tik der bUrgerliehen 
Geographie" ist nir:ht nur formale Spielerei hzw. Haarspalterei; 

im Gegenteil, dies hat fru1damental etwas mit der Auffassru11t, von 
dem, was Marxismus, was wissenschaftlicher Sozialismus ist, zu tun. "' . 

Die Behauptung, der Sozialismus sei eine Utopie und nichts w~iter 
als eine neue Religion ist nicht neu. So Löwith: 

"Der gesamte Geschichtsprozeß, wie er im kommunistischen Ma:nifest 
dargestellt wird spiegelt das allgemeine Schema der jtidi~ch­
christlichen Interpretation der Geschichte als eines providentiellen 
Heilsgeschehens auf ein sinnvolles Endziel hin". 1) ·· 

Oder Topitsch: 

"Der dialektische Prophet will nicht in nüchtener Abwägung der 
Fakten mehr oder minder wahrscheinliche Prognosen stellen, ( ••• ) 
sondern er will um jeden Preis eine absolute Gewißheit der 
künftigen Verwirklichung dessen erwerben, was er voll Leiden­
schaft ersehnt''· 2) 

Allerdings trifft dieser Vorwurf nir~ht li!arx und Eneels, <mch wenn 
es die bürgerlichen Theoretiker r'li t noch so großer Hatn'i.ckigkei t 
behaupten. Natürlich tun sie dies wiederum nicht aus irgendei~er 
Bösartigkeit; es ist einmal bedingt durch die objektive Beschränkt­
heit der bürgerlichen Wissenschaft -die nämlich von der Ober­
fläche der bürgerlichen Gesellschaft ausgeht und ~:!,E?_selb§. wiederum 
als Gegenstand ihrer Betrachtung h<~t - =d zum anderen wird diese 
.Auffassung vom r.larxismus nicht zuletzt gest'l.rkt von vielen 

' "Sozialisten" und"Kornmunisten" die genau dieser bürgerlichen Auf-
fassung von Marxismus entsprechend handeln bzw. theoretisch vorgehen. 

1) U. LLwith: Weltgeschichte und Heilgeschehen, S. 48; zitiert Mach: 
Helmut Fleischer? Marxismus und Geschichte, Frankfurt/M. 1969 
2) E. Topitsch: Sozialphilosophme zwischen Ideologie und Wissen­
schaft 1966, S. 294; zitiert nach : H. Fleischer 

.. ,. 

; 
. ' 
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W~nn nä~lich der Realität d~s Kapitalismus das Ideal Kommunitische 

Gesellschaft vorg~hul ten wird U.l'ld sozialistische Politik von diesem 

Zü:l aus b€atimmt ?iird, wird Kommunismus nicht als reale Bewegung 

gesehen , sondern wird zur Idee. 
Wer so vorgeht, verwechselt in der Tat den wissenschaftlichen 

5o:dalismufl mit rF.ligiöaer Heilslehre, Man: gehörte dann in der Tat 

zu d.er gro .. e.n Zahl d45r V/eltve~bessarer wieß': Christus, Bhudda, 

Zholl'.as Morus, die Friih!Jczialistcn usw, einge.reiht. Mit Mur:r.ismus hat 

diEs a:.hrüingi! wenig zu tun. 3chon 1843 macht Marx - echon bevor er 

sich mit der politischen Ökonomie auseinander gesetzt hatte - in 

einem Brief an Arnold Ruge den grungsätzlichen Untenchied seiner 

:Posi t:ion zu der dEr damali{,en "Sczialisten" und "Komomnisten" klar. 

"Großer noch als die iiußeren Hindernisse scheinen beinahe die iuneren 
Schwierigkai ten zu l:lein, Denn wenn auchn kein Zweiftil über das 1 Ylohier 1

, 

so herrscht destlil mEhr :Konfuuion über das 11'/ohin 1 , Hicht nur, daß 
~:cine allgemeine lnarchie m'ter den Heformern ausgebrochen iut, so 
wird jeder sich selbst gestehen m'issen~ d<Jß er keine AnHchauung von 
dsm hat, was wsrrlen solln. (L!i.:W I, 344 J 

!tan k,nnte fast meinen, Marx hat dies Anno 1972 ge llChrieben. :·;r fiUret 

aber nun nicht fort ur;d s.augt sich Eine dieser großartigen Ideen von 

"Besserer Welt" aus den Fingern; sondern: 

~Indessen ist das gerade wieder uer Volug der neuen Hichtung, doß wir 
nicht dogmatisch die Welt antizipieren, sondern erst uus der :Z:ri tik 
der alten Welt die neue finden V/ollen". (ME\7 It 344) 
Was !lfarx unbietet ist keine neue Idee, kein neues Wunschbild; sein 

Vorschlag ist~die Analyse der bestehenden Gesellschaft, die Kritik 

und daraus foleend 

"Bisher hatten die 
Fulten liegen, und 

die praktische Anwendung. 

Philospuphen die Auflösung der R~tsel in ihren 
die dUlllllle exoterische b.ttte nur da:. Maul aufzu-

IolM 
spurre:n, damit ihr die gebratenen Tauben der absoluen 'ilissenschaft 
in den Mund flogen. DH Philosophie hut sich verweltlicht, und der 
schlagendste Beweis dafür ist, daß das philosoFhische Bewußtsein 
selbst in die Qual des Kampfes nicht nur ~ußerlic4 sondern auch 
innerlich hineingezogen ist. Ist die Konstruktion der Zukunft und 
Fertigwerden für alle Zeiten nicht unsEEe Sa«he, so ist desto 
gewisser, was wir gegenwärtig zu vollbringen haben, ich meine die 
rücksichtslose Kritik alles Bestehenden, rücksichtslos sowohl in 
dem Sinne, daß liüne Kritik sich nicht vor ihren ltesutaten fi.i.rchtet 
und ebensowenig vor dem Konflikt mit den vorhandenen Mächten". (MEWl. 314) 

Die wirklichen K"lmpfe und die wirkliche Bewegung sind der Ausgangs­

punkt und nicht die Antizipation (Vorwegnahme) einerneuen Gesell­

schaft, nicht die K1mpfe in den Gehirnen von Philosophen, 

"Wir treten dann nicht der Welt doktrinär mit einem neuen Prinzip 
entgegen: Hier ist die Wahrheit, hier knie nieder! Wir entwickeln der 
Welt aus den Prinzipien der Welt neue Prinzipien. Wir sagen ihr nicht: 
Laß ab von deinen K'lmpfen, sie sind dummes Zeug; wir woll~n dir die 
wahre Parole des Kampfes zuschrein. Wir zeigen ihr nur, warum sie 
eigentlich kämpft, und das Bewußtsein ist eine 5ache, die sie sich 
aneignen muß, wenn sie auch nicht will'~ (MEW I, 345) 
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"Unser Wahlspruch muß also S6in: Heform des Bewui.lts6ins nicht 
durch Dogmen, sondern durch Anal.·uli6rung d6s m,;stischen, sich 
selbst ur.kluren Bewußts6ins, trete 6S nun religiös oder politisch 
&uf. ~s wird sich oann zeig6n, daß die ·;iel t l'in;~st nen Tr!lu.'!", von 
einer Stiche besitzt, von der sie nur das Bewu13tsein besitzen muß, 
um sie wirklich zu besitzen". (r.~::;v; I, 34G) 

\'ienn diE Kategorien uuch teilweise (·:.'ic. z .i3. die '1/el t; uer· Traum 

d€r ··,iel t, das :Sewuß-t;sein der ~iel t) noch unspczifisch gefußt sind, 

so ist doch hier schon das \7e8ensmfcioige des ,iissenschuftlichen 
Sozialismm; dargestellt. Die Aufgabe von Sozialisten kDnn nur 

die Kritik, d.h. die AnDl:~se Jer b<Oatchenucn ,:ur:ituJ.istiuohen 

Ge~Jellschaft oein, ::ie Gcuetze und .irunolu(-"-en ::iE";er Gesellschnft 

zu be;:~;rtifcn. Im V/C~~Entlichsn h~JbE.n U\J.eh r.~ar:: und :ngsla in i!:ren 

,:.rtei ten r.ichts undcrles c;•.mrteht, :ols c•.cn l~npi t:ilismus zu anal::sieren, 

zu btt_Er{~ifcn u.nr~ c~arzuGtr::;llen. So zu.r.1 Bt;:i~:;~;i€1 ir.1 Vorwort zwn 

Ku Pi tal 1667: 

"Auch l"ienn eine Gesellschaft dem Haturgesetz ihrer Bewegung auf 
die Spur g(kommen ist - uncl <os ü;t der letzte Endzweck dieses 
'llerks das ökonor:1ische l3ewegun{-;sglecetz dEr modernen GeBellschaft 
zu enthüllen -, kann sie n!cl turgc.mäi:Je r;ntwickl ungephasen weder 
übE:n'springerf"':~egdekretieren. Aber uie kann die GeburtswehEn 
ub~:ürzen und r:üldern". (MBW 23, 3.1E) 

Sozialisten sein heißt diG ~ritik d~r b'~gerlichen GesellschDft 

zu leisten und dies ist nicht eine Überbetonung oder das Absolut­

setzen der Theorie; Kritik heißt b5g::-eifen, zurüchführen der 

besonderen '.'lidersprilche dieser Gesellschaft nuf den c;runcllegenden, 

den allgemeinen Widerspruch. Ist die Wirklichkeit begriffen, uls 

das was sie ':fesensm·i,ßig ist, hut ·üso clie ~.usgebeudste Klasse ihre 

Gesellschaftliche Stellung Erkannt, was nichts ,;ndGres heißt, als 

daß sie das Bewußtsein ihrer Lage erlangt hat, 

Theorie um in P.·u:r.is ~ ~:ri tii: der bürc;erlichen Gesellschuft ist 
die ;:inhei t von Theorie und l'raxis, Theorie uno }rDxis Gtt:hen a bt:r 

nichtunmittelbar und gleichv1ertig nEbeneinander: revolution1Lre 

Praxi:o kunn immer nur durch c-:rkenntnio - m:d d .h. im I:api talismus 
nun r.Hü .Analyse der gesellt;chaftlichen VerhiUtnisse, da ·,;esen und 

:~rschEinung nicht idEntiech (1'/nrenfetiach) - vermittelt sEin; die 

Theorie steht am Jinfang, die Aui'hebung von .iicierRprüchen setzt diG 

Kenntnis davon voraus. 

Das BegrEifen dEs Kapitalismus uuf der.t \fege der theoretischen Er­

Drbeitung ist allerdings nicht dü historische (empirische) Art und 

Weise wie es sich an der Oberfläche vollzieht; d .h. die ;;ntwicklung 

'11 Diese ;;ntwic!,lung wie sie hi;;r uufgszEJigt ist, darf nicht his­
torisch (empirisch) beeriffen werjen, sondern uls logische (ver­
i. rzte) Darstellung. In der empirischen ioeali tät vollzieht sich 
die Entwicklung von Klassenbewußtsein in viel komplexere Weise. 
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~oc KloseenbewuJt~ein Meuchieht nicht ,,ußerhulb dbr kapitalis­

tL;chsn l(suli tät. ;ias l:<•Pi teil col o:c:t scho::'i't aich ucimm Gegcn-

~ol, die KlassE der :::.ohnnrbei ter, v1h cic objektiv existiert, 

ubr.:r ~!.:l t:;;cha!'ft si€ -'!U.Ch .;jlS "rt:volationErEs Sub,ickttt. Die ~nt­

'/.'i(J.:l·J.r;.ß jf,.;T t}:l~~::3S€ Ut: ;3ich' ZUJ' 'l:lDSSß fUr GiCh 1 int BElbst 

;;.::l:on i!! Ö(:r ::CJ;;italbtrJi:;t:';ung gsgc'bcn. Dann, \'J(;;nn die materiellen 

Ver!l~!lt:nisse. ((.liL ,;:,! .. }::lich~{eit) ztm Gednnl~cn (uzr .. ~rksnntnis öicser 

v~_.ch:·i:.tni~J;;.:e) dr~·intjcn, 'tH:e;innt dt..:r vom i·:8pit~l ~~-elbst ~1;cs:!huffene 
·:1 o:snt-:r:·ib~;r ~l;inr: ,;trhcit, :J~.1nn v;ird :'h6orie Zllr ;".~ltt.:rieJ..len Gewalt. 

·~Die Waffe c'ilitr ;:ri tL: i.;[lnn ullcr,:ir,c;r.o dü ::ri tik :Lr ',iuffcn nicht 
cr~.H;;tzEn, die r:::!tc::·iell€ Gewal-: r':uß GC!JtUrzt werur:n durch di€ 
:::u::.~rir:l:6 G~iwult, ...:OL~:.ld :Jit .\:..t~ r.Tä.SGED tr~:;_,·cift't. (Ii~~if' I, S.3d5) 

!;.!;n:-11 ~;,~llürr. ::c:r:n :;.n .. :cre .11..'b~_it ':n.:r -~:ic .~!:·iti~~ '~ier b!::~t-:h~:-i!lU€!1 Ver-

b:ü~:../,;J·:iich<~n Jc:..;ell•,chn: ... t r:r3clleinen, Jwie <~i(;t-~,spr:tche in clc:;r 

~~c:lt;r:inn ~;ic~er : .. f.~'Jl.i-:.··~t du:. .. ch b'ii:."::~)~rlichc ~.1 hE3ort;tikc:r, tJuf­

?.ur:eht:~tr;. and ihr~ 3s ,:-·i.ndung irr,; }:a 1Ji t~·.tl"itnr.h ~.1 tni~ nuchzuweistn .. 

'-~.-. c:·cht <r1r··:..un :!'-f~:l.~~Ei0 t;n, d[;;3 üie cm-uirL;;;che ütHli t!-it, wie sie 

(c~nem iYloJ ,mgF. '"'1rii:I(t, 'lis wir':lir~h,.n (we:oentlic:hc:n) Vcrhiil tnisse 

Vt;l•kt'hrt '-'l:'~;::hdnen l '.ßt, dP.iJ Jie :;r.;:.;li tiit, wie sie er:ocheint 

t:.!,cht iJLV 1.;;::"rni ttcl t 'iU.f.~;;:;norr.me:n uru': r~bsc.:..·oi•.;rt l~eGehen wt~r"ien kann4 

::Trt;;E::€ .iu1:·f.;:ib6 bcl'-jtcht nJriu dt:.:r ti~r;;erlichen GGogrnphie die 

'lermitteltheit, :lü Proiuzürtheit Jer Heulit'it, uie sie als w<::rt­

:"riii, 'lh:irtorillch faßt, zu er:.::Liren und noch viel 6l"ULd legenclcr 

für riie '}eofir!lphic (wie f iir jc;dß ~'litluen:;chaft) uufzuzcigcn, daß sie 

selbst 'Üs gco,;:rrwhLwhe '(fis.;EnBclwft eiYl Produkt der c:api talis­

tio;ch~n Y~rh';l tnisJe ist\l.h. n:H::h:mwr.isen, daß nicht nur ihre 

,;ruGbnü;r;e ,·ien ,=ani tal dien<On - :lenn <ia::; ;,;gat noch 1mr nichts 
nJ::f.r 'He ks pi t:;listisch€ Bcutimmung iieser •Jis;;,enschaft - r.oondcrn 

::a'3 ci€ GeO[;raphie (und zw:ll' uic ph,-sische, wie die ,'tnthropo­

G€O;)rn;::his) vom Inh:"lt (GEgenstand) ·.üs von ihren Mct!1ouen her 

-.L;;o !'Üt Haut :md Raar - eine ,'[!Di tali:;tisc:he '7issenr-;8haft ist. 

~ir .:~nncn ulsl nicht ~erg~hen - wie im Vor~ort zu Tieft 1 Jes 

icO':' :11 JLORUS' - unr'i Gegenr.:odclle entwicklen wollen and dies noch 

als !!navt:mf,.;~<bc :l\01:' 2.'oJ.itischcn nntl Okonomischen Geo,~raphic: 
',ll"j '•öhen, 0(kr. un:; ,ler r::.lurüon hinvdlßn n_rrl neinen 

----·--·---
Jifi ~eHtir:r.nmg :er ·,iiseentJchaf't <IUS eiern lCB)li talverhiü tnis k<mn 

:'ier _mcht, ~;Ehan~kE;~ ·,q;rden, :ohhc hierzu dus im .;;Ugcnblick 
W<ihruch~:in.cJ.Ch nnz2g h.sneswert.; Buch: WI::lSi!:N~CH.hT & ;\:APITAL 

Hotzr;g Winchcn 1972 



-5-
ltdaß PolitischE 11nd Ökonomische Geo~r3V11ie, wi~ jsde ~i~.i~nschaft, 
r::uf Gen I!utztn lllJ.d. die f'ort~~chri ttli::::hs ~nt·,vir::klu:nn:: SL!H:r Gc;::~E.ll-
::;lchaft UUS!!'€ris~'~-1tet ... ·~i:--1 muß •Jt.<-r''-!""' ::;:tv:l:?-l-1!-r• ·r-'lt 1 {\y.,····r~-i --~·-<::ot-1 0" ~· ~~ ..... _.~··H ,,.,~ ........ ~ • ....; .......... ~- .. ~-·J·~;.;>'-•~•.o.. ..... u_. ..... u; 

Q:Usbeut.u:r..gufr::ie Vsr}'.l>~l tni:t.1~:E 7..UläS~~f3r... Sn hut l1 oli tiECht 1.H1d 
::\konomi.:;che 3-soi:;r:::.i;Jhir:.:. pl.::~ntri;;seh~~ I~:r,;~xis r-~u r":!'lt'/~·iekeln -:..u-:.':1 das 
In~;·~ru.r::snt~:.:riu.r.i ber·t;itzust~;J.l:.:;n, rr~it ,:c:J3tn Hil:f:'f; ein ]:::.it:.':'Dg zu 

einEr um t~e s ~~m t;v ... -~·C 11 s e ha:f t !.. i chs·(l .EE dU rf·:ti :..:. ~- r:;n o·ricn t t ~~ .:.'-i:.~~:n, 
ökonomi~ch , ::bsr ~ucl'l 1:ul turell si~c. optimnle ~c:.'ri t(;l'ri.u.J.nt_:'!l~:tu:r 
gelsi~~tst ·~·dcrden kann 11

• fltut~,..:r Glul;q_; 1 ,S .. 1) 

stehsnJe Wir;:lichk~it (~nrich fulitischs 1li'ld ~- .. :-:onom::. :.;ehe 

moraliBifirsnd uu_·gcfor~iert 3ich d{JC.h r:ir ·lis V1::r·.virl:lic!1unr~ ciic.sE.:r 

Idee. sinzuuctzen~ .~:J '/,:ir(1 voll}:orrjm~.~n ~,;un der l~:::nitz..:Jisti:?c~h..:;n 

TI t . ' "' • ' f' • . t"' • t • . .. h ft ~)es .1_::rimur...g oer ·aJ.::::.~·:f~nucna··· ~~ l::-1~-J~: rnJ..F..X' , ;..:_:G!H:i'l.lt:.!~:. dl'S ·~~l;::.GErL3C .. H 

wird letztlich - wet1n es in dicsre U0nittElbur~cit ~1uch nicht 20 

~-~er:eint w~:.r - · ls rreirr1un~ n!.ci ~Jl;J ',,'~~.r:tf:r·Ei .·t:·~f-:(tf.lGht:n, ~~-:; wird Jie 

I!.lunion g~cn·:hrt im ::u.r~i tuli;,rn_u;j ~.:ins Gcg·.:;,r:·"·'i~-~~:ibrlbch:::r:·t zu t:t~.Jbli~~E'C!'l, 

man Gi tzt dem Schein r.iGr Autonor:,i•- aaf. L;;~tlich wü1·P,e uics bs­

deuten, ~is~enschaft ulc tl~abh ctig yon d~r ksuituliutiuchsn 

Gess:lschaft zu betrqcht~n, wo~it ~vir !lHnn ticlb~t V{lll ::uf dem ßcjan 

der bUrgerliehen Wissenschaft uttlndGn. 

Unsere J..l ternative }:nnn nicht ein GGf';t.nmodell Lotld.t;rn nur di~ vom 

ICapi t~,ll :>Elbst geset?.te Al ter·n:Jtivto e5in - ·Jü ;,ui'hcbtmt: cier 

kapi t:>listsichen Gu,;ellschaft cibei' dlib icllfhehung and J,uflösung 

dGr in der ka~itulistischen Gesellschaft notwendigerweise sxistie1~ 

enaen VIidersprüche voranzutreiben, und somit "uch di~ AufhE;bung 

der bii.rgrirlichen Ge-ographie. 

Vlir mii_8:o6n an den Inhalten der GeographiE "li»6tzrin, und sie (wie 

ihre Methbd6n) auf ihre kapitalistische Produziertheit zariick­

fiihren. :Dabei wird Bich zeigGn, da;3 diG Vlider;.;prüche, die in chor 

Geographis "3uftauchen nicht von ihr :JGlbst produziert uind, :oondern 

ihren UrBprung: in der l:npi tnli:=tischen l'roduktionsv;eise haben. 

llotwendigerweise k0nnrsn wir :licsrs '•lidcrsrn·Uche .iann tmch nicht 

an dem Ort an -,lcm sie srschcirlf.~n ~tufhcben ~Jo.r..r}srn .nur. (J.u::g-:r•e-.ifcn 

und sie - die ab:~clei tsten Ytidersprilche - an ;!<On Ort ihr.,-,, ·:n+,-

"' +, ehung. zurUckffihren. 
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Di.leter Haidemann/Wolfgang Plucineki/Arndt Thoma111 

DIE BEITRÄGE DER SOZIALGEOGRAPHIE ZUR BILDUNGSÖKONOMIE UND 
INF~STRUKTURPLANUNG 

Vorbemerkung: Dieser Artikel wurde - nur unwesentlich verändext -
im WS 72/73 in Marburg in einem Mittelseminar(mit dem Thema : 
Sozialgeographie) als Arbeit vorgelegt.Auf Grundlage dieses Papiers 
wurden mnhand eines GEIPEL-Aufsatzee(GEIPEL) 1:971}die Hauptthesen 
der Arbeit im Seminar nochmals diskutiert. 

EINLEITUNG 
In Veröffentlichungen über Bildungsplanung und Bildungschancen in 
der BRD findet eich neben der obligatorischen Erwähnung des Ökono­
men EDDING,des Soziologen PEISERT,des Stadtplanars GEISSLER und des 
Pädagogen AURIN u.a. meistauch ein Hinweis auf den Sozialgeographen 
R. GEIPEL. ('vgl. BECKER 1971, S. 11 und HANDWÖRTERBUCH,Spalte 26o7), 
Daa hat. einen doppelten Grund. 
Die Entwicklung des BRD-Kapi talismus machte in den 6oer Jahren eina 
Umstrukturierung des Ausbildungssystems immer notwendiger.Die aus 
dieser Notwendigkeit entstandene Bildungsökonomie entwickelte Kon­
zepte, um die Krise zu lösen. Zur Durchsatzung mußten diese Konzepte 
natürlich regional konkretisiert werden.Und hier sah die Sozialgeo­

graphie ihre Aufgabe. 
Zugleich war die Bedeutung der Sozialgeographie mit zunehmender 
Anpassung auch der Geisteswissenschaften an die Kapitalverwertungs­
bedingungen im Schwinden begriffen. Die Chance der Aufwertung sahen dia ~ 
Sozialgeographen durch ständige Hinweise auf die Möglichkeiten der 
Geographie bei der Lösung von aktuellen Problemen gegeben, 
Konsequenterweise ist bei R.GEIPEL der immer wiederkehrende Hinweis, 
daß die Geographie Fehlinvestitionen vermeiden und bei Staatsauf-
gaben mithelfen kann,das wichtigste Argument,warum Sozialgeographie 
nicht einfach beiseite gelassen werden darf(z.B.GEIPEL 1965,S.5 1 53; 
1966, S. 452; 1968a, S. 23 ;1968b ,S. 155,157, 161'; 1971 , S. 6of}. 
Mitte der 6oer Jahre fing GEIPEL damit an,raumrelevantes Bildungs­
verhalten zu untersuchen und er ist bis heute der einzige bedeutend~ 
Vertreter der Sozialgeographie unter den Bildungsplanern geblieben. 

' 
Die "Geographie des Bildungswesens" kann daher mit R. GEIPEL identifi-
ziert werden.Zugleich ist GEIPEL heute Vertreter de~ prozessualen 
Anaatzes,wie e~0~UPPERTISCHAFFER u.a.definiert wurde, 
Um diesen Ansatz sowie den Beitrag der Sozialgeographie zur Bildungs­
ökonomie und Infrastrukturplanung einordnen zu können,müssen wir 
zunächst den allgemeinen Rahmen darstellen,auf dessen Grundlage eine 
Einschätzung erst möglich wird, 
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Da Bildungsplanung Teil der Infrastrukturplanung ist,die ihrerseits 
vom Staat betrieben wird,beginnen wir mit der Funktion und der 
Bestimmung des Staates,setzen uns dann kurz mit bürgerlichen Infra­
strukturtheorien auseinander,gehen auf die Entwicklung des Ausbildungs­
sektors und die Bildungsökonomie ein,um dann - nach Darstellung 
allgemeiner Bildungsplanungsansätze - zur Kritik der Geographie des 
Bildungswesens und R.GEIPELs zu kommen. 

DER STAAT 
Der Staat ist kein Naturprodukt,kein freier Zusammenschluß von 
Menschen,er ist kein von Gott eingesetztes Gremiam oder eine Ver­
wirklichung einer sittlichen Idee. 
Die Entstehung des Staates läßt sich aus der ökonomischen Entwicklungs· 
geschichte der Menschheit erklären. 
Solange die Menschen noch als Glei§liWeb~ödfl~ieren und produzieren 
müssen um ihre Existenz überhaupt zu sichern,bildeadie Produktion 
und die Verwaltung,Organisation und Aufrechterhaltung der Produktion 
noch eine unmittelbare Einheit.Es ist also noch kein besonderer 
Apparat notwendig,um die Produktion aufrechtzuerhalten. 
Mit zunehmender Entwicklung der Arbeitsmittel(Werkzeuge)und der 
Geschicklichkeit usw.kann mehr produziert werden.Es ist nicht mehr 
die Notwendigkeit der gemeinsamen Produktion gegeben. 
"Je weniger faktisch das Eigentum des Einzelnen nur verwertet werden 
kann durch gemeinsame Arbeit - also z.B.wie die Wasserleitungen im 
Orient -,je mehr der rein naturwüchsige Charakter des Stammes durch 
historische Bewegung,Wanderung gebrochen;je mehr ferner der Stamm 
sich entfernt von seinem ursprünglichen Sitz und fremden Boden 
okkupiert,also in wesentlich neue Arbeitsbedingungen tritt und die 
Energie des Einzelnen mehr entwickelt ist - sein gemeinsamer Charakter 
mehr als negative Einheit nach außen erscheint und so erscheinen muß -
um so mehr die Bedingungen gegeben,daß der Einzelne Privateigentümer 
von Grund und Boden-besonderer Parzelle.-wird,deren besondere Bear­
beitung ihm und seiner Familie anheimfällt.Die Gemeinde- als Staat­
ist einerseits die Beziehung dieser freien und gleichen Privateigen­
tümer aufeinander,ihre Verbindung gegen außen,und ist zugleich 
ihre Garantie." i) 

Auf der Grundlage des Privateigentums ist die ungleiche Entwicklung 
schon gegeben.Zum einen bildeten sich Besitzunterschiede heraus,indem 
der Adel(oft KriegafUhrer,denn Stämme,die diese Form des Eigentums 
herausbildeten,waren wesentlich auch durch Kriegsführung geprägt;­
siehe Wanderungen etc.)sich ungleich mehr Land, von dem aneignete, 
was neu hinzugewonn-en worden war,und darüber hinaus das unverteilte 
Volkaland verwaltete.Zum anderen bildeten sich Besitzunterschiede, 
da nun das Produkt e:Lnes jedan PrivateigentUmars auch privates Produkt 
war und somit auch recht unterschiedlich ausfallen konnte - gegeben 
durch natürliche Bedingungen wie Bodenqualität und schlechte Ernten 

1)Marx,K.,Grundrisse ••• ,FfM 1971(Nachdruck),S.378 
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eowia auch durch Familienverhältnisse oder zu leistenden Kriegsdienst. 

Diese unterschiedliche Entwicklung des Besitzes kristallisierte bald 
zwei Pole heraua,nämlich große und kleine Grundeigentümer.Es ent­
standen Beaitzklassan,und indem die ökonomiach7. stärkste. Klasse sich 
zum politischen Herrscher machte,war der Staat geboren.«Dieser Prozea 
verlief historisch natUrlieh nicht so gradlinig,sondern setzte sich 
im Laute der Zeit unter tiberwindung z.T.gegenläufiger Entwicklungen 

durch.). 
"Der Staat ist entstanden aus dem BedUrfnis Klassengegensätze im 
Zaum zu halten;da er aber gleichzeitig mitten im Konflikt dieser 
Klassen entstanden ist,ao ist er in der Regel Staat der mächtigsten 
ökonomisch herrschsillden Klasse." 1) 
In allen vork:api talistischen(,Staaten) Klassengesellschaften war 
die ökonomisch herrschende Klasse auch direkt die politisch herrschende 
Alle vorkapitalistischen Staaten waren Ständestaaten.Der Inhalt des 
Staates,nämlich Instrument der Klassenherrschaft zu sein,hatte sich 
die Form der Herrschaft des großen über das kleine Eigentum gegeben. 

DER BURGERLICHE(KA~ITALISTISCHE)STAAT 

Auch der bUrgerliehe Staat ist Klassenstaat. Er sichert die Her:rrschaft 
des Kapitala Uber die Lohnarbeit ,do:r Inhalt des bürgerlichen Staates 
ist genauso Instrument von Klassenherrschaft zu sein. 
Wie verträgt sich aber diese Behauptung damit,daß der Mensch in unserer 
Gesellschaft vom Staat( bei der Rechtsprechung, im Wahlakt, Grundge se.t z 
und Bildung)gleich behandelt wird,daa z.B.die Bestimmungen des 
Strafgesetzbuches für einen Arbeiter genauso gelten wie für einen 
Krupp-Manager,daß das Recht der freien Meinungsäußerung nach dem 
Grundgesetz flir den Bauern im Hinterland genauso gilt wie für Axel 
Springer.Offensichtlich kann man also nicht von einer direkten 
Klassenherrscahft sprechen,da ja alle gleich behandelt werden. Der 
Haken muß woanders liegen. 

r 

Marx hau in seinen Schriften Uber den Staat(z.B.~ur: Judenfrage)dan 
bUrgerliehen Staat als Staat im eigentlichen Sinne bezeichnet,d.h,daß 
der Staa1!; in der bürgerlichen Gesellschaft erst zum politischen 
Staate wird,also daß er als politische Sphäre neben und außer der 
Gesellscha4t steht. Während der Staat also in allen vorkapitalistischen 
Gesellschaften das politische Instrument der ökonomisch stärksten 
Klasse war(siehe Mittelalter,siehe Antike),steht er in der bUrgerliehen 
Gesellschaft als rein politische Sphäre scheinbar neben und außer den 
Klassen und Klasseninteressen, ___ ..., ___________ _ 

1)Engels,F. ,Ursprung ••• ,Berlin 1968,3.295 
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Die Beweislast liegt nun immer noch bei una,wenn wir behaupten,der 
bürgerliche Staat sei ein Klasaenstaat,ein Staat,der die Interessen 
des Kapitals vertritt. 
Und wir gehen sogar weiter und behaupten,daß gerade die Existenz des 
bürgerlichen Staates neben und außer der Gesellschaft die Form der 
Klassenherrschaft ist,d.h, ,daß er nur auf diese Art und Waise die 
Herrschaft des Kapitals sichern kann. 
Sehen wir uns dies genauer an, 
In der bürgerlichen Gesellschaft muß wie in jeder Gesellschaft 
Natur angeeignet werden(d.h.gearbeitet werden),damit die Existenz 
dieser Gesellschaft gesichert. ist. 1') 

"Der erste geschichtliche Akt dieser Individuen, wodurch sie sich 
v.on den Tieren unterscheiden,ist nicht,daß sie denken,sondern,daß 
sie anfangen ihre Lebensmittel zu praduzieren.n 2) 
"Man kann die Menschen durch das Bewußtsein,durch die Religion,d'Urch 
was man sonst will,von den Tieren unterscheiden.Sie selbst fangen 
an sich vDn den Tieren zu unterscheiden,sobald sie anfangen,ihre 
Lebensmittel zu produzieren,ein Schritt,der durch ihre körperliche 
Organisation bedingt ist. Indem die. Menschen ihre Lebensmittel 3] produzieren,produzieren sie indirekt ihr materielles Leben selbst.~ 
Daß die Menschen produzieren und in Gesellschaft produzieren,unter­
scheidet also nicht die kapitalistische Gesellschaft von anderen 
GesellschafteD.Was den Kapitalismus vom Mittelalter oder von der 
Antike unterscheidet ist das Wis,nämlich wie produziert wird. 
Nun kann man natürlich sagen,daß im Kapitalismus im Verhältnis von 
Lohnarbeit und Kapital produziert wird.Diesstimmt auch,abar es sagt 
uns zu wenig aus.Wir müssen die kapitalistische Produktion genauer 
dastell-en. 
Nehmen wir die letzte Bundestagswahl,Hier wurde als ein zentrales 
Argument die Sicherung der "sozialen und freien Marktwirtschaft" 
immer wieder breit getreten. Und von der CDU wurde behauptet,daß 
die SPD diese" freie und soziale Marktwirtschaft abschaffen und den ...:· 
Sozialismus einführen wolle. 4)Hier kann man nur sagen:dieCDU hat 
Köpfchen,der'n sie hat erkannt,Daß Kapitalismus und "freie und soziale 
il'!arktwirtschaft "zusammengehören und daß man man als staatetragende 
Partei dieses Prinzip sichern muß·. 

1)Damit liberhaupt erst die Gesellschaft "funktionieren" kann,damit sie 
".!!'unkt ionsgesellschart" genannt werden kann, damit also v.on '"Grund­

daseinsfunktionen" ge.3prochen werden kann,müssen d!i.e Menschen arbeiten, 
allein aus dem Grund,da sie sonst jämmerlich verhungern würden. 
2 )Marx/Engels ,MEW Bd. 3, s. 2o. 
3) e bda. , S. 21 
4)Leider können wir diese pptimistische Beurteilung der CDU nicht teile~ 

wenn es auch noch so schön wäre,daß die SPD den Sozialismus wolle. 



-lU-

Im Grunde heißt Sicherung der freien Marktwirtschaft doch nichts 
weiter , als daß die voneinander unabhängigen Privatproduzenten 
auch unabhängig voneinander produzieren und als solche konkurrieren 
kBnn en,d.h.die Sicherung der freien Konkurrenz. 
Nun können wir also schon näher bestimmen,wie im Kapitalismus 
produziert wird.Einmal,wie oben schon gesagt,unter dem Verhältnis 
von Lohnarbeit und Kapital.Des weiteren,daß von einander unabhängigen 
Privatproduzenten unter der Bedingung der Konkurrenz produziärt 
wird,daß also viele Einzelkapitale unabhängig voneinander produzieren 

· und mi t:einander in Konkurrenz stehen. Die Einzelkapitale stehen 
aber nicht miteinander in Konkurrenz,weil ihnen das "Konkurrenz­
prinzip~ am meisten Spaß macht oder waxl sich die Kapitlistenklasse 
auf einer Versammlung auf diese Form der Produktion geeinigt hat, 
sondern weil ihnen der Zweck ihrer Produktion - nämlich die 
Maximierung des Profits bzw.daß nur wegen des Profits produziert 
wird - die Konkurrenz aufzwingt. 
Schon haben wir ein weiteres Kriterium für die kapitalistischa 
Produktion: a)Produktion im Verhältnis von Lohnarbeit und Kapital 
b)unabhängige Privatproduzenten produzieren unter der Bed'ingung 
der Konkurrenz c) es wird des Profits wegen produzier1r" 
Und das alles dient dazu,das Privateigentum zu erhalten,also lasrt 
but not least d) im Kapitalismus wird produziert um das Privateigen­
tum zu sichern.Denn würde der Lohnarbeiter seine Arbeitskraft 
(bzw,sein Arbei tsvermögen)nicht an den Kapitalisten verkaufen und 
würde somit nicht kapi.talistisch produziert,dann würde das Privat­
eigentum der beiden "Gruppen" (der Lohnarbeiter und der Kapitalisten) 
flöten gehen.Der Lohnarbeiter könnte sein Privateigentum,die Ware 
Arbeitskraft,nicht erhalten,weil er keinen Lohn bekäme uad der 
Kapitalist könnte sein Privateigentum,die Produktionmittel,nicht 
erhalten,weil er sie nach und nach aufzehren müßte,bis er in 
der gleichen Lage wäre wie der Lohnarbeiter(dazu kommt noch,daß 
die Produktionsmittel,auch solange sie nicht genutzt werden,den 
Weg alles Toten gehen:sie werden zu Staub und Asche,d.h.die 
kschinen verrosten). 
Der Kapitil.ismus zeigt also die gleichen Phänomene wie alle. Gesell­
schaften:wenn nicht produziert wird gehn sie ein. 
Was hat das Ganze nun mit dem Staat zu tun? 
Und nun sagen wir wieder:der Staat hält diese Produktionsverhältnisse 
aufrecht,d.h.er hält das Ausbeutungsverhältnis von Lohnarbeit 
und Kapital aufrecht,er hält die Konkurrenz aufrecht,er hält die 
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Produktion um des Profits willen aufrecht und schließlich hält 
er damit das Privateigentum aufrecht.Der Staat ist das Instrument 
des Kauitals,dieses System aufrechtzuerhalten. 
Konkret:Würde diese Produktion - wie beschrieben - stattfinden, 
so wäre ihre Existenzgrundlage im Nu zerstört.Der Kapi+,alismus 
wäre am Ende,ehe er überhaupt begonnen hätte. 
Würde die Froduktion im Verhältnis von Lohnarbeit und Kapital 
unter den beschribenen Bedingungen stattfinden,dann wären die 
Träger der Ware Arbeitskraft,die Lohnarbeiter, bald körperlich 
und ge istLr. völlig ruiniert, denn dl:lr Kapitalist wiirde versuchen 
den Arbeitstag bis an seine natürliche Grenze(24 Std,) zu ver­
längern(siehe als Beisoiel die Frühphase des Kapitlismus und 
den Kampf um den Normalarbeitstag).Das Kapital würde die wichtigste 
Bedingung seiner Produktion zugrunderichten und somit sich selbst. 
'Ner würde denn die allgerninan Bedingungen der Produktion wie z.B. 
Straßenbau,Schulbau,Bildung~wesen,Post,Gesundheitswesen,Müll­

beseitigung,Umweltschutz,Rechtswesen herstellen? 
Die Notwendigkeit der Herstellung dieser allgemeinen Bedingungen 
(Voraussetzungen)der Produktion,andererseits die Unfähigkeit diese 
unter kapitalistischen Konkurrenzbedingungen herzustellen,macht 
es notwendig,daß sich außerhabb der Gesellschaft(außerhalb der 
Produktion,der Ökonomie)eine scheinbar selbständige Sphäre 
konstituiert,die nicht unter kapitalistischen Bedingungen die 
allgerninan Voraussetzungen für die kapitalistische Produktion 
schafft. 
Dies. ist es,was MARX als die Verdopplung von Staat und Gesell­
schaft bezeichnet bzw.als Eesonderung des Staates von der Geaell­
schaft.Die scheinbar selbständige Sphäre,die notwendig ist,damit 
kapitalistische Produktion Uberhaupt stattfindet,ist der 
bürge . .rliche Staat. 
"So macht der Staat die Konsti tuierung der in Einzelinteressen 
zerfallenden Gesellschaft historisch erst möglich gerade auf 
Grund der Tatsache,daß er ihre Existenzgrundlage sichert(wie 
Erhaltung der Lohnarbeiterklasse als Ausbeutungsobjekte des 
Kapitals, Schaffung allgemeine.r Produktionsbedingungen, Rechts­
verhältnisse),die das Kapital entweder infolge seines durch 
die Konkurrenz aufgeherrechten Zwangs zur maximalen Kapital -
verwertung immer wieder zu destruieren tendiert(vgl.Ausdehnung 
des Arbeitstags,verschärfte Intensivierung der Arbeit und als 
Antwort darauf Arbeitsschutzgesetze usw.)oder gar nicht zu er• 
zeugen vermag,da die Erzeugungsbedingungen nicht-kapitalistische 
Produktion implizieren(wie es auf einen Großteil der al:gemeinen 
materiellen Produktionsbedingungen zutrifft).Der Staat nimmt also 
Funktionen zur Erhaltung der kapitalistischen Gesellschaft wahr, 
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und er kann sie gerade deshalb wahrnehmen, weil er als besondere 
Institution neben und außer der bürgerlichen Gesellschaft den 
Notwendigkeiten der Mehrwertproduktion nicht unterworfen ist. 
wie das Einzelkapital, und sei es noch so groß." 1) 

So, nun haben wir den Braten endlich in der Pfanne und müssen 
ihn bloß noch festhalten, damit er nicht wieder raushüpft. 
Der Staat ist also keine unabhängige, freiwillige Vereinigung, 
er ist bestimmt durch die kapitalistische Art und Weise der Pro­
duktion und somit ist er abhängig vom Kapitalverhältnis. Erst 
jetzt haben wir den kapitalistischen Staat als Klassenstaat abge­
leitet - was vorher nur Behauptung war. 
Doch wie gesagt: der Braten liegt erst in der Pfanne, gegessen ist 
er noch nicht. Es könnte ja noch immer einer kommen und sagen: 
Das ist ja alles schön und gut, ihr habt aufgezeigt, daß der 
bürgerliche Staat Klassenstaat ist, aber - und hier liegt der 
Hase im Pfeffer- wieso behandelt dieser Klassenstaat die Menschen 
denn alle gleich, wie wir anfangs gesehen haben? War euer Braten 
vielleicht doch ein faules Ei? 
Und dieser Einwand ist durchaus berechtigt! Aber die Antwort 
darauf ist im Grunde schon gegeben mit der Darstellung, daß der 
Staat die allgemeinen Produktionsbedingungen der Gesellschaft 
sichert, also letztlich das Privateigentum sichert. Der Staat 
behandelt die Manschen als das was sie sind, als Privateigentümer. 
Und als solche sind sie alle gleich - ob Krupp-Manager oder 
Fließbandarbeiter, ob Kleinbauer oder Axel Springer. Der Arbeiter 
ist Privateigentümer seiner Ware Arbeitskraft, und der Kapitalist 
ist Privateigentümer seiner Produktionsmittel. 
Als Lohnarbeiter und Kapitalist stehen sie sich in der Produktion 

gegen!iber, und dieses Verhältnis ist konstitutiv als Klassenverhäl t­
nis; das was es aber macht, das Kapitalist und Lohnarbeiter sich 
als freie und gleiche Menschen gegenüberstehen, ist, daß sie freie 
und gleiche Privateigentümer sind (nicht insofern sie gleichviel 
besitzen). Jeder kann über sein Privateigentum (das was ihn gleich 
macht) frei verfügen. 2) 

1)Altvater, 1972 Zu einigen Problemen ••• 
2)Das ist es auch, was den Sklaven vom Lohnarbeiter unterscheidet. 
Ihnen beiden gemeinsam ist, daß sie ausgebeutet werden, d.h. daß 
ihnen unbezahlte Mehrarbeit abgepresst wird. Der Unterschied ist die 
Form der Ausbeutung. "So entscheidend es für die Erkenntnis des 
Nerts überhaunt, ihn als bloße Gerinnung von Arbeitszeit, als bloß 
vergegenständlichte Arbeit, so entscheidend ist es für die Erkennt­
.nis ~es ;~ehrwerts, ihn als bloße Gerinnung von Surplusarbeitszeit, 
als oloße vergegenständlichte Mehrarbeit zu begreifen, Nur die Form, 
worin diese ~:ehrarbeit dem unmittelbaren Produzenten, dem Arbeiter, 
aogepreast wird, unterscheidet die ökonomischen Gesellschaftsforma­
tionen, z.B. die Gesellschaft der Sklaverei, von der der Lohnarbeit." 
ME .I' 23, J, 231 
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Daß nur diese Freiheit und Gleichheit gerneint sein kann, können 

wir irn bürgerlichen Gesetzbuch nachlesen, wo nur gegen das Privat­
eigentum Recht ausgelegt wird, wenn ein anderes bedroht ist. Die 
Preiheit besteht darin, das rnan Privateigentümer ist und sein muß, 
urn zu existieren, und es also auch erhalten muß; und diese Erhaltung 
des Privateigenturns geschieht in der vorher dargestellten Art und 
Weise der Produktion. Die Freiheit des Menschen in der bürgerlichen 
uese llschai't ist die .&'re ihei t des Privateigentums. Der Mensch kann 
nur Mensch sein, d.h. leben, indem er Privateigentümer ist; nur als 
Privo.teigentiimer kann er sich reproduzieren. 
"Da das Eigentum der Individuen im "'-aoitalismus aus ihrer Stellung 
zur Produktion hervorgeht, besteht ihre Freiheit also gerade 
darin, sich als die Subjekte zu reproduzieren, zu denen sie die 
kapitalistische Reproduktion bestimmt: zu Kapitalisten und Lohn­
aroeitt:r-r .. " 1) 
Wenn der Staat die ~ensohen als Gleiche behandelt, behandelt er sie 
als Privateigent'lmer, und als solche sind sie von vornherein 
kapitalistisch ~reduziert; denn nur im Kapitalismus ist das freie 
Privateigentum ( der Lohnareeiter als freier Privateigentümer im 
Gegensatz zu Jklaven und Leibeigenen ) die allgemeine Grundlage der 
Gesellschaft. 

''Die Pointe liegt gerade darin, daß das Privatinteresse selbst 
schon ein gesellschaftlich bestimmtes Interesse ist und innerhalb 
der von der Gesellschaft gesetzen Bedingungen und mit den von ihr 
gegebenen lv':ittlen erreicht werden kann; also an die Reproduktion 
dieser Bedingungen und ll'li ttel gebunden ist. Es ist das Interesse 
der Privaten; aber dessen Inhalt wie Form und Mittel der Verwirk­
lichung durch von allen unabhängige gesellschaftliche Bedingungen 
gegeben." 2) 
Hier haben wir nun den Staat, der aus einer klassenmäßig betriebenen 
Produktion entspringt, also Klassenstaat ist, und der gleichzeitig 
den realen Schein der Gleichheit hervorbringt. Der Staat muß notwendig 
die Privatinteressen der Individuen wahrnehmen, die sich in der 
bürgerlichen Gesellschaft immer darauf richten müssen, sich als 
Privateigentümer zu erhalten, d.h. konkurrenz-und somit existenz­
fähig zu oleiben, und die nicht durch Privatkapitalistische Produktion 
verwirklicht werden können. Indem der 8taat von den Lohnarbeitern 
und Kapitalisten abstrahiert und sie als Gleiche behandelt, schafft 
er gerade die Voraussetzung, daß die Produktion im Verhältnis 
Lohnarbeit und Kapital stattfinden kann - schafft er also die 
Voraussetzung für die Ungleichheit.Jl 

1) Münchener Studentenzeitung (MSZ) Nr. 8, J1.1o.1972, Zum Wahlzirkus 
72 : 2 Programme - 1 Staat 

2) Marx, K., Grundrisse •.• 1971, J. 74 
J) Aucq R.GEIPEL bemerkt diesen Zwiespalt.Er stellt fest,daß Fahr­

schüler aus den unteren Sozialschichten stärker benachteiligt ••• 
Fortsetz.nächste 3· 



.n;_Gt:M!UiiE PRODUKTIONSBEDINGUNGEN (INFRASTRUKTUR) 

Mit der Bestimmung des Staates als Träger der allgemeinen Produktions­
bedingungen haben wir im wesentlichen schon das abgeleitet,was die 
oürgsrliche Ökonomie(aber auch z,B.die Geographie)unvsrstanden 

als Infrastruktur b~zeichnet. 
Grob können die FunktiJnen des Staates,die er in der kapitalistischen 

Gesellschaft wahrni~~t,wie folgt aufgeteilt werden: 
1. Herstellung allgmeiner materieller Produktionsbedingungen; 
2. Satzung und Sicherung von allgemeinen Rechtsverhältniasen, 

in denen sich die Beziehungen derRechtssubjekte in der 
kapitalistischen Gesellschaft abspielen; 

). Reglung des Konflikts zwischen Lohnarbeit und Kapital(das 
geschieht dann,wenn die Lohnarbeiter sich nicht nur als Rechta­
aubjekte,sondern als Klasse verstehen); 

4~ Sicherung de~ Existenz und Expansion des nationalen Kapitals 
auf dem kapitalistischen Weltmarkt. 1) 

nAlle diese Funktionen sind zwar sozusagen allgemeine Charakteristika 
des bürgerlichen Staa ta ,aber sie entwickeln sich auf der 
historischen Grundlage der K~pitalakkumula~ion." 2) · 

Was versteht nun die bUrgerliehe Wiesenschaft unter Infrastruktur? 
JOCHIMSEN versucht alle möglichen definitionsansätze unter einan 
Hut zu bringen und kommt zu folgendem Ergebnis: 
"Infrastruktur ist die Gesamtheit der materiellen,institutionellen 
und personellen Einrichtungen und Gegebenheiten,die der arbeita­
teiligen Wirtschaft zur Verfügung stehen und dazu bei tragen,daß 
gleiche Faktorentgelte für gleiche Faktorleistungen(vollständige 
!ntegration)be~ zweckmäßiger Allokation der Ressourcen (höchst -
mögliches Niveau der Wirtschaftstätigkeit)gezahlt werden.Mit 
Infrastruktur werden somit die wachstums-,integrations-,und 
versorgungsnotwendigen Basisfunktionen einer Gesamtwirtschaft 
umschrieben." J) 
-~---------------------
Fortsetzung von letzter Seite.: •.• sind·. Fahrgeldfreihai t würde aber 
nicht alle Probleme lösen,denn: "Richtig ist hingegen,daß nur eine 
gezielte statt einer pauschalen Maßnahme die erhoffte Wirkung 
erbringen dlirfte.Gerade gezielte Maßnahmen,die nur einen bestimmten, 
in unserem Falle regional und sozial umschriebenen Personen-
kreis treffen sollen,sind aber bei einerallgemeinverbindlichen 
gesetzlichen Reglung nicht möglich,weil jeder Staatsbürger vor 
dem Gesetz gleich ist." (tGEIPEL 1965) 

1)Altvater,E. ,1972,8.9 
2)ebda. 
J)Hanwörterbuch für Raumordnung ••. ,Spalta1'318. 

' 
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Einmal ist hier gesagt,daß im Grunde alles Infrastruktur.: ist, 
denn alle ökonomischen und politischen Faktoren .in der kani ta -
listischen Gesellschaft hängen miteinander zusammen und jeder 
Einzelfaktor hängt letztlich von allen anderen ab,so tmgt dann 
auch alle.s dazu bei,daß gleiche :&'aktorentgelte für gleiche Faktor­
leistungen gezahlt'. werden.Denn der Staat als Infrastrukturträger 
kann nicht gemeint sein,oder ist er derjenige,der die zweck­
mäßige Allokation der Ressourcen schafft?Aber was kann zweckmäßige 
Allokation anderes heißen,als zweckmäßig für die Kapitalver­
wertung zu sein.Anffiernfalls müßte es einen anderen Zweck außer -
halb der kapitalistischen Gesellschaft geben,aber dann wären wirr 
im Bereich der Religion. 
Auch die folgenden Merkmalsfestst.ellungen über die Inf.rastruktur 
zeigen,daß die bürgerlichen Autoren nicht in der Lage sind,Infra­
struktur ursächlich zu erklären: J) 

1.MUSGRAVE sieht Infrastruktur durch ein technologisches Y.ornent 
gekennzeichnet,da "bei der Nutzung der Einrichtung durch ein In­
dividuum,die Nutzung durch ein anderes nicht ausgeschlossen 
ist(z.B.Straßen,Parkanlagen)••. 2 ) 
2.BATOR sieht zwar das Versagen des Marktes als Grund,ist aber genau­
so unfähig dies zu erklären. 
"In einer marktwirtschaftlich organisierten Wirtschaft ist nicht 
die Gewähr gegeben,daß die infrastrukturelle Ausstattung durch den 
Markt den Erfordernissen einer arbeiteteiligen Wirtschaft enge­
paßt wird:Der Markt erweist sich bei den Infrastruktureinrichtungen 
nicht als geeigneter Allokationsmechanismus.Unteilbarkeit, 
Interdependenzen,falsche und unvollkommene ~nformationen der 
Produzenten und Konsumenten und falsche Zurechnung von Kosten und 
Erträgen führen zum Versagen des Marktes,d.h.zu Fehlleistungen von 
Faktoren,die vom höchstmöglichen Niveau abführen." 3) 

Hier ist das Versagen des Marktes auf Uninformiertheit sowie auf 
technische und statistische Mängel zurückgeführt.Wie muß das 
doch die Wissenschaftler wurmen,zwar auf den lllond fliegen zu 

, können,hier auf der Erde aber lächerliche Kosten- und Ertrags­
rechnungen nicht durchführen zu k.Jnnan. 

1) Die bürgerlichen Wissenschaftler sammeln zwar die verschiedensten 
Merkmale der Infrastruktur und versuchen jewed.ls von ihrer 
eigenen Sammlung ausgehend eine Theorie der Infrastruktur zu 
entwickeln.Doch da die Merkmale aüßerlich und notwendigerweise 
verschieden sind,gelingt es den bürgerlichen Wissenschaftlern 
nicht,eine einheitliche Theorie zerechtzuzimmern,die zur 
Erklärung der Realität hinreicht.Es.langt höchstens zu einem 
additiven Zusammenfügen von Einzelerkenntnissen.Der gerneinsaman 
Grundlage oder dem inneren Band der Merkmale können sie mittels 
ihrer Methode (Ansetzen an äußerlichen Merkmalen) nicht auf die 
Spur kommen. 2)Handwörterbuch •.. s.1J22 J)ebda. 
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).STOHLER sagt zwar richtig,daß Infrastruktur durch den Staat 
getragen wird.Aber wenn er erklären muß,warum dies so ist,bleiht 
er notwendigerweise bei ähnlichen Aussagen wie BATOR stehen. f) 
~lle sind nicht in der 1age2 l,den Staat und damit die Infrastruktur 
aus seinen Ursachen zu erklären,und kommen dann,da sie den 
Staat nicht aus dem Kepitalverhältnis ableiten,in Schwulitäten. 
Denn wenn der Staat und die Produktion als selbständige Sphären 
behandelt werden,ksnn man natürlich dem Staat eine aktive 
Rolle unterschieben und ihn zum bewußten Planer er.klären. 
Dumm daran ist nur,daß man feststellen muß,daß es mit der 
Planung doch nicht so richtig hinhaut. 
Das frustriert, aber man macht weiter und "plant"', wa®1!n twicklungs­
tendenz ohnehin schon sich anbahnt und nennt es trotzdem Planung. 
Die Ursache,daß es bisher noch nicht richtig geklappt hat,wir.d 
dann in einer mangelhaften Theorie,Technologie,teilweise auch 
in den Finanzen usw,gesucht, 
"Es hat sich gezeigt,daß die Aufgaben der regionalen Struktur­
politik,die zu einem großen Teil Infrastrukturpolitik sein muß, 
wegen des bisher{1969)unzureichenden institutionellen Rahmens, 
aber auch wegen der mangelnden finanziellen Ausstattung der 
Träger der Infrastrukturpolitik,in der Vergangenheit nicht voll 
gelöst werden konnten." 
Wie es mit Bildungsökonomie und Bildungsplanung als Teil der 
Infrastruktur aussieht,wollen wir im folgenden aufzeigen. 
Dazu klären wir zunächst die allgemeine Bestimmung des Ausbildungs­
sektors im Kapitalismus. 

-------------------
1) Handwörterbuch ••• S.1323 
2) Wir wo~len damit nicht sagen,daß die bUrgerlieben Wissenschaftler 

zlicht ~n der Lage sind etwas ursächlich zu erklären weil sie 
persönlich unfähig seien.Gerade das meinen wir nicht und das 
unterscheidet uns auch von den Gruppen,die "Wissenschaft im 
Dienste des Volkes" oder "Wissenschaft im Dienste der werk­
tätigen Bevölkerung auf ihre Fahnen geschrieben haben.Wir 
meinen,daß die Beschränktheit der bUrgerliehen Wissenschaft 
der Nichtidentität von Wesen und Erscheinung geschuldet ist. 
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Ausbildungssektor und Kapitalismus 

Der Zusammenhang von Ausbildungssekto!' und Produktion wurde An.:. 
fang de!' sechzigcr Jahre schlagartig deutlich und unterminie.te alle 
bildungsbürgerlichen Vorstellungen von der frei im aum schwebenden 
"Bildung". 

~~r:e diesel" Bezug des Ausbildungssektare auf die :F!·cdt:.ktion auesiet:t, 

soll jetzt nähe!' (wenn auch ve~kiJ:rzt) f;cklt-irt we·(·den. 

:m ~,eudalismus, alG de-r ]andwerker nocQ 1-m Besitz se:.n€r r~odu~tion3-

mittel war und die ~erstellung der Waren noch vom individuellen Ge­

sc!1ick und der Ifandnabung der Arbeitoinstrumente abhing, wur'den aucr: 
alle Fähigkeiten und Fertigkeiten, dje fUr die Produktion notwendig 
waren, im Arbeitsprozeß selbst vermlttelt. 

Schulen existierten nur vereinzelt, die Ausbildung war unein~eitlich. 
Mit der Enteignung der Produzenten von ihren Froduktionemitteln 
und der Einführune von objektiven, gleichförmieen Arbeitsmitteln 
(Maschinen), die den Arbeite~n als fremde Macht gegenübe~traten, 
wurde die allgemeine Fähigkeit zu arbeiten entsche:i dend. Gena'J wie 
das Kapital, das flüssig war, d. h. dort investi e :'t wu 'de, wo der 
höchste Profi~ zu e!'zielen war und nicht an eine bestimmte Produktion 
gebunden war, mußte auch die A~'bei t8kraft flüssig sein, d. h, mußte 
dort angewendet werden können, wohin das Kapital floß. 
Hun ist das Eim>~elkapi tal, das m: t anderen Einzelkapitalen in ?on­
kurrenz t::-itt, aber nur an den speziellen Kenntniesen des A~be"itert­
inte~·essiert, die es in seinem Produktionsprozeß ve,..werten kann. 
Die allgemeine ~ualifikation (wie Leeen, Schre~ben, •echnen usw.) 
können nun die Einzelkapitale nicht im lrodnktion1:1pr·ozeß selbst 
ve!'mitteln und wollen es auch nicht, da e~ nicht profitabel iet, 
Gleichzeitig werden aber die Kenntnisse von den meisten Einzelkapi­
talen benötigt, d.h. sie sind zur allgemeinen Produktionsvoraussetzung 
geworden.(Im Verlaufe der kapitalistischen Entwicklung wurden immer 
mehr Kenntnisse allgemeine Voraussetzung, wi.e z. B. momentan Englisc't.) 
Aus dec· hie:' angedeuteten Entwicklung sollte kla;· gewor·den sein : 
Im Kapitalismus ist die allgemeine Qualifikation Voraussetzung fü~ 
die Produktion. Da die Einzelkapitale abe~ nur an der speziellen 
Qualifikation des Arbeiters interessiert sind, ergibt sich ein Wider­
spruch zwischen allgemeiner und besondereT Qualifikation, d.h. die 
Ausbildung kann nicht von den Einzelkapitalen selber durchgefUhrt 
werden. Da die Qualifikation der Arbeitskraft zudem nicht profitabel 
ist, muß sie vom bürgerlichen Staat übernommen werden. Auch die 
bürgerlichen Bildungsökonomen müssen sich mit oben beschriebenem 

Widerspruch befassen : 
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•Was wir genau wissen,iet lediglich, daß wir in allen Berufen die 
Fähigkeit benBtigen, mit neuen speziellen Aufgaben fertig zu werden, 
und da.ll von daher eine sehr viel allgemeinere Grundausbildung als 
bisher notwendig ist. Eine kurzschlüssig auf die im Augenblick herr­
schende Praxie bezogene Ausbildung verstärkt langfristig die :~e­
k:rutierungsschwierigkeiten der Industrie ••• " (1) 
Und so stellt man sich die Lösung dieses kapitalistisch produzierten 

Widerspruchs vor : 
"Es wird U."lvermeidlich sein, cue große Anzahl der :rräger von Vlei ter­
hildung auch im Interesse der Koordinierung von Allgemeinbildung 
und Spezialbildung in einem kooperativen System zusammenzuführen."(2) 
:1a1 ten wir ZUIJJMl!lenfa.ssend fest : Die notwendige :re·rausnahme der 
allgemeinen Ausbildung aus der unmittelbaren Produktion bedeutet 
nicht die völlige Lcsgelöstheit von der ökonomischen Entwicklung, 
sondern d:!..e Abhebune; von den Einzelkapitalen macht die ünterordnung 
unter das Kapital erst möglicr1. :Jie Ausbildung ist also nicht direkt, 
sondern nur vermittelt auf die F:roduktion bezogen, wird aber lang­
fristig von dieser bestimmt. 

Planung im Kapitalismus 
Durch die notwendige Getrenntheit der Ausbildung von der unmittel­
baren Froduktion im Kapitalismus wird die Illusion möglich, daß 
die Gesellschaft vom Ausbildungssektor her völlig neu zu struktu­
rieren sei. Sprachbarrieren sollen im Ausbildungsbereich aufgehoben 
werden, Chancengleichheit hergestellt werden, eine Gesellschaft ohne 
Klassen und Schichten, wo jeder nur nach seiner Leistung beurteilt 
wix•d, soll entstehen.(vgl. BEGKeil S. 12 und GEiPEL,1971,S.48,1.Satz) 
In diesem Zusammenhang taucht dann des öfteren das Wort "Planung" 
auf : '.:aumplanung, Bildungsplanung, Infrastrukturplanung usw. 
Planung wird hierbei aber nicht als gesellschaftliches Prinzip ver­
standen, sondern bezieht sich nur• auf die durch das Beiwort gekenn­
zeichneten Bereiche (z.B. Bildungsweaen). Der ProduktionsprozeLl. 
allerdinge bleibt notwendigerweise von der Planung ausgeschlossen, 
d.h. von der gesellschaftlichen Planung. Denn die Einzelkapitale 
legen sehr wohl den Produktionsablauf in ihrem Unternehmen fest. 
Und zwar nach dem Maßetab der maximalen Kapitalverwertung, d.h. das 
eingesetzte Kapital .soll eine möglichst hohe -q endi te bringen, soll 
mehr werden. 
Der eben aufgezeigte Widerspruch zwischen der Planung der Produktion 
durch das Einzelkapital und der nicht vorhandenen auf gesellschaft­
licher Ebene hat dann - vermittelt über die Konkurrenz der Einzel-

(1) H. BEfJKES, 1971, S.25 
( 2) Ebda. S • 52 
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kapitale - zur Folge, daß praperierende Standortkonzentrationen 
auf der anderen Seite unterentwickelte i{egionen hervorbringen; und 
daß, abhängig davon, Bevölkerungszuwanderung in die eine und Bevöl­
kerungsahwanderung aus der anderen Region erfolgt. 
Die Lösung dieser Widersprüche soll dann die :,aumplanung bringen. 
Aus der Kapitalverwertung ergibt sich noch ein anderer Aspekt. Um 
aus eingefEtztem Kapital mehr Kapital zu machen, muß ja irgendwo im 
Produktionprozeß dieses Mehr an Wert den produzierten Waren z>;ge­

setzt werden. Diesen Mehrwert fügt der Arbeiter durch Verausgabung 
seiner Arbeitskraft hinzu. Von hier wird die Bedeutung der Arbe:i.ts­
kräfte und ihrer Qualifizierung deutlich. Probleme, die sich Anfang 
der sech~iger Jahre durch die Veränderung der Anforderungen an die 
Arbeitskräfte ergaben, sollte die Bildungsplanung (1) lösen. Es 
zeigt sich also, daß man aus der Produktionsweise selbst entsprin­
gende Widersprüche in den der Produktion vor- und nachgelagerten 
Bereichen - durch Planung von Teil hereichen - lösen will. Wie diese 
Notwendigkeit auch noch positiv zur großartigen Leistung gewendet . 
werden kann, dokumentiert ::J .• DAH,:ENDO:{i'' : 
"Es ist in der Tat das Merkmal einer modernen freien Gesellschaft, 
daß sie zwar auf Spielregeln insistiert, aber im übrigen dem Ma~kt, 
dem freien Spiel der Kräfte vertraut. Moderne unfreiheit dagegen ist 
durch den Versuch gekennzeichnet, den Markt durch den Plan, also 
das Vertrauen auf die Ungewißheit zu ersetzen.O.urch den Anspruch auf 
Gewißheit •.• Im Bereich der Bildung jedoch ist nötig, was in dem 
der Wirtschaft, aber auch dem der Wissenschaft sehr viel weniger 
nötig ist, nämlich die bewußte Koordination gesetzter Ziele und be­
kannter Daten, die Planung oder - wenn dieses Wort denn etwas weni­
ger anstößig klingt- die Planification." (2)(DA:i'ENDO'F,1965,S.141 f) 

Bildungsökonomie 
Entstehung der Bildungsökon5ffiie 
Die Untersuchung des Bildungswesens unter ökonomischen Gesichts­
punkten ist nicht in den letzten 20 Jahren völlig neu aufgetaucht, 
von der ~elevanz "geistigen Kapitals" wird seit A.SMITH geschrieben, 
aber erst in den fünfziger Jahren entwickelt sich eine Spezialdis­
ziplin "Bildungsökonomie". 
"Gibt es einen Bildungsvol'gang, der nicht auch wirtschaftliche Vo"'­
aussetzungen hat ? Gibt es einen wirtschaftlichen Vorgang, der nicht 
durch Bildung bedingt ?"(3)(F.EDDING,1963,3.7) 
Wenn F.EDDING unter dieser Fragestellung an die Bildungsökonomie 
herangeht, erscheint es uns wichtig, darauf hinzuweisen, daß diese 

(1) Die bürgerliche Wissenschaft unterscheidet Bildungsforschung, 
Bildungsplanung und Bildungspolitik. Erstere analysiert die Probleme, 
Bildungsplanung erarbeitet Vorschläge zur 3ehebung der Probleme, und 
die Politiker entscheiden ob, was und wie es realisiert wird. "Die 
Bildungsplanung hat ihren Platz zwischen der Bildungsforschung und 
der Bildungspali tik. 11 ( DAH ·:ENDO i.F, 196 5, S. 140) 
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besondere Funktion der Bildung nicht aus unerklärlichen Gründen plötz­
lich auftaucht, sondern sich aus historisch ec'klä"?:baren Entwicklun­
gen als Notwendigkeit erweist, nämlich um den im Kapitalismus unent­
ber.rlichen Zwang Z:Jr Kapitalakkumulation zu garantieren. Genügten 
bisher auantitat:~e Erweiterungen dee Froduktionspotentials, d.h. 
extensive Erweiterungen, wie Einstellung einer größeren Zahl von 
J,rbei tarn, Ve:'l '1n;;erung des Arbeitstages, Kapitalinvestitionen ohne 
technische !Jeuanmgen, so mußte in den fünfziger Jahren, beginnend 
in den rSA, späte:· m.;f >"esteuropa und Japan übergreifend, die lang­
fristige Sicherung der Profite durch intensive Erweiterung des Pro­
duktionspctent:.alz gewäh'!"leistet werden. E.a. mußte der Produktions­
prozell rati.onalisiert werden, technisch ve"besserte Maschinen ein­
ge!.'etzt werden und besonders eine höhere Qualifizierung der Arbeits­
kraft stattfinden. ''1enn die Bec•ufsstruktur de~ !3m noch bis 1960/61 
den Verwertungezwän.::;en des Kapitals gerecht wurde, liegt das z.T. 
an de~· Möglichkeit det· Ausnutzung der eservem·mee, die die Flücht­
linge aus öer :DD und den "Ostgebieten" bildeten. Nicht zufällig 
setzt zu diesem Zeitpunkt die Diskussion übe" die"Bildungskatastrophe' 
ein und wird zunehmend von Vertrete~·n de 7 • Wirtschaft die "Mobili-
tät der· iu·beitnehmer" ge.for·de tt. 
:Jas allgemeine 3ildungsnive&u muß te.1Jenziell erhöht warden, um es 
für die Entwicklung des P1·oduktioneprozesses fungiblet· als bisher 

zu halten. 
"Die wahrnehmenden und geistigen 'i'eilfunktionen des produkt1 ven Ge­
samtarbeitere nehmen eindeutig zu. In dan bundesrepublikanischen 
Eisenhüttenwerken beispielsweise ist die Zahl der technischen Ange­
stellten mit Jochschulabschluß von 1957 bis 1964 um 41,8 %, die der 
technischen Augestellten mit Ingenieurausbildung um 25,7 % und die 
der technischen Angestellten mit innerbetrieblicher Zusatzqualifi­
kation um 32,2% gestiegen."(1) 
Es läßt sich also, wie 'OTH/KANZOW ausführen, auch eine Verwissen­
schaftlichung der Zirkulationssphäre des Kapitals feststellen, da 
die technisch-wissenschaftliche Entwicklung voll übergegriffen hat. 
Der Bildungsökonomie, entstanden in dieser bestimmten historischen 
Situation der· Entwicklung des KapitaHsmus, kommt als Aufgabe zu, 
die Verwissenschaftlichung der Produktion und "zugleich die zur 
iealieierung wissenschaftlicher Ergebnisse in der Produktion not-

wendige entsprechende Qualifikationsstruktur aller Arbeiter" zu 
regeln. ( 2) 
Bildungsökonomie, zur Infrastruktur zählend und deshalb vom Staat 
getragen, läßt sich also, weil das externe Kriterium des wirtschaft-

( 1) '10TH/KANZOW, 1970,8.138 f 

(2) A~TVATEa/HUISKEN,1971,S.174 
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liehen Wachstums zu Grunde liegt, eindeutig als Wissenschaft be­
zeichnen, die als allgemeine Produktionsvoraussetzung die Herrschaftf 
Verhältnisse unserer Gesellschaft sichert, die dafür sorgen muß, 
daß die Individuen der Gesellschaft der Wirtschaft angepaßt werden, 
daß die Ausbildung nicht den Bedürfnissen der Kapitalverwertung 
hinterherhinkt. Dabei muß sie dem Widerspruch ~echnung tragen, die 
notwendige Qualifizierung der Arbeitskraf~ bei möglichst geringe~ 
Ausgabe von "toten Kosten" durchzuführen. 
Den historischen Zwang zur Entstehung der Bildungsökonomie eeten 
bürgerliche Eildungsökonomen wie H.J .EODE:nöFS • klar. 
''Zwei Hauptgründe scheinen für die ]ntwicklung einer systematischen 
Beschäftigung mit ökonomischen Aspekten des Bildungswesens maßgeb­
lich. Zum einen ist dies de!· mit steigenden Ansprüchen an die vom 
Staat zur Verfügung gestellten Erziehungseinricntungen wachsende 
Bedarf öffentlicher Mittel •••. Das Bildungswesen nimmt somit in er­
heblichem und wachsendem Umfang wirtschaftliche,d.h. knappe Mittel 
in Anspruch, für die alternative Verwendungsmöglichkeiten beetün­
den."(1) 
Allokationen knapper Mittel sind so vorzunehmen, daß das Kosten -
Nutzen- Verhältnis der Ausbildung, der ~ualifizierung von Arbeits­
kraft, optimal ist. Hier liegt das Arbeitsfeld der Bildungsökonomie, 
die die Fragen klären muß: 

Wie hängen Stabilität des ökonomischen Systems und profitgaran­
tierendes Wirtschaftswachstum mit der Qualifikationsstruktur der 
Arbeitskräfte zusammen ? 

Wie wirken sich Investitionen im Bildungssektor auf das Sozial­
produkt aus ? 

Wie können und müssen sich die Qualifizierungen den sich verän­
dernden Bedingungen anpassen ? (2) 
Ob und wo in das Bildungswesen investier·t wird, hängt im entschei­
denden Maße von der Perspektive der Profitmaximierung ab. Ausbil­
dung als "investment in human beings 11 , als "humanes" oder immate:'i­
elles Kapital bezeichnet, wird für bürgerlich Ökonornen zum wichti­
gen 3. Faktor neben Arbeit und Kapital als Produktionsfaktor, um 
den in-put einer Volkswirtschaft zu messen. In der Bildungsplanung 
konkretisiert sich die Bildungsökonomie und stellt dem Staat Ent­
scheidungsalternativen für die Bildungspolitik vor. 

Ansätze der Bildungsplanung 
Der individual (social, cultural) demand approach 
Dieser Planungsansatz versucht, die notwendigen Sach - und Perso­
nalkosten zu ermitteln, die zur Angleichung des Angebots an Aus-

(1) H.J.BODENHÖF~~. zit. nach HUISKEN, 1972,8.373 
(2) vergl. BECKErr/JUNGBLUT, 1972,8.60 
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bildungsplätzen an die Nachf::-age für einen bestimmten Zeitraum not­
wendig werden. Man geht davon aus, daß die individuellen Wünsche 
den ökonomischen Erfordernissen entsprechen. 
"Glil!::kUcherweise ko:mnt ein echter Gegensatz zwischen· individuellen 
?/Unsenen und gesellschaftspolitischem Bedarf viel seltener zur Viir­
kung, a1s man meinen A:önnte. Der· Mensch ist ein soziales Wesen und 
die Wah:·scheinlichkeit spricht dafür, daß eine Mehrzahl von Stden­
ten e:in F'ach, in dem sie der Gesellschaft nützen und daher auch gut 
bezahlt werden, attraktiver finden."(1) 
So :e!cht es diesem Ansatz aus, Trends zu ext~apolieren, die den zu 
erwartenden Sch·cü- und :1ochschulbesuci1 meßbar machen wollen, indem 
sie z. E. Sch•Jlbesuchsquoten, Bevölkerungsentwicklungen und Gchtile ,. -
Leh~e:o- ,elationen als Variable benutzen. Unzulänglichkeit und 
Oberflächlichkeit dieses Ansatzes werden von den Bildungsökonomen 
eel bst erkannt : Mängel de" Vere;angenhei t werden nicht e!•klärt und 
geklä:'t, aonden'l einfach übernommen und genen k:'·i tiklos und unver­
arbeitet in die Flanung wieder mit ein. 
"Von dt:n Eildungs:r-lanern wer·den i.:'nterlagen erwartet, die den poli­
tiseher. Ar~~Jal tspunkt für Entscheidungen liefe:·n sollen; die Flaner 
aber können nur mit der Projektion des Ve!·hal tens eben dieser Fa­
li tiker aufwarten." ( 2) 
So beschreibt BA~, den Kreis, dem 3ildungsplaner, die sich nach 
diesem angebotsorientierten Modell richten, ausgeliefert sind. Die­
ses Verfahren, die soziale !iachfrage nach formaler Eildung als Summe 
individueller Nachfrageakte zu bestimmen, kann als Planungsinstru­
ment nicht benutzt werden. Der Ansatz scheitert am '•'!iderspruch 
zwischen individuell determinierter Bildungsnachfrage und ökono­
misch determiniertem Arbeitsplatzangebot, (:Inter diesem Gesichts­
punkt könnten hier vielleicht die Artikel 2 und 12 des Grundge~zes 
analysiert werden.) 
Da dieser Ansatz Eildung nur als Konsum, nicht aber als Investition 
reflektiert, und damit den Beitrag zum wirtschaftlichen Wachstum 
kaum berücksichtigt, hat er keine wesentliche politische :lelevanz. 
Um den Bedarf der Wirtschaft direkter zu berüchsichtigen, muß die 
bürgerliche Bildungsökonomie und -planung andere Modelle entwerfen. 

Der manpower forecasting approach 
Der bedarfsorientierte Planungsansatz geht von der Nachfrage der 
Wirtschaft nach quaJ.ifizierten Arbeitskräften aus, basiert auf der 
Frognose des zu erwartenden Wirtschaftswachstums. Die Mängel der 
"blinden" Mechanismen des 3ildungs- und Arbeitsmarktes sind erkannt, 

(1) OECD- Studie,1966,zit. nach HUISKEN,1972,S.148 f 
(2) K.BAHR,1967,zit. nach HUISKEN,1972,S.147 
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die knappen :tessourcen, die für die qualifi.zierung der Arbeitskraft 
ausgegeben werden, sind so nicht bestmöglich angelegt. Der manpower­
Ansatz will zu einer optimalen Faktorenallokation beitragen, in der 
die Qualifikation eindeutiger als "produziertes Produktionsmi1:itel" 
zu bezeichnen ist. Dabei soll vermieden werden, daß A~beitskräfte 
unter- oder überlastet eingesetzt werden, was ja out-put Verluste 
im Produktionssystem bedeutete. 

In seiner''Theorie der Bildungsplanung'' beschreibt H.?IESE den Ansatz, 
der aus einer Folge von 9 Schritten besteht. 

"1. Schätzung der Wachtumsraten des Bruttosozialprodukts. 
2. Die Nettoproduktionswerte der einzelnen Wirtschaftssekto­

ren werden abgeschätzt. 
3 . .J.<ür die einzelnen Sektoren wird die Ar bei tsprodukti vi tät, 

d.h. der quantitative Anteil des PaktoTe A~"·beit an der 
Produktivitätsentwicklune, geschätzt. 

4. In.YJerhal b der einzelnen 3ektor·en werden die verschiedenen 
Berufsklassen der Beschäftigten ermittelt, d.h. die An­
zahl und die jeweiligen Anteile der in einem \'iirtechafts­
sektor vorkommenden Berufe (Berufsklassenstpuktui·). 

5. Die Aufaddierung der Berufe pro Sektor e~gibt den Gesamt­
bedarf von Arbeitskräften ~e !:leruf. 

6. Für jeden Beruf wird die erforderliche Qualifikation nach 
Ausbildungsdauer, Ausbildungsa,·t, Fachriebtune usw. er­
mittelt. 

7. Die Addition der je }'achrichtung gefo?"de?"ten Arbeitskräfte 
ergibt den Gesamtbedarf einer bestimmten Fachrichtung. 

8. Die Anforderungen an das Bildungswesen werden ermittelt, 
indem die gesamte Bestandsänderung an Arbeitskräften in 
dem prognostizierten Zeitraum um die Ersatznachfrage (d.h. 
zuzüglich der Anzahl der indem Zeitraum aus dem Arbeits­
prozeß ausscheidenden Arbeitskräfte) aufgeschlüsselt nach 
Fachrichtung, Bildungsdauer usw. ergänzt wird. 

g. Da jedoch nicht alle Ausgebildeten ins Erwerbsleben ein­
treten, müssen die Erwerbsquoten abgeschätzt werden. Die 
Division der Bestandsänderung zuzüglich der Ersatznach­
frage durch die Erwerbsquote ergibt dann den totalen Be­
darf an Ausgebildeten einer bestimmten Fachrichtung und 
Ausbildungsdauer für den jeweiligen Zeitraum." ( 1) . 

In diesen neun Schritten wird versucht, den Bedarf an qualifizierten 
Arbeitskräften zu quantifizieren und aus den prognostizierten Daten 
Zielwerte für bildungsp&litische Entscheidungen abzuleiten. Der 
Ableitungszusammenhang erscheint zwar stringent, ;:,doch erweist sich 
der manpower-Ansatz in dieser Form als statisch, denn es wird eine 
konstante Produktionsweise vorausgesetzt. Der Kapitalismus, in dem 
Bedarf und Bestand von Arbeitskräften nicht voraussetbar sind, setzt 
der Bildungsplanung hier die Schranken. Wieder muß, um dem Froblem 
der Statik zu umgehen, ein Trendfaktor eingeführt werden, der nach 
HEGELHEilllER,"langfristig erforderlichen Veränderungen der Berufs-

(1) H.Riese, 1968,zit.nach HUISKEN,1972,S.153 f 
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und Fachrichtungsstruktur der Arbeitskräfte durch den technischen 
Fortschritt" Rechnung trägt. ( 1) Diese notwendig langfristige Voraus­
schau der technisch-ökonomischen Entwicklung ist der Hasen-fuß des 
Ansatzes, denn für derartige Zeiträume können in einer kapitalisti­
schen Wirtschaftsordnung, deren Prinzip kurzfristige Profitmaximie­
rung ist, unmöglich verbindliche globale (um so weniger sektorale) 
Wachstumsraten angegeben werden. 
"Allzulange Prognosef!•isten sind angesichts der vielen Variablen, 
die sich zudem unter dem Einfluß mannigfacher Faktoren verschie­
den rasch verändern, nicht haltbar."(2) 

Weiterentwicklung der Ansätze 
Da die Schwierigkeiten und Unzulänglichkeiten der bisher besproche­
nen .Modelle allgemein erkannt werden, sehen sich die Bildungsökono­
men und -planer gezwungen, neue Ansätze zu entwerfen, bzw. bisherige 
Ansätze weiterzuentwickeln. E.v.WEIZSÄCKER glaubt, die Marktmecha­
nismen des Arbeitsmarktes regeln das Ausbildungswesen allein und 
stellt deshalb ein Baukastenmodell vor. In Studienbausteinen sollen 
einzelne Studienelemente beliebig aneinandergefügt werden können, 
Die Ausbildung, z.T. ins Kontaktstudium verlegt, kann so besser an 
die Arbeitskraftnachfrage angepaßr werden. Der Tauschwert der Ware 
Arbeitskraft.tritt hier besonders deutlich in den Vordergrund, Der 
Preis der Arbeitskraft bestimmt direkter die Ausbildung, der sich 
Ausbildende verkauft sich so gut wie möglich und er e hält. nach 
diesem Modell die Möglichkeit, seine Ausbildung kurzfristig abzu­
brechen, wenn bei einer größeren Nachfrage der Wirtschaft der Preis 
seiner Arbeitskraft steigt. Der Nachteil dieses Ansatzes liegt in 
der von sich aus notwendigen Langf!'istigkeit der Ausbildung, beson­
dere von Hochqualifizierten, und in der Schwierigkeit, daß auch die 
Preise der.bereite in der Produktion stehenden Arbeitskräfte erhöht 
werden müssen, wenn Arbeitskräfte auf dem Arbeitsmarkt durch hohe 
Löhne angelockt werden sollen.(HEG.:ELHEIMER) 
WIDMAIER versucht als Lösungsweg die bisher beschriebenen Ansätze 
zu verbinden und entwickelt das kombinierte Angebots- und Nachfrage­
modell. Beide Ansätze werden beibehalten, nebeneinander durchgeführt 
und zum Schluß bilanziert. Diese Methode soll Gerechtigkeit durch 
Chancengleichheit, Sicherheit (des Arbeitsplatzes) durch Bedarfs­
deckung und Portschritt durch Anhebung des Bildungsniveaus garan­
tieren. (15~ statt 8% des Altersjahrgangs mit Abitur= Fortschritt 
und Gerechtigkeit ????) Bei der Konkretisierung der allgemeinen 

-~----------------------
( 1) A.HEGELHEIMER, 1970,zi t.nach Kapitalistische Hochschulreform~! ilß 
(2) SCHORP,1971, in:Forschungsberichte, wie GEIPEL,1971 
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Ziele treten als wichtigste Kriterien Gleichheit und Effizienz auf, 
Gleichheit der Bildungschancen und technologische sowie wirtschaft­
liche Effizienz. Auch dieser Ansatz endet da und scheitert daran, 
daß der Ausbildung, die jeden solange fördert, wie öffentliche 
Mittel dafür zur Verfügung stehen, von der wirtschaftlichen Effi­
zienz, d.h. der in allen Modellen auftretenden optimalen Allokation 
knapper Mittel, die G11enzen gesetzt werden. Trotzdem geht WIDliiAIER 
von der Ilussion aus, 3ildungsplanung könne zu einer Änderung •ni:;-t­
schaftspolitischer Ziele führen. 

Ihren neuesten Trend nat die Bi.ldunr;splanung in de~· Cu!'•"icult;.m -
Forschung. Wie ein Zauberwort erscheint der 3egriff Curriculum in 
pädagogischen Veröffentlichungen seit einigen Jahren immer häufiger, 
besonde~s seit S.3. ~BINSO~N in seine~ rt31ldunge~eform al8 evision 
Cur1·iculums" zum ersten Mal 1967 in de·:· 3!:l:D etn Modell der Curri­
culum- ;evision e~·arbei tet. "?o!·tschrittlici'le" Erziehungswiseenschaft­
ler, die gleichzeitig "moderner'' Wissenschaftstheorie genügen wollen 
und nach Problemen gesellschaftspolitischer 'elevanz suchen, s·enen 
neben dem Beitrag der Unterrichtstechnologie den ''Beitrag der 
Curriculumentwickl11ng hingegen in de!" Forderung nach kritischer 
.eflexion des Entscheidungs- und Begründungszusammenhangs in dem 

Lernziele jeweils stehen.''(1) 
Die Curricula, die auch die Geographen beschäftigen (sh. Beiheft 
der Geographischen undschau Juni 1971) und ·.GEIFEr, scheinba" ein 
neues .Ar bei tsfeld bieten, sollen aussagen, "l'dche Jildungsziele die 
Gesellschaft verwirklichen möchte und welche Wege zu ihnen füh-ren."(2) 
Die Cm·riculum-Forschung hat qualifikationse!•zeugende Lehr- und 
Lernprozesse (Ziele, Inhalte, Methoden, Organisationsformen, Kon­
trolle) zu planen und diese Planung zu rationalisie~en. K.F 'EY be­
schreibt den Begriff Curriculum. 
"Das Curriculum ist die Darstellung des Unte:·richts über einen be­
stimmten Zeitraum als konsistentes System mit mehre~·en Bereichen zum 
Zwecke der Planung, der optimalen ·ealisierung und Erfolgskontrolle 
des Unterrichts. Hinter dieser Umschreibung steht die Annahme, daß 
das Curriculum in irgendeiner Weise in eine:· Theo-rie erfaßt werden 
kann, und daß das Curriculum als Instrument fungiert."(3) 
Es scheint uns sinnlos, in der Curriculum-Forschung ein Konzept zu 
sehen, mit deren Hilfe die"Erziehung" zur Veränderung gesellschaft­
licher Verhältnisse beiträgt, vielmehr sind wir der Meinung, das 
Curriculum-Forschung zur Qualifikationsplanung und damit zur Sicherung 
bestehender Verhältnisse eingesetzt wird.(4) 

~
1) K.H.FLECHSIG u.a;,1970, zit.nach HGIS1."EN,1972,S.106 
2) DEUTSCHE'"{ BILDUNGS i.AT,1970,S.58 
3) K.F.-:EY, 1970, zi t. nach BECKE '/ JUNGBLUT, 1972 ,S.177 

( 4 )Wir bitten, uns Arbeitsergebnisse tiber"Cu-1<'o "als Anregung zu senden 
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·:eg:J,onale Eildungsplanung 
Chancengleichheit im Bildungswesen (und eben nur da) ist eine der 
G::undfo::deru.'lgen der Bildungspali tik. B'ür die Bildungsplanung lei­
tet eich daraus nicht nur die Beschäftigung mit der quantitativen 
Seite des Problems ab(Schüle:·zahlen, Abiturientenzahlen, usw.), 
sondern ist gleichzeitig ausgerichtet auf Sozialisations- und Lern­
Prozesse, Aufbau des gesamten Ausbildungssektors, Curriculum-For­
scnung usw. 
Ein Teilbereich ist die Festlegung der Standorte von Ausbildungs­
einrichtungen. Und genau diesen Teilbereich möchte sich gern die 
Gecgraphie als ''regionale Bildungsplanung" unter den Nagel reißen. 
( vgl. GEIP:EL, 196 5, S. 11 ) 
Daraus ergeben sich zwei Folgerungen : Einmal ist die Geographie 
das letzte Glied in der Kette der 3ildungsplanung, in dem sie die 
Vorstellungen der Bildungsökonomen hinsichtlich Mittelverteilung, 
Schulkonzeption etc. lediglich regional umsetzt. 
"l:ber die Verteilung nach Art und Kapazität des Angebots an all­
gemeinen und beruflichen Schul- und Ausbildungseinrichtungen er­
folgt letztlich die Konkretisierung übergeordneter allgemeiner 
bildungspolitischer Zielsetzungen in bestimmten räumlichen Einheiten. 
Insoweit werden durch die regionale Bildungsplanung in regionalen 
Einheiten gesamtstaatliche Ziele verwirklicht."(1) 
Zum zweiten möchte die Geographie ihre Kotwendigkai t, ihre ~elevanz 
für die Planung nachweisen, zumal sie als Schulfach immer mehr un­
ter Gemeinschaftskunde oder - wie in den neuesten ':ahmenrichtlinien 
in Hessen - unter Gesellschaftslehre subsumiert wird. Da versteht 
man schon die krampfhafte Suche nach"typisch geographischen" in der 
tealität. Von hier aus werden auch die Anbiederungaverauche an 

staatliche Stellen verständlich: so, wenn z.B. GEIPEL die Abgren­
zung von Sozialräumen als Aufgabe der angewandten Geographie be­
zeichnet, als Forschungsfeld "auf dem die geographischen Wissenschaf­
ten gerade den hier so kritisch betrachtenden Kultusverwaltungen 
die Notwendigkeit und Effektivität geographischer Arbeitsmethoden 
vorexerzieren können."(2) 
In diesem Zusammenhang ist es vielleicht nützlich, GEIFELS Stand­
ort (und den der regionalen Bildungsplanung) innerhalb der bürger­
lichen Bildungsökonomie kurz zu beleuchten. 
Der häufige Bezug auf die Herstellung von optimalen Ausbildungs­
bedingungen für alle Bürger und das "Bürgerrecht auf Bildung" ver­
weisen auf das angebotsorientierte Modell, das nur die operatio-

------------------------
( 1) Handwörterbuch für iaumforachung, Stichwort: Hagionale Bil­

dungsplanung 
(2) R.GEIPEL,1966,S.452 
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nalisierte Form jener politischer Forderung ist.(sh. individual 
demand approach) 

.egionales Studentenaufkommen, Abiturientendichte, Zut;ang zu Gym­
nasien, sowie Bildungsvorstellungen der Eltern, deren regionale 
Verteilung .untersucht wi!·d, machen deutlich, daß die Ausbi:dung 
und das Bildungsverbalten selbst Ansatzpunkt für die geograpiü sc':len 
Untersuchungen ist. 

Zwar wird im Handwörterbuch der ':aumfor::whung darauf hingewiesen, 
daß man vom Bedarfsansatz ausgehen muß, doch gerät man in ein Ji­

lemrna: 
"Wenngleich der man-power approachexplizit dem Grundrecht auf ei­
nen ausbildungsadäquaten Arbeitsplatz den Vorrang gegenüber dem 
"Bürgerrecht auf Bildung" einräumt, so vermag er doch selbst die­
sem Postulat nicht gerecht zu werden." ( 1) 
d.h."das Problem der quantitativen Ableitung und Vo!'ausschätzung 
des Bedarfs an qualifizierten Arbeitskräften ist jedoch bislang 
ungelöst."(2) 
Dies ist jedoch kein Mangel in der Methode, sondern liegt an der 
ökonomischen Struktur dieser Gesellschaft. 
Denn die konkurrierenden Einzelkapitale fragen nur Arbeitskräfte 
nach, die ihren speziellen Qualifikationsan:orderungen entsprechen. 
(Firma ·:eemtsma: "Bei der Einstellungsquote für Akademiker orientie­
ren wir uns ausschließlich amBedarf unseres rnternehmens."(3) ) 
Wieviele Arbeitskräfte aber benötigt werden, liegt nicht im Er­
messen der einzelnen Unternehmen, sondern wird ihnen von der natio­
nalen und internationalen Konkurrenz aufgeherrscht. Da aber die 
Kapitalakkumulation zyklisch erfolgt, ist auch "eine längerfristie;e 
Personalplanung nicht möglich". (4) 
"Sicherheit der Arbeitsplätze kann nur gewährleistet werden, wenn 
Investitionen mit denen der internationalen Konkurrenz Schritt 
halten." ( 5) 
"Auch in unseren Werken mußte die Belegschaft der veränderten Pro­
duktion augepaßt werden, So verringerte sich die Gesamtbelegschaft 
bei der Klöckner- Werke AG um rund 1200."(6) 

(1) F.HUISKEN,1972, S.156 
(2) Handwörterbuch für Raumforschung, Spalte 2594 
(3) BUNDESANSTALT FÜ?. ~~BEIT, 1972, S.15 
(4) vgl. ebda. S.14 ff 
(5) KLÖCKNER ~WERKE, 1970/71,8.20 
(6) ebda. S. 23 
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Sei den - noch ziemlich spärlichen - sozialgeographischen Unter­
auchuneen zur Eildungsplanung (insbesondere von ol GEIFEL) zeigt 
sich jedoch, daß fast ausschließlich der erste Ansatz praktisch 
berücksichtigt wird. Das bedeutet auch innerhalb der Bildungsöko­
nomie ein !iinterherhinken, da diese inzwischen wei te"e Entwicklun­
gen durcrigemacht hat. Da.'3 clieDei· Ihasenverzug noch nicht zu vHlliger 
Fehleinschätzung filn!·te, liegt an der notwendigen Allgemeinheit der 
A'lsbild"Ang. 
:Joch :fUhren diese Unterschiede im Ansatz zu Y.'ider·sprüchen inner­
halb der Bildungsgeographie. Geht z. 3. r .• GEIFE:S., eine::·sei ts davon 
aus , da:3 man die Eil dune:: in be s timroten : äumen nur zu verbessern 
b"r;.'Jc\:"::e, damit dort wieder ökonomische Entwicklungen in Gang 
kolll!rren, aleo aus einem Passiv- wieder ein Aktivraum wird (siehe 
H .GEI?E1, 1971, S. 47, 55, 59,60) oder beschreibt er das Bildungs­
verhalten als quasi autonom (siehe ebda, S. 50, 52, 59, 60 )ohne 
zu berü~ksichtigen, daß ja auch schon das Einzel- oder Privatinter­
esse schon geee:ls:::haftlich bestimmt ist, so wird e;o andrerseits 
daz~ gezwungen, anzuerkennen, daß eben dies nicht ausreicht, um 
die "heile Welt" wieder herzustellen. So fordert er die enge Ve:ro­
flechtung der !'egionalen Bildungsplanung mit der P.aumordnung und 
leitet das scheinbar logisch aus der Annahme ab, daß das Bildungs­
als '::eil der InfrastruktuT" "langfristig durch seinen E:i,nfluß auf 
die ~ualität des Arbeitskräftepotentials die Entwicklungschancen 
einer ?egion entscheidend" mitbestimrnt.(1) 
:Joch scheint uns diese Notwendigkeit der Verknüpfung von Bildungs­
planung und \aumordnung ehe!' daraus hervorzugehen, daß das Bil­
dungsangebot :..:nd die :Oildungsnachfrage, die die Sozialgeographie 
näher unteYsucht, mit der ökonomischen Entwicklung in Zusammenhang 
gebracnt werden muß. Und so wird an der Oberfläche wieder zusammen­
gefügt, was zwar- wie oben schon erläutert - die Kapitalverwertung 
zur gemeinsamen Grundlage hat, dieser Zusammenhang aber von den 
Sozialgeographen nicht begriffen ist, da die unmittelbare Produk­
tion ohnehin von der Planung ausgeschlossen bleiben muß. (2) 

( 1) Handwörterbuch der :aumforschung, Spalte 2587 
( 2) Anm. :Marx über einen bürgerlichen Wissenschaftler: 

"SEIN TIEFSINN BESTE:IT HIER WIE IMMER DARIN , ]IE 
STAUBWOLKEN DER OBERFLÄCHE ZU SEHEN UND DIES STAU­
BIGE ANMASSLICH ALS ETWAS GEHEIMNISVOLLES UND BE­
DEUTENDES AUSZUSPRECHEN." (Kapital, Bd. 3 1 S. 369) 
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ZUR GEOGRAPHIE DES BILDUNGSWESENS UIID R. GEIPEL 

GEIFELs Untersuchungen zur Geographie des Bildungswesens setzen 
an beim Bildungsverhalten der Individuen oder Gruppen,also bei 
subjektiven Entscheidungen,die sich räumlich niederschlagen. 
"Dabei wird es darum gehen,das unterschledliche Bildungsverhalten 
von Bevölkerungsgruppen als einen Teil des allgemeinen Sozial -
verhaltene zu erkennen,es räumlich zu begrenzen und es mit zur 
Bestimmung von"Räumen gleichen sozialgeographischen Verhaltens' 
zu benutzen.m 1) 
Wie die Sozialstruktur und damit das Sozialverhalten mit der 
ökonomischen Struktur verknüpft ist,führt GEIPEL nirgends explizit 
aus,obwohl er die Zusammenarbeit von Bildungsplanung und Raum­
ordnung immer wieder betont.Dadurch erscheint auch das Bildungs­
verhalten in seinen Untersuchungen nur als Summe von einzelnen 
Willensakten,zwar irgendwie du:treh die Sozialgruppe beeinflußt, 
aber letzlieh doch durch persönliches Verhalten bedingt und ist 
somit auch individuell korrigierbar,z.B.durch Elternberatung. 
Das entspricht methodisch der Reaktionskette a·la SCHAFFER,der 
die Veränderung v~n Verhaltensweisen und schließlich von sozial­
geographischen Raumstrukturen ebenfalls in der Veränderung v~n 
Wertvorstellungen begründet sieht ( vgl. THQ;;iALE, 1972 ,S. 221). 
Daß Ideen nicht frei im Raum umherschweben,sondern auf einer 
materiellen Grundlage entstehe.n,die unabhängig v.om Willen -
also objektiv -vorgegeben ist,muß diesem idealistischen Ansatz 
entgehen. 
"Nun ist aber das Bildungsverhalten dem Wirtschaftsgeist,dem 
Konsumverhalten oder dem Wählerwillen strukturell verwandt •.. 
Sie alle erhalten ihre Antriebe von den Kompaßnadel-Ausschlägen 
innermenschlicher Wertungs-und Lenkungssysteme.Wie individuell 
auch immer diese Ausschläge scheinbar erfolgen mögen,nach dem 
Gesetz der großen Zahl stellen sich doch gewisse Haupt-Himmels­
richtungen heraus,wie sie am drastischsten und häufigsten am 
Wählerverhalten abzulesen sind." 2) 
An dieser Stelle sind GEIPEL und SCHAFFER cem gleichen Ansatz 
zuzurechnen,dem prozessualen.Dazu kommt nämlich noch,daß auch 
GEIPEL von den Grunddaseinsfunktionen ausgeht. 

Das oben auf dieser Seite angeführte Zitat verwist auf den sozial­
räumlichen Ansatz ebenso wie GEIFELs Arbeit "Sozialräumliche 
Strukturen des Bildungswesens. 

1 )GEIPEL,196~S.155l 
2)GEIPEL,l968 b ,S.156 
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Daß dieselbe Arbeit( GEIPEL, t965,) sich jedoch auch mit entsprechendeiT 
Vo!"wort und dem Hinweis auf die Grunddase.insfunktion 'sich bilden' 
dem pr~zeasualen Ansatz zuschreiben ließe,läßt aufmerken.Denn zu 
Ende gedacht würde es bedeuten,daß zwei verschiedene Ansätze -
sozialräumlicher und prozessualer -mit ~laichen Vorgehansweisen 
zu gleichen Ergebnissen kommen,also austauschbar sind. 
In dieser Allgemeinheit ist die Aussage sicherlich nicht zu­
treffend,da der prozessuale Ansatz insofern eine Weiterentwicklung 
darstellt,daß räumliche Strukturen nicht nur deskriptiv behandelt, 
sondern auch deren Entwicklung wiedergegeben werden soll.Inso­
fern ein 'Fortschritt•. 1) 
Doch auf GEIPEL scheint obige Feststellung zuzutreffen.Er läßt 
sich mit seinen ~beiten zur Bildungsgeographie beiden Ansätzen 
beliebig zuordnen. Und zwar aus folgendem Grund:GEIPEL geht aus 
vom BildJngsverhalten,beftaßt sich also nolens volens mit den 
'Tragern räumlicher Prozesse' ,während er gleichzeitig die 
räumliche Struktur des Bildungswesens zu erfassen versucht. 
Wenn also GEIPEL in neuerenArbeiten mit dem Hinweis auf die 
Grunddaseinsfunktionen beginnt,wird eine methodische Weiterent­
;vicklung vorgetäuscht ,die nicht stattgefunden hat .Denn der 
Ansatzpunkt GEIFELS ist das Wollen des Einzelnen, d'ie Bildtmgs­
willigkeit,wobei immer nur implizit sichtbar wird,wie sich dieser 
Wille in einem ganz bestimmten Rahmen bewegt. 
Wenn wir GEIFELS jllngere Arbeiten nun einmal als d~m prozessualen 
Ansatz adäquat anneh'-men,mUssen wir unsere Kritik anders an­
setzen. 
Der Fortschritt des prozessualen Ansatzes liegt laut Selbstver­
ständnis in der prozeßhaften Erfassung der 'Grundaaeinsfunktionen•. 
Und hier schon ist die WidersprUchlichkeit dieses Ansatzes sichtbar. 
Denn auf der einen Seite will man räumliche Prozesse,räumlichen 
Wandlel untersuchen.Zugleich werden aber die Funktionen arbeiten, 
wohnen usw.gleichrangig nebeneinandergestellt-Damit erfolgt 
nicht nur eine Abstraktion v.on der historischen Entwicklung 
der Funktionen selbst und ihren qualitativen Unt.erschieden. 
Gleichzeitig weren sie als 'Grunddaseinsfunktionen'nach rück-
wärts verllmgert,werden in ihrer kapitalistischen Form als 
immer schon notwendige gefaEt,als überzeitliche Kategorien,deren 
Wechselbeziehungen untereinander zudem ungeklärt bleiben. 

1)Fortschrittlichkeit kann nicht als Kategorie dienen,solange 
nicht baatimmt ist,woran diese gemessen wird.So betrachten sich 
z.B. heute Anhänger der DKP,der SPD oder CDU gleichermaßen als 
fortschrittlich, 



-31-

Ein Beispiel ist R.GEIPEL,1971,der sich in seinem Aufsatz auf die 
Charta von Athen bezieht.Es macht ihn offenbar gar nicht stutzig, 
daß die Funktion 'sich bilden' darin noch gar nicht enthalten 
ist. l) Folgerichtig begründet er das späte Interesse an cer 
Bildung mit demHinweis,daß sie wichtiger geworden ist.Warum 
sie aber wichtiger geworden ist,bleibt unbegriffen ebenso wie 
die Tatsache,daß der Ausbildungssektor sich ja erst mit der 
Entwicklung des Kapitalismus von der unmittelbaren Produktion 
abgetrennt hat. (vgl.Abschnitt über Ausbildungssektor und Kap.). 
Im Feudal!:ismus konnte also ein Interesse an Ausbildung als 
getrennter Funktion noch nicht vorhanden sein,da sie ja in der 
Produktion selbst erfolgte. 2 ) 
Da bei den bürgerlichen Geographen aber nur empirische Unter -
auchungen nicht'ideologiebefrachtet' sind(GEIPEL,1968a),aieht auch 
GEIPEL Erscheinungen wie Bildungsangebot,Bildungsnachfrage nicht 
als kapitalistisch produzierte an,sondern als Tatsachen an sich. 
Dabei ergeben sich neue Wideraprüchlichkeiten. 
Auf der einen Seite möchte GEIPEL die Geographie sehr gern an 
'Staataaufgaben' mitwirken sehen,da die räumliche Komponente bei 
der Bildungsplanung zu wenig berücksichtigt wird,auf der anderen 
Seite pfeift er auf den Versuch der Bildungsökonomen,den gesell­
schaftlichen Bedarf an Arbeitskräften mit der Ausbildung in 
Einklang zu bringen und geht vom Individuum oder den zu Gruppen 
addierten Individuen aus.GEIPEL untersucht folgerichtig den 
Bildungskonsum,die subjektiven Anspnüche dec Einzelnen,währand die 
Bildungsökonomen gerade dies ausklammern und die 'Bildung als 
Investition' quantifizieren möchten.Abermals läßt sich GEIPEL 
dem individual demand approach (siehe diesen)zuordgnen. 
Nun ist es durchaus denkbar,daß GEIPEL auch seinen Ansatz weiterent­
wickelt und ausgeht von dem regional differenzierten Bedarf der 
einzelnen Unternehmen an Arbeitskräften und dies verbindet mit 
ddr Analyse des Bildungswe.JIIIens sowie Ansprüchen der sozialen Gruppen. 
Dann wäre in etwa der jetzige Stand der Bildungsökonomie erreicht. 
Deren Beschränkung haben wir schon aufgezeigt. 
Auf die Untersuchung von Leerformeln bei GEIPEL wie"Funktions­
gesellsch~ft unserer Tage", "Massendemokra tie 11 (GE IPEL, 1971 ,S. 4 7ff) 
haben wir hier verzichtet. 

1) In These 77 werden nur die Funktionen wohnen,arbeiten,sich 
erholen(inder Freizeit),sich bewegen genannt. 
nach Hanwörterbuch •.• "Charta von Athen" 

2)Auch Wohn-und Arbeitsplatz haben sich erst mit Entwicklung des 
Kapitalismus zu räumlich getrennten Funktionen herausgebildet. 

" 
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Frank Giesen 
BURGERI,ICHER S'.2AAT illT.D INFRAS'J'RUKTUR 

l. Vorwort 
:Diese Arbeit stellt von unserer Seite einen ersten all,:;e:neir.en Vers:lch 
dar,über die Entstehung des Staates und seiner historischen Entwick­
lnng zu einer Analyse der heutigen ~'unktion und der damit verbundenen 
Aufgaben de$ bUrgerliehen Staates,also was man weitgefaßt als Infra­
struktur bezeichnet,zu kommen. 
Dieser Anspruc!l impliziert ,daß sich nicht mit speziellen Problemer; wie 
z.B.Raumardrmng oder Stiidtebau,d.h.mit konkreten Versuchen kapitalis­
tischer "Planung",beschäftigt werden soll,sondern es ist intendiert, 
mit dieser Arbeit erste alle;e'lleine Vo:rausse+,zungen für die Analyse 
und Einordnung staatlicher fviaßnahmen bei speziellen "E'roblemen zu 
schaffen. 
Die!le Arbeit gibt in etwa den Diskussionss~and von Anfrmg 1')72 wieder. 
Wir meinen sie dennoch in dieser Nummer veröffentlichen zu können,da 
sie nach unserer Ansicht einen,wenn auch relativ oberflachlichen,Ei?­
stieg in die ?roblematik der Infrastraktur,bzw,des Verhältnisses von 
Staat und Infrastrnktur ermöelioht .So besitzen unsere Einscht1tzunßen 
von Staat und EinzeU:api talen in Bezug auf infrastrukturelle Einrich­
tungen lediglich Thesenc~rakter.Dies gilt in besonderem Maße für die 
Behauptung, daß Einzelkapitale aufgrund sich versch'irfender Verwertungs­
schwierigkeiten die profitablen Bereiche der Infrastruktur zu okku­
pieren versuchen und dadurch in einen tendenziellen Interessengegen­
satz zum bürgerlichen Staat geraten müssen. 
Wir werden in Zukunft über dieses Thema intensiv weiterarbeiten,da es 
unserer Meinung nach von größter Wichtigkeit ist,z.B.auch für eine 
sozialistische >bchschulpoli tik. 
2. Die Notwendigkeit der Entstehunv, des Staates 
Mit der Entwicklung der "Produl.::tivkräfte einher geht die Entwicklung 
der Teilung der Arbeit,bzw.die Teilung der Arbeit ist ihrerseits 
wieder Voraussetzung fUr die Weiterentwicklung der Produktivkräfte. 
Sind diese und der korrespondierende '1rad der ·Teilung der Arbeit an , i. 
einem Punkt angelangt,der es ermöglicht so viel zu produzieren,daß ein 
Teil der Gesellschaft sich nicht mehr unmittelbar an der Produktion 
des zum Lebensunterhalt notwendigen Naßes an Lebensmitteln beteiligen 
muß,ist die Voraussetzung zur Herausbildung von Privateigentum gegeber.c, 
Die Existenz dieses privaten Eigentums an Produktionsmitteln teilt 
die Gesellschaft in zwei sich unversöhnlich gegenüberstehende Klassen, 



in Besitzende und !iichtbesi tzende. 
"Eine solche Gesellschaft konnte nur bestehen entweder in fortwährendem 
o:ffertem Kat:Jpf dieser Klassen gegeneinander oder aber unter der Herr­
schaft einer dritten Macht.die,scheibar über den widerstreitenden 
!!tehend,ihren offenen Konflikt niederdrückte und den Klassenkampf 
höchstens auf ökonomischem Gebiet,in sogenannter gesetzlicher Form, 
sich ausfechten ließ.Die Gentilverfassung hatte ausgelebt.Sie war 
gesprer~t durch die Teilung der Arbeit,und das Ergebnis,die Spal-
tun~ der Gesellschaft in Klassen.Sie wurde ersetzt durch den 
S t-a a t ." (1,5.292) 
Der Staat,von dem Engels hier spricht,ist der Staat in der Sklaven­
haltergesellschaft,ei.ner Gesellschaft,die als erste auf der Basis 
des allerdings noch gemeinschaftlichen Privateigentums existierte. 
Er mußte e:r.tstellen,weil sich hier erstmals in der Gesvhinhte zwei 
antagonistische Klassen,Bürüer bzw.Sklave~~alter und Sklaven,gegen­
überstanden. 
"Ers"'; als die erste }'orm der 'reilunü der Gesellschaft in Klassen, 
als die Sklaverei aufkam,als es einer gewissen !::lasse von Menschen, 
die sich auf die gröbsten ?ormen der landwirtschaftlichen Arbeit 
konzentriert hatte,m~glich wurde,einen gewissen Überschuß zu pro­
duzieren,als dieser Überschuß für die allerarmseligste Existenz 
der Sklaven nicht mehr absolut notwendig war und in die Hände des 
:3klavenhal ters fielen,a.ls sich auf diese Weise die Existenz dieser 
Klasee von Sklaver.haltern festigte und damit sie sich festigte, 
wurde das Entstehen des Staates zur Notwendigkeit." ( 2 ,s .14) 

Es kam1 also keine Rede davon sein, daß der Staat eine der Gesell­
schaft von außen aufgezwungene Macht (Engels)· sei. 
"Staatliche und ähnliche Institutionen entspringen •.• in tiefster 
Hinsicht der sozial-ökonomischen Notwendigkeit,genauer:dem objek­
tiven Bedürfnis der herrschenden Klassen nach einem Instrument,der 
Staatsmacht namlich,zur Garantie ihrer ökonomischen Interessen 
gegenüber der gesamten übrigen Gesellschaft,insbesondere gegenüber 
den arbeitenden,auszubeutenden Klassen."(3,S.90) 
Ursprünglich,und an dieser Grundfunktion kann sich solange nichts 
ändern,wie es Klassen gibt,hat der Staat also die Funktion,die 
jeweiligen Produktionsverhältnisse zu garantieren,die jene der 
herrschenden,besitzenden Klasse gegenüber der nichtbesitzenden aus-

' ' gebeuteten darstellen.Oder anders gesagt:Die Aufgabe jedes Staates 
besteht darin,die allgemeinen Produktionsbedingungen zu garantieren 
und aufrechtzuerhalten.Dabei müssen sich die Maßnahmen hierfür in 
dem Maße ändern,wie sich die Produktivkräfte und damit die Produk­
tionsverhältnisse entwickeln.Man wird später sehen,daß diese Maß­
nahmen z.B. im Kapitalismus anderer Quantität und Qualität als in 
der Sklavenhaltergesellschaft sind und sein müssen. 



-35-
3· Grundlagen und Entstehung des bürgerlichen Staates 

Allen Staaten der präkapitalistischen Gesellschaftsformationen war 
ein entscheidendes Merkmal gemein,das sie grundlegend vom kapital­
istisch-bürgerlichen Staat unterscheidet:die direkte Identitat von 
ökonomischen und politischen lliachtträgern.Waren es in der antiken 
Sklavenhaltergesellschaft,die auf gemeinschaftlichem Privateigen­
tum basierte,die Sklavenhalter,die antike Bourgeoisie,die neben 
der ökonomischen Macht als einzige das Recht besaß,die politischen 
Posten zu besetzen,so sind es im Peudalismus,der auf dem Privat­
eigentum des Grundbesitzes und,später,dem korporativ<m Eigentum 
des Handwerks beruhte,die feudalistische Aristokratie und die Zünfte, 
die die Staatsträger bildeten. 
Marx charakterisiert den feudalistischen Herrscherstaat folgender­
maßen: 
"Welches war der Charakter der alten Gesellschaft? Ein Wort charak­
terisiert sie.Die F e u da 1 i t a t .Die alte bürgerliche Gesell­
schaft hatte u n m i t t e 1 b a r einen p o 1 i t i s c h e n 
Charakter,d.h.die Elemente des bürgerlichen Lebens,wie z.B.der 
Besitz oder die Familie oder die Art und 'Neise der Arbeit 1 waren · 
in der Form der Grundherrlichkeit,des Standes und der Korporation 
zu Elementen des Staatslebens erhoben.Sie bestimmten in dieser 
Form das Verhältnis des einzelnen Individuums zum S t a a t s -
g a n z e n ,d.h.sein p o 1 i t i s c h e s Verhältnis,d.h. sein 
Verhtü tnis zur Trennung und Aussc!':tließune von den anderen Bestand­
teilen der Gesellschaft,Denn jene Organisation des Volkslebens er­
hob den Besitz oder die Arbeit nicht zu sozialen Elementen,sondern 
vollendete vielmehr ihre T r e n n u n g von dem Staatsganzen und 
konstituierte sie zu b:e'S o n d e r e n Gesellschaften in der 
Gesellschaft.So waren indes immer noch die Lebensfunktionen und 
Lebensbedingungen der bürgerlichen Gesellschaft politisch,wenn auch 
politisch im Sinne der Feudalität,d.h sie schlossen das Individuum 
vom Staatsganzen ab,sie verwandelten das b e s o n d e r e Verhält­
nis seiner Korporation zum Staatsganzen in sein eignes allgemeines 
Verhältnis zum Volksleben,wie seine bestimmte bürgerliche Tätigkeit 
und Situation in seine allgemeine Tätigkeit und Situation.Als Kon­
sequenz dieser Organisation erscheint n0twendig die Staatseinheit, 
wie das Bewußtsein,der Wille und die Tätigkeit der Staatseinheit, 
die allgemeine Staatsmacht,ebenfalls als b e s o n d e r e Ange­
legenheit eines von dem Volke abgeschiedenen Herrschers und seiner 
Diener." (4,8.51) 
Die diesem feudalistischen Herrscherstaat zugrundeliegende Produk­
tionsweise stößt an einem bestimmten Punkt an ihre eigenen Grenzen. 
Die Produktivkräfte können sich nicht weiterentwickeln,sie werden 
durch die Organisation der feudalistischen,vergleichaweise bornierten 
Produktionsverhältnisse in ihrer Entwicklung derart gehemmt,daß sie 
enä+ich deren Zerstörung bewirken.Es erfolgt der Übergang vom 
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Feudalismus zum Kapitalismus. 
Mit dßr nun veränderten Produktionsweise verliert der Staat zwar 
nicht seine Grundfunktion,denn "Die politische Gewalt im eigent­
lichen Sirille ist die organisierte Gewalt einer Klasse zur Unter­
drückung.einer anderen."(5,S.45) 
Aber der gesellschaftliche Charakter der Staatsmacht ändert sich. 
"Die politische Revolution,welche diese(die feudalistische,d.V.) 
Herrschermacht stürzte und die Staatsangelegenheiten zu Volksan­
gelege~~eiten erhob,welche den politischen Staat als a 1 1 g e -
m e i n e Angelegenheit,d.h.als wirklichen Staat konstituierte, 
zerschlug notwendig alle Stände,Korporationen,Innungen,Privilegien, 
die ebensoviele Auedrücke der Trennung des Volkes von seinem Ge­
:neinwesen waren.lJie politische Revolution h o b damit den p o 1 -
i t i s c h e n C h a r a k t e r d e r b ü r g e r 1 i c h e n 
~ e s e 1 1 s c h a f t a u f ~(4,S.51) 
''Der Staat hebt den Unterschied der G e b u r t, des S t a n d e s, 
der E i 1 d u n g,der B e s c h ä f t i e u n g in seiner Weise 
auf ,wenn er Geburt ,Stand,Bildung,Eeschäftigung für u n p o 1 i t­
i s c h e Unterschiede erklärt,wenn er ohne Rücksicht auf diese 
Unterschiede jedes Glied des Volkes zum g 1 e i c h m ä ß i g e n 
Teilnehmer der Volkssouveränität ausruft,wenn er alle Elemente des 
wirklichen Volkslebens von dem Staatsgesichtspunkt aus behandelt. 
~iichtsdestoweniger läßt der Staat das Privateigentum,die Bildung, 
die Beschaftigung aufihre Weise,d.h.als 2rivateigentum,als 
Bildung,als Beschäftigung w i r k e n und ihr b e s o n d e r e s 
',\esen geltend machen.Weit entfernt,diese f a k t i s c h e n 
Unterschiede aufzu.'teben, existiert er vielmehr nur unT.er ihrer Vor­
aussetzung,empfindet er sich als p o 1 i t i s c h e r Staat und 
macht er seine A 1 1 g e m e i n h e i t geltend nur im Gegensatz 
zu diesen seinen 1lementen." (4,S.38) . 
Dieser kapitalistisch-bürgerliche Staat ist adäquates Resultat und 
gleichzeitig Voraussetzung der Bedingungen der materiellen Produk­
tion,d.h.der kapitalistischen Produktion.Der kapitalistische Pro­
duktionsprozeß benötigt Produzenten,die frei sind,frei von Leib­
eigenschaft und vor allen Dingen frei von Produktionsmitteln.Diese 
LohnarbeitermUssen ihre Arbeitskraft verkaufen können,d.h.sie 
müssen als freie Verkäufer auftreten,also dem Besitzer der Produk­
tionsmittel als rechtlich gleichgestellte Pe~son.Frei und rechtlich 
gleich aber auch deawegen,weil die Arbeitskraft der Lohnarbeiter 
eben nicht nur fUr einen Kapitalisten verfügbar sein muß,sondern 
fUr alle.Deshalb ist der bürgerliche Staat gezwungen,als Garant 

der Volkssouveri{n!tät zu erscheinen,und aus diesem Grund darf es 
keine politischen Unterschiede innerhalb der bürgerlichen Gesell­

B·chaft m.ehr geben. Unberührt davon bleiben aber die ökonomi echen 
Unterschiede bestehen und werden durch das Kapital immer wieder neu 

produziert und weiter verschärft. 

4. Zur Funktion des bürgerlichen Staates 

"Durch die Emanzipation des Privateigentums vom.Gemeinwesen ist der 
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;~taat zu einer besonderen Bxi:3tenz r.1eben und a1~~::,er der bürg~~rlichen 
~esellschaft geworden;er ist aber weiter l.ichts als die .orx ~er 
Orge.nisation 1 welche sich die J3oureeois a~')W,'Jhl nach Au:.1en ~J.l::t r;ach 
i:r~ne hin zu.r gegenseitigen rrarantie ihre71 l·:ir;;::;nturr.s ·~.u~d it.r~r 
Interes~en n~iwendig eeben.'' (6,~.62) -
Aue:~., der kapi i:ialistische Sta~1t ist; also J n~3tru .. rn8rrt der l·;.e.rrschE:n(~er: 

t:l3.SSe Z'.lr Aufrechterhal tUnt) der ihre (·dacht; begrlnder:.üer~ .~rü\"iu~:.tt;;r:s­

V·:~r!'ii:iltnisse.f}l.eiChVtJ!"_l haber~ ~'3ich di~~ ;'l~lf't~.~-lLtH1 ~rld , eti:..ojer .. s.u.:·.~;ruLd 

der veränderten ?roduktionsvv·ei2!e - u.nö Yer:n:~ltlliss.t-; ;·~ear:.:·H?!'t i:;: 

und Jdethaden sind,und daß ~erade ~er kgpitalistische Jta~t sei~e 

Existenz aueer und ne "oen dt:r f;r;:;sellscj-,.a·:'t :.:-t~ifA;n mu!.), o ·:·:,·J.'Gl~J Br .,1 ~1 

nn t ur1.d aus r:ersel ben hervoY'gt::e&.n,ßsrL i~~t, 

Die Staatsform aller fri.lheren '}asellschrtftet~, bzw. Kl::tss en,!,e;:H~ llsci-1-:tft-

en,war die des Eerrscherstaates,d.h.dic 5kono~is~h ~errscrtenöo 
Elasse war auch u~:nitt,elbar die _politisc~ herr·se"'L6fdle .. 30 wa:.:·er.~, 

im antiken 'lriechenlanrl und Horn n1"r ki tglieder <:ier besitzender: 
Klasse a!r.tiv 'lnd passiv ·Nahlberechtif!,t.I:ie Staatsform ir.:~ Feunali.S:J:'lS 

war die i>ionarchie, deren Insti tuti,Jnen nur vm ;ü "C!;liedern rler .c.ris­

tokratie und s;mi t des l}r; ngrundbesi tzes, Bpater noc:: V'm Ver-+:retern 
des st:idtischen Handwerks besetzt waren. I..:benfcüls ge:nein war diesen 
beiden Gesellschaften da>J weitgehend ein':leitliche Interesse ireHer­
halb der herrschenden ökonomischen Klas:,,en. 
Anders im Kapitalismus .Anc:l hier ~~ibt es z,,:ar hauptsüchlici: ei.ne 
ökonomisch herrschande Klasse, die in ihrer r;esamthei t auch ein 
eir~IJ.ei tliches Interesse hat ,n imlich das der c;rößtmöe;lichen Profit­
maximierung,aber dieses ~_;emeinsame Interes!'le muß erst vermittelt 
werden. 
Der kapitalistischen Produktionsweise eie;en ist die Konkurenz der 
Einzelkapitale. Jedes Einzelkapi t1.i.l muß !k'lCh bestrnögl ichc;r I:apitcil­
verwertung streben und steht so den Interessen der e~nderen Einzel­
kapitale diametral entgegen. Es muß also eine Institution vorharlden 
sein,die außerhalb des unmittelbaren Produktionsprozesses agiert, 
um das den in der Produktion konkurrierenden Einzelkapitalen ab­
gehende Gesamtinteresse,die Niederhaltung der nichtbesitzenden 
Klassen und Schichten,zu übernehmen und durchzusetzen.Und eben diese 
Institution ist der "ideelle Gesamtkapitalist" (Enr:;els),der bürger­
liche Staat.Hierin liegt auch begründet,daß Marx von der Existenz ,. 
des Staates als "neben und Außer der bürgerlichen Gesellschaft" 
spricht. 
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:::::s wurde in Abs,~hni tt 2 schon c;esagt, daß die Hauptfunktion jedes 

3t.aatr"s d.arir.. bes+.iinile, die herrschenden Produktionsverhältnisse 

aufrecbt:merhalten un<i zu garantieren.llies gilt uneine;eschränkt 

eüer:!'alls x"1tir de!': ~~tpi -;;alistischen Staat .. 
11 Lie f'rrr~W.:ihrende U!!rt'd.lzuniS der Produktion, die ununterbrochene 
r;rschcltterur,g al:er gesellschaftliche~ Zustände ,di;; ewige Un­
sicherheit und Bewegung zeic!;net die .oourgeoi se!)ocne vor allen andern 
·.::.n;.s 
Uwl' ":Die l3oureeoisie har;n nicht existieren, ohne die Produktions­
ir:str,lc,ente, ahn die l'roduktionsver!ilil tnisse, also s'1mtliche gesell­
!lCr,aftl.lc!1en 'lerhültr,i!!se fortwihrer:d zu revolutionieren. "(5,S. 29) 

Ver di esect Eintergrur.d wird klrJ.r, deJJ die kapitalistische staatliche 

l}ewal t da'l 5pektrmr. der ;,;aßr.ahmen entgegen früheren r}esellschaften 

s':•>ndi.g erweitern .:nu!3 llflt:. dies ,historisch f:esehen,auch getan hat. 

Dar',iberhir:aus ic: sie gezwungen, eine AUfßabe zu übernerunen, die 

;:1 eic~:zei';ig :tesul tr:.t und Voraussetzung des kapi talistisc;:-;,en Pro-

d:tKtioneprozesses ist. 
"Unter "er. Jedineuni_;en der Verallgemeinerung der 'tlarenproduktion, 
d.h.unter kapitalistischen ]3eding•mgen,in denen die •rrennung der 
indi ~·iduellen l'rmi•-tzenten von ihren Produktionami tteln real wird 
•md dr~s Kapitalverhä!.tnis - nac11 reeller Subsumtion cier Arbeit 
unter das j<,ani tal - sich rein herausbildet, setzt die gesellschuft 
lic:1e Arbeit, in ihrer kapi tali:stischen Form, einen charakteristischen 
YiiclerRp:ruch:E i n e r s e i t s 'bildet sie gerade die Grundlage 
f'Ur einen gesamtgesellschaftlichen ZusammerLllan~ des Reproduktions­
prozesses, indem sie die ,;esellschaf'tliche '.Ceilung der Arbeit auf 
die Spitze treibt und darrli t mehr 1~nd mehr Potenzen gesellschaftlicher 
Arbeit entw.Lc!.:elt.Jedach mlisAen,wie bei jeder e;esellschaftlichen 
Prlld.ul,tifJr:,gewisse allge:nein notwendi;.;e Rahmenbedingune;en des 
~'roduktions- und Reproduktionsprozesses vore;ee;eben sein, die ihrer­
seits selbst produziert sein müsaen,was bedeutet,daß ein adäquates 
~uantum gesellschaftlich disponibler Arbeitszeit zu ihrer Her­
stellung auf gewandt werderc muß.A n d e r e r s e i t s stellt sich 
jedoch die :1esellschaftlichkei t der individuellen Arbeiten erst 
a posteriori auf3erhalb der privaten Produzenten heraus ,als Resultat 
eines ar,archischen Prozesses ,Alle Arbeiten, die a priori gesellschaft­
liche sind,in der 'lieise,daß sie direkt zur Erfüllung gemeinschaft­
licher Aufgaben dienen,können daher nicht unter der Form der bloß 
vermittelt gesellschaftlichen Arbeit geleistet werden. Jjie gemein­
schaftlichen Arbeiten werden also bedingt durch die Gesellschaft­
licr~eit der Produktion übernaupt und werden zugleich durch die 
spezifische Art der Gesellschaftlichkeit an der Ausführung ver­
hindert~Der Widerspruch kann sich nur lösen,indem sich der Gesell­
schaft von Privaten die Gesellschaft als solche gegenüberstellt, 
indem also die Gesellschaft, das Allgemeine, worunter die besonderen 
Individuen subsumiert sind, eine selbständige besondere Existenz 
neben und außer der Gesamtheit der die Gesellschaft konstituierenden 
Privaten gewinnt.Diese Verdoppelung der GeseJ:lschaft bringt den 
Staat hervor. 11 ( 7 ,8,131) 

Das heißt, da·: sich die Gesellschaftlichkei t im Kapitalismus erst 
über den Markt herstellt, die gesellschaftlichen Bedingungen für 
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den Produktionsprozess aber schon a priori geschaffen werden rr!Jssen, 
wird de;r Staat notwendig,als etwas über der Gesellschaft stehendes, 
um die allgemeinen Voraussetzungen für die Produktion und die Re­
produktion zu schaffen. Daß der ''ideelle Gesamtkapi t_a.l ist" ur.ter dex 
Zwane dieser.Notwenigkeit Entscheidungen auch gegen die besonderen 
Interessen der Einzelkapitale treffen und durchsetzen muß,zeigt 
u. v. das Beispiel der Pabrikgesetzgebung in Bngland zur Zeit des 
"free trade".(siehe hierzu autch iJJEW Bd.23,S.504 ff) 
Durch die dem Kapital eigene Dynamik fand eine immer starkere 
Y..onzentration und daran anschließende Zentralisation des Kapitals 
statt,was wiederum die Voraussetzung für das Binsetzen des Ixperia­
lismus war. 
An diesem Punkt musste die Aufgabe des Staates,die allgemeinen Vor­
aussetz~~gen für Produktion und Reproduktion der F~tionalen Einzel­

kapitale zu schaffen,internationale Dimensionen annehmen,deren 
Resultat unter anderem zwei imperialistische 'lieltkriege sind.l\'iit. 
dem Abschluß der Aufteilung der Welt beginnen die Verwertune;sschwierg 
keiten des Kapitals sich fortlaufend zu verschiirfen. 
Es ist deshalb kein Zufall,daß gerade in dieser Zeit der Staat immer 
mehr Einrichtun;en übernim:nt,die zu den vor-und nachgeschalteten 
Bedingungen der Produktion e;ehören,d.h.die Infrastruktur im weites-:­
ten Sinne, und somit starkeren Einfluß auf die (fesellschaft und die 
ökonomischen Bewegun:;en nimrr:t. 

4.1. Infrastruktur und bürgerlicher Staat 

l•1an hat bisher gesehen, daß die Erstellung der allgemeinen Rahmen­
bedingungen für den kapitalistischen Produktionsprozess,der Intra­
struktur also,vom Staat übernommen werden muß,einmal,weil sich die 
Gesellschaftlichkei t im Kapitalismus erst über den IV!arkt ,also an­
schließend an die Produktion,herstellt,die Bedingungen für die 
gesellschaftliche Produktion aber a priori geschaffen weruen 
müssen,zum anderen,weil die zunehmenden Verwertungsschwierigkeiten 
des Kapitals,oder besser der Einzelkapitale,ein zunehmendes Ein­
greifen einer "neutralen" Institution verlangen.Doch ist bis jetzt 
ein wichtiger Grund für diese Staatstätigkeit noch nicht genannt 
worden. 
Da Kapital dem Zwang unterliegt,sich so schnell wie möglich ver­
werten zu müssen,d.h.produktiv verwandt zu werden,die meisten ~weige 

der Infrastruktur aber für das Einzelkapital nicht unmittelbar prof­
itabel,weil unproduktiv,sind,bedeutete ein Übernehmen dieser Ein~ 
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richtungendurch das Einzelkapital für dieses "faux frais",tote 
:Kosten,also Kapital,das sich nicht verwertet.Oder anders gesagt: 
Der Staat muß diese Aufgaben übernehmen,da der größte Teil der Infra­
struktureinrichtungennur Gebrauchswert besitzen,die kapitalistische 
Produktion aber auf der Produktion von Tauschwerten basiert. 
Ilie wichtigsten Teile der Infrastruktur sind konkret: das Verkehrs­
wesen,das Bildungs-und Forschungswesen,das ~esundheitswesen,das 
Ko~~unikaticnswesen,das Energiewesen,die Verwaltung. 
Bürgerliche Theoretiker wie Jochimsen haben diese verschiedenen 
Teile der Infrastruktur in zwei große Bereiche dividiert,in einen 
~ateriellen und einen institutionell-personellen.Bezieht man diese 
1'remlung auf die organische Zusammensetzung des Kapi cals, so kann 
man sie durchaus für eine Kritik der Infrastruktur des bürgerlichen 

Staates benutzen. 
Danach besteht also erstens ein relativ enger Zusammenhang zwischen 
den materiellen Infrastrukturbereichen,die allesamt einen gewissen 
Produktcharakter besitzen, und dem konstanten Kapital. Dies gilt 
konkret fü.r das Verkehrswesen,das Bnergiewesen etc.Zweitens bezieht 
sicn der institutionell-personelle Bereich,deesen Einrichtungen 
Leistungacharakter besitzen,mehr oder minder direkt auf das variable 
KapitaLHierzu zählen das Bildungswese~, das Geseundhei tswesen etc. 
Bei Wissenschaft und iorschung ist die Zuordnung zu einem der beiden 
Bereiche nicht ohne weiterea möglich,da sie Auswirkungen sowohl 
für das konstante als auch fUr Iias variable 1'.apital haben.Andere 
Sektcren,wie z.B.die Bürokratie und die Herrschaftsinstrumente 
(Polizei,Armee etc.)werden hier herausgelassen,da wir uns einerseits 
über ihre Zuordnung noch nicht im Klaren sind,andererseits ihre 
ihre Bedeutung und ihr Gewicht erst bei konkreten Klassenkämpfen 
zu bestimmen sein wird. 
Vor allem im Bereich der Infrastruktureinrichtungen,die einen Pro­
duktcharakter besitzen,treffen die bornierten Interessen der Einzel­
kapitale und das allgemeine des ''Gesamtkapi tals" aufeinander. Wä..lJ.rend 
die den sich verschärfenden Verwertungsschwierigkeiten unterliegenden 
Einzelkapitale nach neuen Bereichen suchen,die profitabler sind, 
ist der Staat gezwungen,diese Bereiche unter seiner Kompetenz zu 
belassen,da er eben gerade die allgemeinen Produktionsvoraussetzungen 
für alle besonderen Einzelkapitale zu produzieren hat.So entsteht 

ein dauernder tendenzieller Interessengegensatz zwischen Staat und 
Einzelkapitalen. 
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Dieser "Kam!)f" verschärft sich noch weiter in dem Maße,wie die 
Infrastruktureinrichtune;en den Bedürfnissen üer Kapitalverwertung 
angepaßt werden,was wiederum die Voraussetzung für erhöhte ?rofite 
bildet.Zur Klärung der hierfür aussc!llüggebenden Griinde mul3 kurz 
auf die 1'inanzierung von Infrastruktureinrichtungen eine;eganeen 

werden. 
Die Gelder zur Finanzierung von Staatsausgaben in der BRD kommen 
aus zwei ~uellen.Die erste resultiert aus der Beschneidung der 
!v:ei1rwertrnasse und der Gehälter der Kapitalfunktionäre, die zweite aus 
der Beschneidung der Löhne,was sich allerdings über die Erhöhung des 
Werts der Ware Arbeitskraft wieder auf die ll'!ehrwertrnasse auswirkt. 
Die ErhebunG dieser Mittel geschieht ebenfalls auf zwei Arten.Die 
erste ist eine direkte Besteuerung der :Profite und Lö;-me, die zweite 
ist eine indirekte Besteuerung,die durch willkürliche Erhöhung der 

Warenpreise durch den Staat (I~chrwertsteuer) gewährleistet ist. 
Diese indirekte Besteuerung ist also eine indirekte Lohnsteuer • 

. An dieser Stelle soll krJ.rz mit der "Sozialstaatsillusion" auf,­
geräumt werden.Wir sahen,daß die Löhne einer dLcekten und indirekten 
Besteuerung unterliegen.Die~ heißt aber nichts anderes,als da~ die 
Klasse der Ausgebeuteten,gesehen in Relation zur Jl;öglichkeit der 
Nutzung,der Infrastruktur,die finanziellen ~ittel aufbringt,mit 
denen die Produktionsvoraussetzunr,en für die Klasse der Ausbeutenden 
verbessert werden,also das Proletariat,wiederum relativ gesehen, 
die finanziellen Voraussetzungen schafft für seine eigene intensiv­
ere Ausbeutung. 
Berücksichtigt man ferner,daß der Anteil der Lohnsteuer am Gesamt­

steueraufkommen der BRD von 11,8% im Jahre 1960 auf 18,9% im Jahre 
1969 gestiegen,während der Anteil der Körperschaftseteuer im gleichen 
Zeitraum 9,5% auf 7,6% gesunken ist;weiß man darüberhinaus noch, 
daß die Sozialausgaben der BRD von 1964 bis 1969 um ganze 1,5% an­
gestiegen sind,während der Anteil des Staatsverbrauches am Brutto­
sozialprodukt von 1960 (Index 100) bis 1969 eine Steigerung von 100: 
226 aufweist,wird wohl vollends klar,daß die Illusion eines sozialen 
Verteilerstaates eine wirkliche Illusion darstellt und sich daran 
b_eim bürgerlichen Staat auch nichts ändern kann ur1d ~ird, wenn man an 
die allgemeine Funktion des Klassenstaates denkt. 
Doch nun zurück zur Frage des Interessengegensatzes von "Gesamt"­
und Einzelkapital.Wie oben dargelegt drängen die Binzelkapitale bei 

zunehmenden Verwertungs~chwierigkeiten in die profitablen Sektoren 
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::er Infn:u;truktu:r,wa.hrend der ::ltaat dem entp;egenwirken muß.Eine 
der Ini'rB.atru!ctur an die Stufenleiter der Kapitalver-

is': abe:r ·;rurH.Jt;Etdin,:jUILi-: für diE: ReproduJ.:tion des }~api tals. 

Ar:;;a.s~nHlf: der Infr-ast:rnJ.kt~J.r bedeutet wt~dderum u.a. für die Linzel­

t:·a:;: tale h,~~,here A hv~aben ;_;.n der~ Staat ,als0 weniger Kapital, das pro­

rN:Ct:v verw~u:dt werden kar:n,'1ieser ·,;iderspruch hat also die 'J.'endenz 

zur Versci1.::.:rfung, dJ. da::; iinzelkapi tal auf der einen Sei 'te die ~Jro­

f'i t·.,(üen 3ereidv:: der :nfrastrukt'.tr zu okkupieren versucht, es sich 

t'l'.lf üer anderen Jeite eine relativ prop:ressive besci1r,eici.un:.5 seiner 

;.~.eürwe"Y"ttr.zsse {~eft:t11er~ 1asr::en muß, u.~ Uberhau.:_Jt 'Nei ter pr0dv.zieren 

Ztt i<rJn•.er~. 

,,elche J:iedeutung aber ~~erade die 1 nfrastru!{tur filr die lirk:llation 

und Prod<.ütti·m,also !Ur die relativ wichtigsten i:iereic!'!e des kapi­

tali.etiRC(ien Prodt.,~ti'J!~spr0zesses, beaitzt;eoll im folc;enden Absc~ni tt 

auft:cze:i~~t ·,~,erden. 

4. ~. :Jie i~,edeu'tun;::r der lnfrastr~ .. ü:tur fl.ir Zirl-:ul!".tti-"Jn und Produktion 

4. 2 ~ 1. .:.de Bedeu'tq.n~"!" f~ir :ii e ~:irkuir:t. tion 

Der fj Hdie Zir:r:ulatietn'' ist etv.,~,;; irref\l.hrelh-~ und wUrde f~lr 

die i;r...ulyse der }~edeutung üt~l' ::Lnfrastrtü1-t~1r fü.r di"0 Zirku1.ation 

zu. kurz fa~~sen. 

Karl ;,:arx untersc.ceif:et zwisc:mJ: zw<;i Arten d~::r Zirkulation: 

die reale und die ;"_~konorr.iscne Zirkulati;Jn. 
Die re;;,le :'.irlml:•ti'ln oeint deri ·.~ro,r.sp~rt v:m Waren unc:. i'1re Form­

veränd•arune:. ::;ie ·.:aren g'"ür •. •,en J::ie:r P.n ,;ert, s,Jfern Ar bei tszei t auf 

di"Jse Verrio .. tlJ.n,~ (den '.Lrans;:JortJ anr;ewandt wird. 

nie ökonoxiscile .:irkulation meint die Zeit, die es kostet, der, Kreis­

lauf 11are - 'leld - 1:are zu vollenden. 

Doch beide Arten der Zirkulation verlaufen nicht nebeneinander und 

isoliert,sondern sie stehen in Beziehung zueinander. 
"Je nach Schnelligkeit des r.reisens der Kapitalsummen X wirkt die 
ökonomische Zirkulatbn aHf der Basis der realen mehr oder w,;,niger 
verlant;;samend auf den Prozeß der Wertbildurig,ist also immer Abzug 
v::>n Ye!"i';ertungsrr.aximum,das gegeben w:ire,wenn die Zirkulationszeit 
gleic!l ~!ull ware. Für das Kapital als prozessierende Einheit von 
Produktion 1md Zirkulation stellt d:De Zirkulationszeit zusammen mit 
de:r Arb'ei ts-( Produ:{tions) i:ieit die Umschlagszeit des flüss:tgen 
Kapitals dar.Fiir optimale Kapitalverwertung folgt hier die 1ot­
wend:e;keit eines möglichst schnellen und reibungslosen Umschlags. 
Für die reale Zirkulation als Basis erfordert dies infrastrukturelle 
Ausgaben Ul'!d :Einrichtungen in dreierlei Hinsicht: 

1) E.inricllt1mg eines umfane;reichen Systems der Banken und der 
Kredite. 

2.) Ausbau des Verkehrssystems und. der Verkehrami ttel, um die 
Zirkulation der Waren in der stofflichen Form zu be-
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schleuniE;en. 
3) :;Jie Einric'i1tung eines entwickelten K::Jmmunikationssystems, um 

Steuerunc;sversuche - wenn schon nicht im Produkti:ms-s'') zu­
mindest im Zirkulationsbereich - t,;chnisch so weit als möglich 
zu entwickeln." (8,S.C 35/36) 

Es folgt also ,.daß dr:JJ k2.pi talistische System zusammenbräche ,gJ.be es 
die Infrastrukturbereiche nicht oder wären sie in den Händen von 
Einzelkapitalen,die sie zwar als profitträchtig ansehen würden und 
diese Bereiche so zu ihrer besonderen Profitmaximierung benutzten, 
die allgemeine Bedeutung und Wichtigkeit dieser Sektorer. aber gerade 
wegen ihres gezwungenermaßen relativ b~rnierten Interesses nicht er­
kennen kiinr,ten und somit die gesamten allgemeinen Produktionsbe­
dingungen, und damit auch ihre eiißnen, in Frage stellten. 
\iei terhin folgt aus der 'ilichtigkei t dieser Infrasru!<:turberei<Jll8 
für das :2unktionieren der gesamten Produkti C>n, da!l sich ihre Ex-und 
Intensivierung so vollziehen muß,daß sie den !iM):r'lci:J:en des sich auf 
iill.11er höherer 3tufenlei ter reproduzierenden Kapi. tals e;enügen kan!"l. 
das heißt konkret,daß der tendenzielle Interessengee;ensatz zwiscnen 
"Gesamt"-und J~im~elkapit<J.l in gleichem kaße zur,eh,~en muß.1Jas gleiche 
gilt auch für die Infrastrukturbereiche,die sich auf die Produktion 
beziehen. 
4.2.2. Die Bedeutung für die Produktion 

Die Bedeutu.ng der Llr die Produlctirm unerHißlichen Inf'rastruktur­
bereiche liegt allgemein gesagt in der :t;rhal tung und/oder Erhöhung 
des Werts der Ware Arbeitskraft .Der 'l.'iderspruch mu!3 hier noch größer 
sein, da die unmittelbare Produktion iuelle des lvJehrwerts ist und 
alle anderen Bereiche aus der Sicht der Einzelkapitale kurzfristig 
unprofi tabel sind. Die Auswirkun;sen dieses 'liiderspruches zeigen sich 
heute pragnanter denn je z.B. in der Bildun,;smisere. 
Wichtigste '.feile dieses Infrastruktursektors sind das 11esundhei ts­
wesen,der Ausbildungssektor sowie die Wissenschaft. 

Anschließend sollen noch ein paar Pemerkun~en über die raumliehe 
Wirkung der staatlichen Infrastrukturmaßnahmen,alsn Qber Raumordnung 
und Raumplanung im Kapitalismus gemacht werden.Allerdings scheint es 
uns hier notwendig, zuvor einige grundsiitzliche V1orte über Planung 
im allgemeinen und Planung im Kapitalismus im besonderen zu sagen. 

4.3. Das Problem der Planup:g 

Der Begriff Planung kommt aus der sozialistischen Ökonomie und meint 

ein Prinzip,das sich auf alle gesellschaftlichen Bereiche in ihrer 
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".:ot~~lit3.t bezie!'"lt. ~:oraussetzung für Planung, im eigentlichen Sinne 

ist stls'), daf3 der /...rJ.pi talistisc~ke n.rtlndwiderspruch, gesellschaftliche 

?rcduktion und private Aneigr.,mg,P"ufgehober. ist,daß der ßesellschaft­

lic:·~e Charakter der ?r:1duk-r;i;:;.r. V'Jl'l den produzierenden Individuen 

als solcher erkan~Tt: \';errien }:ar .. !:. und d-'1!"rü t die ::jöf.;lichkei t gegeben 

i~t. t ~!ie ?roC:J.~~t ion ge:neins?..::r~ ZI:t plar..er~ und zu V(~.llziehen. Ziel ist 

nicht rr.ehr d-ie nussc:Ilief3l.i.che _·1r'ldu~~+;ion vor:. ·,.~..~ausc~ .. 1~;ütern,sondern 
" ' ' ,. + '' ' ' ., . " "' ., 1 y 11 )7 ', v.on ~~eorauc_;;.s_ff'l· ... ~:rn._\verg.:;. .. nlerz.A, 1 ,,,~ • .._'·"',; · ~ J 

Ar~der51 in: La;;j.talis:!'J.lS. Die kapit3.listisc;te ;1 r:)du . ..:ti::;ns:Nei.se kanr~ 

rn;.r testehen
1

't-.;eru: !Jer r:-rundwid··:rsr}rucl'l zwisc}·len ,~esellsctaftlicher 

-?rsd\.1~:ti0n und :;riv':<.tt::!"' ;\r .. ei;_~ntuJr;,de:r j~den .... :ac. r~eu oroduZiert 

tbr~tcurrenz d~rr T.r:ir:zel}:o,i tele hinzu" 
"IIet". i.ndiViJ;iu:~ll r:.r;.;d:.;zier·er .. der~ 'Ni.r·f.:. rla~' :~eseJ.lschafi;lich notwenäige 
:,.aß erst im ;,,t~ta'<sch ver;ni tt e1 t, wen:< er seine i'rodude mit denen der 
ar~der~n ''ler,_.-:le:Lc~~r~ ~~u_nr~tBnderersei ts ist aber ;;;;ten der .··~ebrauchs­
wer: üer ·are als rze:;e1lsc!:taftlicher bestim:•.t 'Jrebrauchswert für 
andere) ,und ,;ar::i t inre1: .Lrcusc 1v.ert voraus;:>;esetzt:kürx1en Produkte 
nic~lt a.J:JSP:ei:aus1:.ht ·r~·erder.i.( ·.-.eil sie i{ein auf dem •. 3.rkt auftretendes 
!ledürfnil'l. 'oe!riedi[en), drmn ist das ''rodukt ! eir:e · .. are ,r1::,t se keinen 
'fiert. Die in ir,r vF;raus )?.bte kr.mk:ret nJ.tzlicru" Arbeit verfällt ,auch 
"enr' zu ,:esell.sc•1afüichen JIUrchsc!mi ttsiJedingur.c;en ;Jrociuziert 
\iVl.LX"de." (J .. Haf·"rnan:l,Zur allr;,~:neir .. en _::esti:r:rrlun"; des ~·~e~~;riffs der 
11 ?la:~ut~g(' i.r.. :'Lergn..t:r~s,_;esellschaften"zitiert :nach 7 t.S.lJ.'/) · 

:1.i t anderen 1.'/ryrtr;r..: f.~:r·s ": auf t.l err ..• Jurkt k~'Hü~ f'e st c:e s t e 11 t werden, 

ob daB indi vÜLHül ~n;duzierte Pr::Jdu,ct ein gesellschaftliches Be­

dürfnis befriedi ~t ,al s1 eil".en Gebrr<uc:1swert besitzt;, und ob es in der 

öurchschni ttlicher,,gesellschFtftlich notwendigen Ar bei tszei t her­

eestell t wunie, ]ies aber 'vit seiLen llr1md im ":api talistischen Grund­

viiderspruch und rier l<onkurrenz der ];inzelkapi tale, die ausschließlich 

Tauschwerte C)r'lüuzieren ;r.ti:;sen, die sich so den Mehrwert aneic;ne.a::und 

zur Prnfitmaximierung kommen körmen,allerdingB v?rrcusf>;esetzt,daß das 

um des 'fauschwertes \'.'illen hergestellte Produkt auc:l einen Gebrauchs­

wert besitzt.Dies aber kann sich erst in der Zirkulationss~häre 

herausstellen. 

Desweiteren kann sich da!l YerMltnis der individuellen Arbeiten, 

wie a1..\Ch das der individuellen Produzenten ebenfalls nur post festurn 

als gesellschaftliches entpuppen.Aus diesen Gründen kann Planung 

in der anarchischen kapit~listischen Produktionsweise nie gesell­

schaftliche, sonelern höchstens punktuelle ?lanung sein, deren Wirkungs­
bereich darüberhinaus noch außerhalb der unmittelbaren Produktion 

liegen muß. 

"Speziell gilt es dabei zwei verschiedene Arten der 'Plammg' zu 
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unterscheiden:reaktive und projektive Planung.Die r e a k t i v e 
p 1 a nun g beinhaltet den Versuch,aktuell eich offenbarende 
u~ngel zu beheben.Da deren Ursachen jedoch in den etruturell 
verankerten Widersprüchen liegen,muß dieser Versuch als eine Reak­
tion auf Erscheinungsformen auch.zwangsldufig an der Oberfläche der 
Gesellschaft haften bleiben.Die reaktive Planung ist daher nur in 
begrenztem li:aße möglich. Sie vermag zwar das Wirken der Widersprüche 
nicht aufzu.'Jeben, es jedoch in einem beschrankten Umfang abzumildern 
oder zu verzögern.P r o j e k t i v e P 1 a n u n g versucht die 
Ur;zulänglichkeiten der reaktiven Planung zu beheben.Durch Systemat­
isierung erfahrener Ii.ängel und deren Umsetzung in bestimmte Methoden 
versucht sie,jene Mängel zu antizipieren und ihre Manifestierung 
durch Eingriffe zu verhindern.Dieser projektive Versuch kann jedoch 
Zllmeist nicht einmal modifizierend oder abmildernd wirke.n, da dies 
die Kenntnie gesamtgesellschaftlicher Zusammen.':länge zur Voraussetzung 
haben miissi;e .Er scheitert an der allseitigen Abhilngigkei t s;.imtlicher 
gesellschaftlicher Bereiche von der ökonomischen Basis des gesell­
schaftlichen Lebens,Uber den sie untereinander verflochten sind." 
(7,S.12J) 

4.4. Einige Bemerkunc;en Uber die raumliehen Auswirkungen der infra-
strukturellen kaßnahmen ( Stadt-Lag,_"d:...-:::.G..:::e.J:;g..:::e:.::n:.::s..:::a:.:t..:::z:..L) _______ _ 

Im Grundgesetz der BRD heißt es:"Der Bund hat das Recht, ••• Rahmen­
vorschriften zu erlassen über: ... die Bodenverteilung,die Raumord­
nung und den Wasserhaushr-üt." (9,Art.75) 
Das Grundgesetz weist dem Sta~t also explizit und gezwungenermaßen 
(vergl. Abschnitt 4 und 4.1 dieser Arbeit) das Recht auf Raumord­
nung und damit auf Raumplanung zu.Da infrastrukturelle Maßnahmen 
und so implizit deren Planung aber an die Kapitalinteressen gebunden 
sind bzw.die günstigsten Voraussetzungen für die Kapitalverwertung 
schaffen sollen,kann von Raumplanung und Raumordnung wohl nicht 
gespr0chen werden.Raumpordnung,und zwar im gesamtgesellschaftlichen 
c;inn,müsste durch gesellschaftliche Planung die Diskrepanz zwischen 
Stadt und Land beseitigen und eine ausgewot;ene räumliche Entwicklung 
ermöglichen.Das allerdings ist unter kapitalistischen Produktions­
verhältnissen schlicht unmöglich. 
"Die S]!adt ist bereits die Tatsache der Konzentration der Bevölkerung 
der Produktionsinstrumente, des Kapitals, der Genüsse, der Bedürfnisse, ~ 
während das Land gerade die entgegengesetzte Tatsache,die Isolierung 
und Vereinzelung,zur Anschawmg bringt.Der Gegensatz zwischen Stadt 
uhd Land kann nur innerhalb des Privateieentums existieren •.• 
Die Trennung von Stadt und Land kar~ auch gefaßt werden als die 
Trennung von Kapital und Grundeigentum,als der Anfang einer vom 
Grun!l,eigentum unabhängigen Existenz und }mtwicklung des Kapitals, 
eines Eigentums,das bloß in der Arbeit und im Austausch seine Basis 
hat." (6,8.50) · 

Die Trennung und der Gegensatz von Stadt und Land beruhen also auf 

dem Privateigentum an Produktionsmitteln im allgemeinen und der 
Trennung von Kapital und Gruhdeigenturr1 im besonderen.Da aber das 
Kapital sich im Kapitalismus alle Gesellschaftsbereiche subsumiert 
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hat .und der Staat der Träger des Gesamtinteresses des Kapitals ist, 
wird klar,daß sogenannte Raumordnung im Kapitalismus den G;egens~tz 

., .: 

von Stadt und Land weiter verschärfen muß. 
Es sei~~ dieser Stelle noch darauf hingewiesen,daß für die Expansion 
des Kapitals die Trerxung von Stadt und Land von relativ großer 
Bedeutung iet,also "die ungleiche Entwicklung in verschiedenen Ge­
bieten e~n und deßeelben Landes.Di~ses Phänomen,das, in uen ma~x1a­
t1scnen ;:;"tudlen a11geme1n untersaha "tz"t Wlrd, J.s"t · 1n N.J.rklichkel t 
einer der wes~n:J;.lichsten Schlüssel für das Verständnis der erwei tert<e 
Reproduktion. Dlirch die Schaffung wirtschaftlich regressiver Zonen 
innerhalb der kapitalistischen Nationen schafft sich die kaoital­
istische Produktionsweise selbst ihre+'ergänzenden'Absatzmärkte 
sowie ständige Arbeitskraftreeerven!' ( von Mandel hervorgehoben) 
(10,8.397) 
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.:~xk'lrs: Begriff !Jea Staates und historische Durchsetzung 
(Zu den beiden Artikeln über Staat und Infrastruk-

"is erflcheint also in der Konkurrenz alles verkehrt .Die fer­
tige Gestalt der ökonomischen VergältniRse,wie sie sich auf 
der Oberfläche zeigt, in ihrer realen Existenz, und daher auch 
in den Vorstelb.ngen, worin die Träger undAgenten dieser 
Verr:ältnisse sich über dieselben kl!irzuwerden versuchen, 
sind sehr verschieden von, und in der Tat verkehrt, gegen­
sätzlich zu ihren innern, wesentlichen, aber verhüllten Kern­
gestalt ;md dem ihr entsprechenden Begriff," 1) 

Das Handicap beider Arbeiten liegt in der unzureichenden 
Trenne<ng( bzw. taucht d ie!les Probler.1 gar nicht a~1f.) der be­
grifflichen Ableitung des Staates, d.h. dessen Bestimmung 
aus dem KapitalverhältniA und der historischen Durchsatzung 
bzw. der empirischen Erschein1mgsform des Staates. 
"Soweit sich p:ls der bestimmten ökonomischen Struktur des 
Gemein'l'esens allgemeine Bestimmungen oer politischen Form 
iles Gemeinwesens oder der BeW'lßtseinsformender Produktions­
agenten usw. ableiten lassen,sind diese der je empirischen 
Bestimm,mg dieser l''orm vorf"!.~mgesetzt ." 2) 
Allgemein kar~ für eine marxistische Vorgehensweise( für 
die marxistische :r.:ettoae )und das ist "der im Kapitalismus 
bestehenden Nicht-Idendität von Wesen und Erscheinung" 1) 
geschuldet, gesagt werden, daß es notwendig ist die wesens­
mäßigen Zusammenhänge der bürgerlichen Gesellschaft zu ana­
lysieren und zu begreifen, und dies ohne die dem Gegenstand 
(Kapital) fremden Sachverhalte. 
"In solcher allgemeinen 'Jntersuchung wird überhaupt immer 
Vorausgesetzt, daß die wirklichen Verhältnisse ihrem Begriff 
entsprechen, oder was dasselbe, werden die wirklichen Ver­
hältnisse nur dargestellt, soweit sie ihren eignen allgemeinen 
Typus actsclrticken". 3) 
"Um die. Formen rein aufzufas!'len, ist zunächst von allen Mo­
menten zu abstrahierxen, die mit dem Formwechsel und der 
Formbildung als solchen nichts zutun haben." 4) 

1) Karl Marx, Das Kapital, Bd.3, 8.219 
2) Projekt Klasaenanalyse, Zur Taktik der proletarischen 

Partei, VSA 1, 8.26 
3) Karl 1!arx, Das Kapital, Bd .3, s .152 
4) Karl Marx, Das Kapital, Bd.2 1 8.32 
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Für 'lnaere Problematik des Staates und iler Infrastruktur 

bedeutet dies, den Staat begrifflich(logisch)aus dem Kapital­

ve:rr.ältnis abz~üeiten und zu bestimmen, um dann, wenn dies 

in reiner Form -d.h. 
"ohne gewaltsame der Sache fremde 'lnd vom Denker selbst ihr 
vorangestellte Vermittlungsschritte" 1) -

geschehen ist, die hi~torische(empirische) Erscheinungsform 

in ihrer Be ... egang darzustellen bzw. zu untersuchen. 

Der Sta&t ist erst wesensmäßig, d.h. aus dem Kapitalverhält­

nis abgeleitet, darzustellen, um dann seine historische Er­
sehe imzngsform- nie umgekehrt -als Beweg'lng der Oberfläche 

aufz':tzeigen. 2) 
Wenr: auch dies in der konkreten nnalyse noch nicht voll und. 

eanz so geha ndhabt wird- das liegt auch dara.n, daß wir noch 

nicht daz'.l fähig sind -so bietet uns die Vergehensweise doch 

die einzige Möglichkeit der äklärung der Wirklichkeit.Die 

Aufgabe entspringt mit den Bedingungen ihrer Lösung. 

Die offenen Fragen bzw. gegebenenfalls auch Widersprüche 

in diesen beiden Arbeiten(wie natürlich in den anderen Auf­

sätzen auch) sind dann nicht der marxschen Methode zuzuschrei­

ben, sondern unserer 1lnZ'J.lä.nglichen Beherrschung dieser Me­

thode; oder anders a~lsgecJrückt: unsere Aufarbei tung und Ana­

lyse der bUrgerliehen Gesellschaft ist noch nicht so weit 

gediehen, daß "bei dem Übergang von der allgemeinen zur em­
pirischen 'Tntersuchung der bürgerlichen Gesellschaft quasi 
ein ·'mschlag von Theorie in Methode" stattfinden kann. 3) 

In beiden Aufsätzen wurde der Staat wesensmäßig abgeleitet 

als Instit1lt ion, die die Bedingungen der Konkurrenz außer­

halb diesen Konkurrenzbedingungen herstellt, also neben und 

außer der Gesells.chaft existieren muß. 

1) Projekt Klassenanalyse, S.23 

2) Hier haben ;vir auch das Charakteristische aller bürgerli­
chen Wissenschaft .Sie nimmt die Oberfläche, so wie sie 
ist, unvermittelt auf und vers;wht, den Oberflächenerschei­
nungen dann- nachträglich -einen Sinn, eine Systematik 
unt erz,tschieben. 

3) Projekt Klassenanalyse, s.27 



Die Hotwendigkai t der Herstellung der Konk•1rrenz, anderer­

seits die 'Tnfähigkeit dies in der Konk!lrrenz s•elbst zu leisten, 

bringt die Verdoppelung von Sta.at •mil Gesellschaft hervor, 

also macht es notwendig, daß sich außerhalb der Gesellschaft 

eine scheinbar selbstständige Sphäre konstituiert, die außer­

halb der Konkurrenz die Konk•1rrenz herstellt. 

So ist die Thewe des KampfR aes Staats mit den Kapitalen um 
bestimmte Bereiche der Infrastruktur gerarte der ungenügenden 

Aufarbeitung der politischen Ökonomie geqch·tldet. 

Denn was bedeutet "Kampf'' zwiBchen Staat und Einzelkapital 

anderes als, daß der Staat in die Konk1~rrenz einbezogen ist. 

Wenn wir aber den Staat als a•lße:·halb den Konk•.trrenzbedingun­

gen stehend richtig abgeleitet haben, muß tler "Kampf" zwi­

schen Staat und Einzelkapital ein konstruierter und somit 

falsch sein.Dieser Kampf entspringt nicht der Bestimmung ~es 

Staats aus dem Kapitalverhältnis.Wenn dies in der Realität 

trotzdem geschehen sollte,-und dies wäre zu •mtersuchen-so 

agiert der Staat nicht als Staat, sondern als Einzelkapital. 

Dann ist der Staat nicht in seiner Funktion, als Wahrer der 

allgemeinen Produltionsbeding!mgen anzusprechen, ~ann ist 

er den gleichen Beding1mgen wie jedes andere Einzelkapital 

unterworfen. 1) 

1) Hier liegt gleichfalls cl ie Problematik der J:]ngelsschen 
Darstellung des Staates: · 
"Wir können Engels in seiner ~'olgerung: 'Je mehr Produk­
tivkräfte( der Staat-E.A.) in sein Eigentum übernimmt, 
desto mehr wird er wirklicher Gesamtkapitalist •.• • al­
lerdings nicht zustimmen:Zwar wird der Staat durch Über­
nahme kapitalistischer ProduktionsprozesRe zn einem wirk­
lichen Kapitalisten, jecloch nicht zum GeRamtkapitalisten. 
Als kapitalistischer Produzent ist der Staat den Wider­
sprüchen a er Einzelkapi tH le 'mtereina.nder unterworfen, 
wir andere große Einzel·kapitale auch .Wie sich zeigen wird, 
ist gerade seine Konstituierung als wir~;lichen KapitaliRt 
f{ir das Kapital problemat iach." 
E.Altvater, Zu einigen l'roblemen des Staatsinterventionis­
mus 
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Dieses Mißverständnis liegt gena'l an der Verwischung bzw. _ 

Vel:1'1echalung von begrifflicher Bestimm·mg und historischer 

~urchsetzung des Kapitalverh~ltnisses. 

lie.hmen wir als Beispiel den Ausbildune:ssektor. Vbm Begriff 

her,also logisch aus dem Kapitalverhältnis bestimmt.Die Aus­

bildung ist logiAch,aleo begrifflich nur vom Staat wahrzuneh­

men, da der Wert der Ware Arbeitskraft- wie der Wert jeder 

Ware -gesellschaftlicher Wert ist , bestimmt durch abstrakt 

menschLiche Arbeit, und die einzelne Arbeit ist nur soweit 

wertbildende Arbeit, als sie Vera'lsgab,Jt~s~~!i~Öhlicher Arbeit 

ist .Die einzelne konkrete Arbeit muß sie}, notwendig ständig 

Uber den Markt auf die allgemeine Vera:H'Igab'mg menschlicher 

Arbeit beziehen, und die menschliche ArbeitAkraft ist nur 

dort für das Kapital interessant, wo sie sich auf dieses 

Allgemains beziehen kann. 

Die Ware Arbeitskraft bzw. den Wert der Ware Arbeitskraft 

herz'.l.stellen, setzt somit allgemeine- a'.l.f gesellschaftlich 

notwer.dige Yerausgab1mg von Arbeitskraft gerichtete - Aus­

Bildung voraus. 

Die Herstellu.ng des allgemeinen ArbeitsvermögenA kann aber 

nicht in der jel"eils besonderen- konkreten - Prodnktion des 

Einzelkapitals geleietat v·errlen, ist also not1•·endig getrennt 

vom Einzelkapital, ist :allgemeine Produktionsbedingung und 

ist somit logisch(begrifflich)nur vom Staat wahrzunehmen. 1) 

Nun, nachdem die begrid'fliche Ableitung geleistet ist, kann 

die empirisch und historisch vorgefuno ene Realität betrachtet 

V. erden. 

"Die Verhältniese de:r kapitalistiBchen Produktion werden sich 
je nach den vorge~denen geschichtlichen Bedingungen ver­
schieden ausprägen und mehr oder weniger vom Entwickl,mgs­
punkt ihrer vollen Reife, ihrer Klassizität entfernt sein." 2) 

1) Die Ausführung über die logische Ableit1mg der Ausbildung 
als allgerneine Produkt ionsbad ingung kann, in diesem Rahmen, 
nicht a·~s:führlich geleistet werden. 
siehe hierzu Vliesenschaft 1md Kapital 

2) Projekt Klaesenanalyse, S.26 
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so :Hit begrifflich die Ausbildung vom Staat wahrzunehmen, 

historisch aber, ist es durchaus möglich, daß sie noch pri­

vat betrieben wird .So ist in Japah) die Ausbildung zum großen 

Teil privat und in der BRD die Leh;lingsau.sbildung.Ähnlich 

kann man das Gesundheitswesen einordnen. 

Allgemein kann gesagt werden, daß die materielle Infrastruk­

t!lr solange privl.'ltkapitalistisch batrieben wird, wie sie 

profitabel ist.Real vollzieht sich die Abtrennung und ttber­

nahme der Ausbildung (als Beispiel) durch den Staat erst, 

wenn diese Abtrennung/Übernahme sich in der Rea lität dem 

Staat a:<tdrängt, also die Oberfläche der kapitalistisor;en 

GeRellschaft selbst oie Notwendigkeit aufzeigt. 

;Jnter diesem Aspekt m'lß der "Kampf" zwischen Einzelkapital 

•md Staat betrachtet werden.Dieser Kampf ist eine Konstruk­

tion zwischen der bolgriffliehen und der historischen (empi­

rischen) Ebene - wenn also diese beiden Ebenen als Widerspruch 

una nicht als verschiedene Ebenen der Analyse betrachtet 

werden-. 

Denn ein Kampf zwischen Staat und Einzelkapitalfindet nur 

statt, soweit der jeweilige Bereich profitabel ist, dann tritt 

der Staat aber nicht als Staat auf.Wenner unprofitabel ist 

und allgemeine Produktionsbedingung muß der Staat ihp not­

wendig überner.men.Falls Cler Staat mit Einzelkapitalien um 

profitl.'lble Bereiche konkurriert, agiert er nicht als Staat, 2) 

sondern als Einzelkapital.Ein solcher Kampf geht somit von 

einer falschen Bestimm~mg des Staates a!ls. 

Bleibt Z!lm Schl1lß noch zu sagen, daß mit diesem Beitrag nicht 

die allgemeine Problematik von Logik und Empirie gelöst wer­

den sollte( auch nicht kann), sondern die Ent..,.,ickl1mg zwischen 

beiden Artikeln aufgezeigt und die Widersprüche und offenen 

~'ragen in den Artikeln problematisiert '.Vird. 

ImGroßen und Ganzen ist noch nicht aller Tage Aben!l. 

1) siehe :!!;.Altvater, in:Probleme des Klassenkampfes, 8.11 

2) wobei eine solche These von vornherein fraglich ist. 
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Eberhard Penserot 

1 .. VorberJcrkun::;: 

JJer folgende Beitrag ist gedacht als eine grobe und damit notwen­
<.ligerweise oberflächliche Darstellung der Grundlagen der Entstehung 
von Stäüten und ihrer Bntwicklung. 
ßs lliußte da11cr versucl1t werden, die allgoia1eine1·en Gesetzmäßigkeiten 
der .StaUte:nt,;icklung aufzuzei~~en 1 was llrJtwondigerwaisc eine Abstraktion 
voa <ler VieJ.falt der bestir;mJUngen, t.U.e die Healität der Städte aus­
hJacht, er:fordert ... 
Andererseits entEolton sich die Gesetzmäßigkelten der Stadtentwik­
klung nur unter ganz bestir.1mten historischen Bedingungen - an sich, 
abstrakt existieren sie eben nicht. Polglich mußte die Darstellung 
zugleich auch kon!•rete>· werden, woraus sich - da <.!er gesamte Komplex 
der Stadtentwicklung zu sehr umfangreich ist - die Beschränkung auf 
die StatltentNicklung in }.i tteleuropa und die besondere Berijjck.sichti­
gung der :füF die Entstehungsgeschichte der Stadt entscheidenden Zeit 
des Ver:falls f"cudalistisclwr Produktionsverhältnisse ableiten läßt. 

2. Vorüj berlegunc;en zur Stadtentwicklung 

2.1 Der Arbeitsprozeß und seine Lokalisierung 

Eine zentrale Bedeutung kommt dem Arbeitsprozeß zu; er ist die le­

bensbedingung des };enschen und er bestimmt zugleich auch - in Verbin 

dung mit dern Ar bei tsgegenstand, den Ar bei tsr;li tteln, den historisch b 

bedingten hrbeitsteilung und den .Produktionsverhältnissen -die gesell­

schaftliche Entwicklung de.s henschen. Auch die Betrachtung der Stadt­

entwicklung muß daher hier ansetzen, denn .sie ist nicht denkbar ohne 

die gesellschaftliche Tätigkeit des Menschen, die i• Arbeitsprozeß 

mit seinen verschiedenen Formen besteht. 

"Der Arbeit sprozeß ( ••• ) in seinen einfachen und abstrakten 
Momenten ( ••• ) ist zweckmäßige Tätigkeit zur Herstellung von 
Gebrauchswerten, AneignUfg des Natürlichen für menschliche 
Bedürfnisse, allgemeine Bedingung des Stoffwechsels zwischen 
Mensch und Natur, ewige Naturbedingung des menschlichen Lebens 
und daher unabhängig von jeder Form dieses Lebens, vielmehr 
allen seinen Gesellschaftsformationen gleich gemeinsam." (1) 

Er ist - abstrakt betrachtet - im wesentlichen Äußerung von Arbeitu .. r" 

kra.ft, Verausgabung eines bestimmten QuantUIIls von 

"menuchlichem Muskel, Nerv, Hirn usw. ( ••• ), das wieder ersetzt 
werden muß( ••• ). Wenn der Eigentümer von Arbeitskraft heute ge­
arbe~et hat, muß er denselben Prozeß morgen unter denselben 
Bedingungen von Kra:Ct und Gesundheit wiederholen können," (2) 

d.h. der Arbeitsprozeß ist ununterbrochener Stof':t'wechselprozeß zwis~hen 

Mensch und Natur, der Produktionsprozeß schließt zuglei~h den stin• 

digen Reproduktionsprozeß als Notwendigkeit.mit ein. 

(1) Marx, Karl "Das Kapital" Bd 1 MEW2J Ber~in 197o, s. 198 

(2) ders. s. 185 



Die drei einrachen Momente des Arbeitsprozeßes abstrakt dargestellt 

sind: Erstens die Arbeit als zweckmäßige Tätigkeit, zweitens der 

Arbeitsgegenstand und drittens das Arbeitsmittel. (1) 

Hat zunächst der allgemeinste Arbeitsgegenstand, die Erde selbst, 

die besondere Bedeutung als "ursprüngliche Proviantkammern (2) des 

Menschen, als ein Gebiet, aus dem er z.B. fertige Lebensmittel sich 

aneignet, so erhält sie im weiteren Verlauf der menschlichen Entwick­

lung immer mehr die besondere Bedeutung als "ursprüngliches Arsenal 

von Arbeitsmitteln. (3) 
11 Ding(e) oder ein Komplex von Dingen, die der Arbeiter zwischen 
sich und den Arbeitsgegenstand schiebt und die ihm als Leiter 
seiner Tätigkeit auf diesen Gegenstand dienen. (~) 

Mit dem Gebrauch von Arbeitsmitteln und den Werkzeugen beginnt die 

spezifisch menschliche Geschichte, die gekennzeichnet ist durch den 

zweckmäßigen Eingriff des Menschen in die Natar, ihre dadurch bedi 

ngte Veränderung ''und zugleich auch die Veränderung des Menschen 

selbst • (5) 

Unter dlen Arbeitsmitteln ist dasjenige Arbeitsmittel, das im all­

gemeinen erst eine gegenständliche Bedingung darstellt, damit die 

Produktion überhaupt stattfinden kann (6) wieder die Erde, und zwar 

in dem Sinn des Standorts der Produktion. 

"Das allgemeine Arbeitsmittel dieser Art ist wieder die Erde 
selbst; denn sie gibt dem Arbeiter den locus standi und seinem 
prozeß den Wirkungsraum. (7) 

Der Standort des Arbeitsprozeßes ist damit der Ort der Auseinanderse 

tzung des Menschen mit der Natur, er ist daher immanenter Bestandtei 

1 der Produktion. 

SCHMIDT-RENNER definiert dies so: "Im Standort des Arbeitspro­
zesses vere:läligen sich - vorerst noch abstrahiert von jeder his 
torisehen oder geographischen (territorialen) Besonderheit -
Arbeiter, Arbeitsgegenstand und Arbeitsmittel. Der Standort ist 
selbs~allgemeines Arbeitsmittel. Die Standorte des Arbeitspro­
zesses sind die abstrakt elementaren Festpunkte des Arbeits~o­
zesses im jeweiligen System der menschlichen Auseinandersetzung 
mit der Natur. 
Der Standort des Arbeitsprozesses ist abstrakter Inbegrif'f, theo 
retisches Substrat, elementare Ausdrucksform deör gesellschaf'tli 
chen Standortbildung und der geografischen Verteilung der Pro­
duktion." (8) 

1,2,3,~, ders. s. 193, 19~, 19~, 197 

5 "inde111 die Menschen produzieren, produzieren sie indirekt i.hr I!IUIIter 

iell.es Leben eelbst." Marx, k. ,Engels, F. "Die deutsche Ideologie" 

in: Marx/Engels Studienausgabe Bd. 1 hersg.v. Fetscher,I s. 86 

6,7, ''Das Kapital'' Bd 1 s. 195, 195 

8 SCHMIDT.I.Rii;NNER, G "Elementare Theorie der ökonollli. sehen Geograf'i.e 

nebst Aut'riß der historischen und ök. Geogr." Gotha/Leipzi.g 66 



Damit sei die materie11-technische Seite, die Seite der Produktiv­

kri~te erk1irt. Aber zug1eich entwickeln sich mit dem Gebrauch von 

bestimmten Arbeitsmitteln auch - zumindest der MBg1iohkait nach -

die entsprechenden Produktionsverhä1tnisse. 

"Nicht was gemacht wird, sondern wie, mit welchen Arbeitsmitte1n 
gemacht wird,: unterscheidet die ökonomischen Epochen. Die Ar­
beitsmittel sind nicht nur Gradmesser der Entwicklung der 
menschlichen Arbeitskra~t, sondern auch Anzeiger der gesell­
acha~tliohen Verhältnissse, worin gearbeitet wird." (1) 

rn wechselseitiger Abhängigkeit von den Arbeitsmitteln gehen die 

Menschen in der gesellscha~tlichen Produktion ihres Lebens jeweils 

zu bestimmende Verhältnisse ein, indem sie auC eine bestimmte Art und 

Weise zusammen produzieren und bei gese1lschaftlicher Arbeitsteilung, 

die sich schon sehr ~rüh ergibt, ihre Resu1tate der Produktion mitein 

ander austauschen. Diese Seite der Produktion, die Produktionsver­

hältnisse werden charakterisiert durch die Eigentumsverhältnisse, die 

Verhältnisse der Arbeitsteilung und der Kooperation, die Klasaenver­

hä1tnisse und die Diatributionsverhältnisse. 

Beide Seiten zusammen, Produktivkrä~te und Produktionsverhältnisse, 

ergeben die Art und Weise der gesellsoha~t1iohen Produktion -die 

produktionsweiDe - die sich bekanntlich von der urgemeinschaft1iohen 

s~d~kaiatisohen) antiken, feudalen, bis hin zur bUrgerliehen kapi­

ta1istisohen Produktionsweise entwickelt hat. Den Produktionsweisen 

entsprechen die Klassenverhältnissei Freier und Sklave, Patrizier und 

Plebejer, Baron und Leibeigener, ZunftbUrger und Gesell, Bourgeausie 

und Proletariat. (ii-g1. 2) sind die Klassen, die sich in der Geschichte 

gegenüberstanden und ununterbrochen Klassenkämpfe :führten. 

Betrachtet man den Arbeitsprozeß in dem historisch-konkreten Zusammen 

bang, in dem gearbeitet wird, berücksichtigt man den Entwioklungsstan 

d der Pnoduktivkrä:fte und die Produktionsverhä1tnisse, so erhält auch 

der Standortbegri~:f der Produktion einen konkreten Inhalt. Es zeigt s 

sich· dann, da.B eine bestimmte stuCe des Arbeitsprozeßes auch ganz 

spezi~isohe Standortbedingungen er~ordert, daß der Begri~:f Standort 

der Produktion im Verlaue der geselllscha:ftliohen Entwio klung der 

Wandelbarkeit unterliegt. 

So ist z. B. die landwirtschaft.liohe Produktion an die Bodenfrucht­

barkeit und an das Klima gebunden (jedoch auch nicht absolut, da sich 

mit den wachsenden Kenntnissen der Gesellsoha~t auch Mög1ichkeiten er 

geben zeitweilige Natursohranken durch besondere Anba11111ethoden, Dün-

1 KApital 1 s. 194 
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g•mittel oder Zuchtpflanzen usw. zu überwinden}, während z.B. für 

das höher entwickelte Handwerk ganz andere Standortbedingungen erfüllt 

sein müssen. Hier zählt nicht mehr die Bodenfruchtbarkeit, sondern 

Rohstoffe, ausgebildete Arbeitskräfte und - je nach dem Entwicklungast 

IUI.d deß Transportsystems und der Art des Produktes - dieNaehe zum 

bestimmten Endverbraucher, auf d•n sich der Handwerker ausrichtet. 

Infolgedessen wird sich der Handw•rker an einem anderen Ort nieder­

lassen als ~r Bauer, wenn auch der Ausgangspunkt für beide das Dorf 

'luu·. 

Der Begriff Standort des Arbeitsprozesses, der hier zur Grkundlage der 

Betrachtung der Stadtentwicklung gemacht wird, ist damit eine histo­

rische Kategorie: Mit dem Wandel der Produktionsweise und ihren unter­

sct!edlichen Anforderungen wandelt er sieh zugleich auch selbst. 

Oder: "Jede Produktionsweise hat das ihr angemessene Stand­
irtgefüge ihrer Subjekte und Objekte." (J) 

2,2 Die Rolle der Natur im Arbeitsprozeß 

Die Natur war im einfachen Arbeitsprozeß bestimmt als allgemeinster 
Arbeitsgegenstand und allgemeinates Arbeitsmittel, gegenständliche 

Bedingung des Produktionsprozesses (Standort}. Stallt sie selbst 

i111 Aua.einandersetzungsprozeß des Menschen (der Gesellschaft} mit der 

Natur gewissermaß·en das p a s s i v e·Moment dar, so ist dieser passiv 

e Einflulß keine Kon•tante, ,:die von außen und unveränderlich au:t' den 

Arbeitsprozeß wirkt, sondern er vermittelt sich nur über die gesell­

schaftliche Aktivität des Mensch•n im Arbei tspz::ozeß+···die selbst Äußer­

ung des natürlichen Lebensprozesses ist. Die Natur wird daher be­

griffen als die eine Seite des einfachen Arbeitsprozesses, als Objekt 

im Stof:t'wechselprozeß Mensch - Natur, der mit der Entwicklung der 

Produktivkräfte, die nur Ausdruck dieses tätigen Lebensprozesses ist, 

ebenfalls als ein sich entwickelnder zu verstwhen ist. Die Natur o·;, 

erhält daclurch einen historisch-gesellschaftlichen Charakter. 

"Die Arbeit ist zunächst ein Prozeß zwischen Mensch und Natur, 
ein Prozeß, worin der Mensch seinen Stoffwechse1 mit der durch 
seine eigene Tat vermitte1t, regelt und kontrol1iert. Er tritt 
dem Naturstoff selbst als eine Naturmöacht gegenüber. ( ••• } 
Indem er durch diese Bewegung auf clie Natur außer ihm wirkt und 
sie verin!iert, ve.rändert er zugleich seine eigetJe Natur." (lj,) 

Bei einem so verstandenen Naturbegriff wirkt daher clas, was man a1s 

geocrafische Milieufaktoren bezeichnet, über die gesellschaftliche 

Aktivität, über die Produktionsweise der entsprechenden Gese1lschaft. 

2 ltarx,Jt/Engels,F ''Manifest der ko-. Partei" in Marx/Engels Ausge­

wählte Schriften, Bd 1 Berlin 68, s.25 ff 

li Kapital Bel 1, •• 192 ')
1

l,iif't ~;c.hd·< s._;~ -1> 



Damit werden die Naturbedingungen aelbst zu veraLtte~ten 8konoaischen 

Faktoren im Arbeitaprozeß. 

"• •• die naturgeografischen Mi~ieu:faktoren werden je nach der 
historisch gegebenen Produktionsweise zu historiach spezi• 
:fizierbaren ökonomischen Faktoren: zu :feudalistischen, kapi­
ta~istischen, sozialistisch~ko~stischen Produktion~tteln.n 
(5) 

Der passive Ein:fluß der Natur kann sehr weit gehen; durch ihre Mal:l.llli.s<li 

:faltigkeit und ihre Eigenschatten kann sie einen stimulierenden &in­

fluß au:f die Produktion sowie auch au:f die Verviel:filtigung der Ar­

beitsgegenstände und Arbeitsmittel ausüben und damit auch den Prozeß 

der Differenzierung und Arbeiteteilung anregen. Mit der wachsen4en 

gesellschaftlichen Auseinandersetzung des Menschen Bit der Matur, 

mit fortschreitender Entwicklung der Produktion wächst auch die Be­
deutung des Naturmomentes immer mehr an. So wird die Erde immer in­

tensiver ausgebeutet, um Rohstoffe :für die industrie~le Herstellung 

von Waren zu erhalten; so geschieht die Auseinanderset~ des Men­

schen mit der Natur in einer immer umfassenderen Weise. 

Au:f der anderen Seite existieren auch hemmende Naturbedingungen, die 

jedoch mit wachsendem Stand der Produktivkräfte, also mit der An­
wendung des wachsenden Standes wissenschaftlicher und technischer 

Kenntnisse überwunden werden können, sodaß die Möglichkeiten der 

Gesellschaft immer größer werden. Aber auch diese Seite des Natur­

momentes ist nicht abstrakt zu betrachten, sondern in Abhängigkeit 

von der Produktionsweise, dennt Erstens müssen zur Überwindllll.& von 

hemmenden Naturfaktoren erst die entsprechenden Pllcduktivkrifte ent­

wickelt werden, und zweitens erklärt sich der Grung und der ZWeck 

der Üöerwindung eines solchen hemmenden Naturmomentes aus den Pro­

duktionsverhä1tnissen. 

Es ist damit ein bestimmter Ort als Standort der Produktion oder der 

Stadt nicht von vornherein günstig oder ungünstig. Erst die Produk­

tionsweise bestimmt die Er~ordernisse :für einen Standort und wKhlt 

demnach aus oder überwindet die nachteiligen Ortsbedingungen • 

.3 SCHMJ:DT-RENNER,G 11 Ökonomisch-geogra~iscbe Grundsats~ragen der 

Städtebildung", inJGeografische Berichte(Mitteilungen der geografiso~ 

Geael~scha~t in der DDR), Hett 7, 1958, s. 17 

5 ders. "Ursachen der Städtebildung11 , inJ Patermanns geogr. Mitteicu 
lungen, 1o9ter Jg. 1965, s.~~ 
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2 • .3 Die Rolle der demographischen Faktoren 

Bevölkerungszahl, Bevölkerungsdichte und Bevölkerungsstruktur - oft­

mals als Kriterien für die Erklärung von Städten angewandt - sind 

ebenso nicht dazu geeignet alleine die Stadtentwicklung und -ent­

stehung begreifbar zu machen. 

Zwar ist ein Stadtgebiet von seinem Umland unter anderem auch mit 

diesen Merkmalen zu unterscheiden, zwar können auch Kriterien wie 

Höhe der Geburtenziffer, Anteile der Einzelhaushalte am Gesamthaus­

haltungsbestand oder auch das, was HOFMEISTER aus oberflächl~her 

psychölogischer Sicht den "Städter" nennt ( 1) unter bestimmten be..",·;~ 

schränkten Zielsetzungen (wie z.B. der bloßen Beschreibung) zu exakten 

Ergebnissen fUhren, sie können jedoch nicht die Entwicklungsfaktoren 

der Stadt erklären, da sie selbst erst aus der herrschenden Produk"''· 

tionsweise und der entwickelten Stadt erklärbar werden. 

Eine gewisse Bevölkerungszahl, eine Bevölkerungsdichte und Bevölke~·, 

rungastruktur sind natürlich Voraussetzungen um überhaupt von ei­

ner Stadt sprechen zu können. Das Anwachsen der Bevölkerung selbst 

hat aber wenig mit der Stadtentwicklung zu tun (es ist höchstens 

deren Ergebnis), sondern ist auf die verbesserte Produktionsweise 

im agrarischen Sektor zurückzuführen, die erst die Ernährungsvoraus­

setzungen für einen Bevölkerungsanstieg schaffen mußte. Erst als auf 

grund der verbessserten Produktivkräfte der latente Hunger im Mittel 

alter überwunden werden konnte, erst als medizinische Fortschritte 

gemacht wurden und über kurz oder lang auch die alten ideologischen 

Schranken - daß nämlich nur der am Bevölkerungswachstum teilnehmen 

konnte, der selbst eine ökonomische Vollstelle(d.i. Bauernhof oder 

eigene Werkstatt) hatte, und der Rest zur Ehelosigkeit gezwungen 

war (Gesellen, Knechte, Mägde (2~) - mit der beginnenden kapitalis­

tischen Entwicklung beseitigt wurden, erst dann läßt sich in der 

Bevölkerungsstatistik die 'Bevölkerungswelle' feststellen. 

Erst dadurch, also letztlich von der Entwicklung der Produktivkräfte 
r 

und von den beginnenden kapitalistischen Produktionsverhältnissen he, 

die die alten kirchlich-ethischen Schranken des Feudalismus zersetzt 

hatten, sind die demographischen Faktoren zu erklären; sie sind damit 

ökonomisch vermittelte Faktoren.Sie sind von der Produktionsweise so 

deutlich geprägt, daß Marx formulieren konnte, daß "in der Tat jede 

besondere historische Produktionsweise ihre besonderen, historisch 

gültigen Bevölkerungsgesetze hat." (J) 

1Hofmeister,B, Stadtgeographie, Braunschweig 1969 2 Mackenroth, be­

völkerungslehre, Berlin 1953 .3 Kapital Bd 1,s. 569 



2.4 Die Rolle des gescülscha:f'tlichen Überbau11 

Als ein weiterer untergeordneter Faktor :f'Ur die StadtentwieklUAg 

sei der gesellschaftliche Überbau genannt, d.h. die Politik, das 

Recht, Philosophie, Religion u.a. samt ihren :In.stitutionen. :Ihr 

Einfluß ist prinzip~ell kein primärer und direkter. Erst eine be.timm 

te Produktionsweise, genauer, bestimmte Produlction~SVerhill.tnislll!l 

bedingen eine bestimmte poli ti sehe, rechtliche, re1igi Öse usw. Ent­

wicklung, erst eine bestimmte gesellschaftliche Basis ruft einen 

bestimmten gesellschaftlichen Überbau hervor. Diea ist die Grundbe• 

ziehung. Auf' der anderen Seite Üben die Momente des Überbaus im Verla 

u:f' der Geschichte auch ihre Einwirkungen auf' die gesellschaftliehe 

Basis aus, modifizieren diese und können ihr eine bestimmte Richtung 

geben, die jedoch vom Stand der ProduktivkrÄfte her vorgezeichnet ist. 

Mit anderen Worten: Nur der Einfluß kommt in der Stadtent~cklung zua 

Durchbruch bzw. bildet sich überhaupt erst, zu dem auch die objektive• 

Voraussetzungen vorhanden sind. Aber innerhalb der von der Produktions 

weise gesteckten Grenzen können Überbaufaktoren - da sie durch die 

Teilung der Arbeit auf' gesellschaftlichem Maßstab von der Basis ge­

trennt sind - eine gewisse Yerselbstständigung erfahren uc auf' die 

gesellschaftliche Basis einwirken. 

Es zeigt sich also daß Basis und Überbau in wechselseitiger Beziehung 

zueinanderstehen, sich gegenseitig bedingen und in ihrer Gesamtbetraeh 
.d 

tung eine Einbei t darstellen, wobei die ges,ellschat"tliche Basis das 

Hauptmoment bildet. 

Von dieser Beziehung her müssen Theorien zurückgewiesen werden, die 

die~ die Stadtentwicklung einseitig auf' herrschaftliehe Akte, wie 

z.B. die Stadtgründungen der Feudalherren oder der Kirche iaMittel.­

alter zurUck:f'ühren, Schutzbedürfnisse der Ansässigen zum Ausgangs­

punkt der Stadtentwicklung zu nehmen oder Stadt- und Marktrecht :f'6r 

das entscheidende Kriterium der Stadt ha~ten. 

Sicherlich spie~ten die feudalen Gründungen eine Ro1le, auch sind die 

IVerwaltungsstädte•, die'Planstädte• des Absolutismus wohl nicht ab­

streitbar, deren Entstehung und Physiognolllie von den Herrscbat'tsilurti­

tutionen der Gesellschaft ausgingen, die dann auch gleichzeitig die 

Städteverfassungen und MarktrechtebestimmteR\ um die Ukonolllischen 

Rechte der herrschenden J[)UIIlllsacllbzusichern, jedoch war dies erst. a8g11. 

eh, 
wenn die Städte au:f'grung der sozialökonomischen Notwendigkeit -
verkörpert in der Produktionsweise - historisch überhaupt e~ 
istierten." ( 1) 

Es gilt daher, erst die 'f.Oraussetzungen :f'Ur die herrscha:f'tllchea Akte 
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zur Stadtgründung im Mittelalter zu untersuchen, anstatt diese selbst 

für die entscheidenden Voraussetzungen zu halten. 

3· Grundzüge der Stadtentwicklung 

3.1 Die gesellschaftliche Arbeitsteilung und ihre territoriale 

Ausprägung 

Ist mit Teil 2 klar, von welchem Aspekt aus wir die Stadtentwicklung 

betrachten wollen, daß wir nämlich nicht von Schutzbedürfnis oder 

Burgtheorien, von Markt-oder Handelstheorien oder von Theorien aus­

gehen, die auf der Geschichte des Stadtrechts aufbauen, sondern die 

Stadt als eine sozialökonomische Kategorie begreifen, die sich zu­

gleich historisch wandelt, wollen wir nun die Bedingungen bringen, 

die die Grundlage für die Stadtentwicklung darstellen. 

Mit der Entwicklung der Produktion ist untrennbar die Arbeitsteilung 

verbunden, die sich als ursprünglich-naturwüchsige schon innerhalb 

der Klassenlosen Urgemeinden auf physischer Ebene vollzogen hat 

(Teilung der Arbeit nach Geschlecht und Teilung nach Alter),dann zur 

gesellschaftlichen Teilung der Arbeit der Arbeit zwischen Ackerbau-

und Hirtenstämmen führte ("erste große gesellschaftliche Teilung deer 

Arbeit", vgl. 2 ) , sich aufgrund der Entwicklung der Produktivkräfte 

weiterentwickelte zur Teilung der Arbeit zwischen Handwerk und Acker­

bau ("zweite große Teilung der Arbeit", vgl 3 ) und weiterhin zur 

Differenzierung innerhalb des Handwerks führte bis hin zur Spezia­

lisierung und Teilproduktion innerhalb einzelner, schon industri•U.:oi. :;· 

alisierter Betriebe. 

Durch diese Arbeitsteilung "im allgemeinen","im besonderen" und "im 

einzelnen" (vgl. ~), nach Zweigen (Industrie- Agrikultur), Zweig­

betrieben und innerhalb der Betriebe (letztere kann hier einmal ver­

nachlässigt werden) entwickelte sich die Produktion von Waren, die 

Produktion für den Austausch, der das Gegenstück zur Arbeitsteilung, 

nämlich die Verbindung der Teilarbeiter darstellt. Es entstand damit 
(II. 

als Folge der Handel, der den notwendigen Austausch der ~beitstei-

1 Sehmidt-Renner, "Ursachen ••• ", s. 25 

2,3 Engels, F."Der Ursprung der Familie, des Privateigentums und des 

Staates", inl Marx/Engels Ausgew"hlte Sehri ... t Bd 2 28'· 2'"7 " ... en , s. "'• y 

~ Marx, K. "das Kapital" Bd 1, s. 297 :f'. 



ligen Produzenten besorgte. Zugleich aber trennte sich der Rande~ von 

der Produktion und bega.nn eine Eigenentwicklung (Entstehen des Handels 

kapitalismus), die sich jedoch nur auf der Grundlage der Produktion 

der materiellen Güter vollziehen konnte. 

Jede Arbeitsteilung bedeutet zugleich auch eine räumliche Auseinander 

legung der Produktion, eine territoriale Trennung, die sich aus den 

unterschiedlichen Standortanforderungen, aus den "unterschiedlichen 

Betriebaweiaen" (vgl. 1) des Handwerks, des durch die Arbeitsteilung 

hervorgerufenen Handels, des Bankwesens, des Verwaltungswesens uaw. 
im Vergleich zur Landwirtschaft ergibt. Das heißt 

"Sobald sich eine gesellschaftliche Arbeit in Zweige und Betriebe 
überhaupt zu teilen beginnt, teilt sie sich zwangsläufig terri­
torial.'' (~gl. 2) 

Dies ist die Grundlage der Trennung der städtischen Produktion sowie 

des Handels und der ländlichen Produktion, der Trennung von Stadt 

und Land. Oder umgekehrt: 

"Die Grundlage aller entwickelten und durch Warenaustausch ver­
mittelten Teilung der Arbeit ist die Scheidung von Stadt und 
Land." (3) 

Diese Trennung ist nicht abstrakt erfaßbar, sondern bezieht sich auf 

menschliche und sachliche Produktivkräfte, die unter ganz bestimmten 

geografischen Bedingungen und demographischen Voraussetzungen wirken 

und ganz bestimmte Produktionsverhältnisse hervorbringen, die S·elbst 

wiederum auf die Produktion zurückwirken, ihr Grenz.en eetzen oder 

sie - in nicht-antagonistischen Gesellschaften - f'i)rdern. 

Die Lokalisierung der Faktoren, die zur Städtebildung führen - a1so 

nicht-agrarische, handelsbezogene, handwerkliche und industrielle, 

dazu verwaltungsbezogene, staatliche,ideologische usw. Funktionen -

erfolgt dann aufgrund der ihrer Betriebsweise entsprechenden Stand­

ortbedingungen, d.h. unter Berücksichtigung der Verkehrslage, der 

Kommunikationsmöglichkeiten, der Rohstof'f und Arbeitskräftebedingungen 

usw. in Abhängigkai t von dem jeweiligen Entwicklungsstand der Pro .. :. ·::i 

duktionswei se. 

).2 Die städtebildenden Faktoren 

Wird die Entstehung und Entwicklung der Stadt aufgrund der Entwick­

lung der Produktionsweise und mithin der Arbeitsteilung und daraus 

1,2 Schmidt-Renner "Ursachen der Städtebildung", s. 27,26 

3 Marx, K "Das Kapital" Bd 1 s. 373 



rolgend der Lokalisierung arbeitsteiliger Produzenten an je nach An­
forderung unterschiedlichen Standorten faßbar, so gibt Schmidt-Ren­

ner in seinem Aufsatz über die "ökonomisch-geografischen Grundsatz­

fragen der Städtebildung'~ eine al.lgemeine Erklärung, indem er den 

Begriff der städtebil.denden Faktoren untersucht: 

Die Lokal.isierung von Gruppen arbeitsteiliger Produzenten und 
Dienstleistender nebst Werkzeugen kann al.s a 1. 1 g e m e i n -
s t e r städtebildender Faktor angesehen werden. Die Differen­
zierung in v e r s c h i e d e n e städtebildende Faktoren ist 
nichts anderes al.s die Widerspiegel.ung der gesellschaftlichen 
Arbeitsteilung. Sie ist ein Reflex der unterschiedlichen konkreten 
Tätigkeiten (Berufe) von arbeiteteiligen Produzenten sowie von 
Die~stleistenden des nichtproduktiven Berieche, die sich lokal 
zusammengefunden, in einem bestimmten Mischungsverhältnis grup­
pier~, mit ihren Werkzeugen und sonstigen Einrichtungen nieder­
gel.assen haben." (1) 

Die Eigenart dieser Faktoren und die Roll.e im gesamten Standortge­

füge bestimmen dann die Funktionen der entsprechenden Ansiedlung so­

wie ihre Physiognomie. Die zunehmende Arbeitsteilung und die Ver­

selbständiguns der gesell.schaftl.ichen Teilarbeiten führen dann zur 

weiteren Differenzierung. Nach Schmidt-Renner ergeben sich die wich~· 

tigsten Gattungen städtebild~mder Faktoren aus.: 

"Handwerk-Industrie, Handel mit Waren, Gel.d und Gel.dersatz, 
Transportwesen, Staatswesen, Interessenverbänden, Kul.turwesen, 
Sanitätswesen, Justizwesen, Beherbergungs- und Vergnügungs­
wesen, Kur- und Erholungswesen," (2) 

sofern sie eine überörtliche Wirkung haben und damit eine Zentralität 

der entsprechenden Ansiedl.ung dieser Faktoren oder einiger dieser 

Faktoren im Territorium bewirken, Vermittlungsfunktionen für andere 

Orte im arbeitsteil.igen Territorium inne haben und eine Differenzierung 

von and.eren Orten herbeiführen; zugl.eich haben sie natürlich auch 

eine Wirkung aut das wirtschaftliche ~eben innerhalb des eigenen Ortes. 

(vgl. J). Aus der Gesamtheit dieser F ktoren erkl.ärt sich dann die 
1'1 

Agglomerationsfähigkeit des entsprechenden Ortes und - bei einem 

historischen Rückgriff unter Berücksichtigung der entsprechenden 

Produktionsweise (Spätfeudalismus, soweit man sich auf Mittel.europa 

boeschrÄnkt)- auch sein' Bildungsprozeß oder die Verstädterung 

vorstädtischer Ansiedl.ungen. 

Diese städtebildenden Faktoren ("primäre Stadtbildner11 ) führen zu 

Grrmdl.okalisationen territorial-arbeitsteiliger Produktion und Dienste 

•owie territorial-ubeitsteil.iger Produzenten und Dienstleistende 1 

1, 2, 3, Schm:ldt-Renner "Ökonom:!. sch-geografi sehe Grund$atzfragen der 

Städtebildung" s.19, 2o, 2o, 
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die weitere, ihnen entsprechende Grundlokalisationen nach sich zie­

hen. Mit diesem Entstehungsprozeß bilden sich ebenso lokal-arbeita­

teilige Lokalisationen, die städtebedienende Funktionen wahrnehemen 

und untrennbar mit den städtebildenden Faktdran verbunden sind. Beide 

zusammen, Stadtbildner und Stadtbediener, bedxngen dann die Folgeein­

richtungen, wie z. B. die Wohnstätten. 

Daneben wirken stadtfüllende Faktoren, die man auf' Personen beziehen 

kann, die entweder noch nicht oder nicht mehr im Produktionsprozeß 

bzw. in den nachgeordneten Sphären (Dienstleistungen usw.) stehen 

(Kinder, Rentner) oder die auf'grung der Produkjtionsweise (Krise) 

arbeitslos sind oder dem Lumpenproletariat angehören. Alle dre, sehr 

unterschiedliche Wirkung besitzende Faktoren, machen die Stadt aus. 

J.J Die Differenzierung der Städte 

Nach diesem Konzept können sowohl die unterschiedlichen Funktionen der 

Städte als als auch die Stadtgrößen erklärt werden. Danach würden sich 

die Unterschiede zwischen den Städten aus den unterschiedlichen Bil~ 

dungsfaktoren und·die Größe der Städte aus dBr.Quantitit der e:i.nze!DAn 

Bildungsfaktoren ergeben, wenn man einmal diese Abstraktion vollziehen 

will. Oder wie Schmidt-Renner formuliert: 

"Qualität und Quantität der städtischen Einzelfunktionen im 
Territorium werden demnach (in erster Linie) von Qualität und 
Quantität der städtebildenden Faktoren bestimmt. Die territoriale 
Gesamtfunktion einer Stadt ist also nach Qualität und Quantität 
(in erster Linie ) so differenziert, wie es ihre Bi1dungsfaktoren 
(die städtebildenden Faktoren) sind.=" (1) 

Hiernach würde auch sowohl die Reichweite der überregionalen Funktionen 

der Stadt von Qualität und Quantität der stadtbildenden Faktoren ab­

hängen, als auch - da Stadt und Territorium in einer Wechselbeziehung 

zueinander stehen - die RUckwirkung des Territoriums auf' die Stadt. 

Die Qualität der Stadtbildner, die in erster Linie zur TypendifG ,. 

ferenzierung der Städte fiihrt, hängt ab von der 11 städtisch lokalisierten 

Exploitation" (2), die durch Ausbeutung von Produzenten und Dienst­

leistan4en durch die Produktionsmittelbesitzer bzw. durch die Insti­

tutionen der Dienstleistung unter den entsprechenden Voraussetzungen der 

Produktionsweise sowie auch unter den Voraussetzungen des geografischen 

Milieus und der demographischen Bedingungen geschieht. 

Die zur Exp1oitation örtlich angesetzten Produzenten und Dienstleistea­

de bedingen je nach Art und Maß ihrer Kombination, die abhängt von den 

1,2 Schmidt-Renner "Ökonomisch-geografische Grundsatzfragen ••• " 

s. 22, 2~ 
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"örtlich gegebenen bzw. heranziehbaren Exploitationsmöglichkeiten des 

gesellschaftlichen Lebens einer Epoche" (1), die Viel:falt der Funktionen 

der entsprechenden Stadt (z.B. Weltstadt) oder aber. die spezialisier­

ten Funktionen der entsprechenden Stadt (z.B. Verwaltungsstadt, Indu~ 

striestadt usw.).Hieraus läßt sich de~ Stadttyp sowie auch die Stadt­

größe ableiten, da die Stadtgröße mit dem Stadttyp in Verbindung 

steht, d .• h. ein besonders quall:fizierter Stadttyp hat als Folge davon 

auch eine hohe Wachstumstendenz; oder: 

"Letzten Endes ist dann die Größe einer Stadt nur die Funktion 
ihres 'l'yps. 11 ( 2) 

3.~ Die stadtbildenden Faktoren als historische Kategorie 

Die Ausprägung von stadtbildenden Faktoren ist untrennbar mit der 

Produktionsweise der entsprechenden Gesellschaft verbunden. Der Handel 

konnte z.B. erst dann zu einem Stadtbildner werden, als die Produktion 

für den Austausch schon entwickelt war, als die gesellscha:ftliche Ar­

beitsteilung schon ausgeprägt war und die gesamte Bevölkerung in die 

Ware-Geld-Beziehung einbezogen war. Oder:Die Industrie ka~erst dort 

zu einem Bildungsfaktor für die Stadt werden, wo sie entwickelt ist, 

wo sie au:fgrung der Produktiykräfte mit den entsprechenden Produktions 

verhältnissenmöglich und notwendig wird. D.h.: Stadtbildende Faktoren 

sind konkr~t·historisch zu betrachten sie ist keine abstrakt-allgemeine 

Kategorie. 

Im folgenden soll die Bedeutung der Warenproduktion und des Handels 

für die Stadtentstehung dargelegt werden: 

Mit der gesellschaftlichen Teilung der Arbeit, deren Ursachen in der 

Steigerung der Produktivkräfte zu suchen ist, und zwar in der Früh­

zeit vor allem auch in der Steigerung der landwirtschaftlichen Pro­

duktivität, vollzieht sich die Umwandlung der Produkte in Waren, und 

es entwickeln sich durch den notwendigen Austausch der Waren - unter 

der Voraussetzung der Existenz des Geldes - Ware-Geld-Beziehungen 

zwischen den Produzenten. Die ursprünglich selbstgenüügsamen Bauern­

wirtscha:ften bzw. die im :frühen Mittelalter selbstgenqgsamen Fronhö:fe 

hören au:f, eine autarke Stellung zu haben und werden in ein System 

der gesellschaftlichen Arbei t.steilung . .i. '··einbezogen; damit wird 

der Handel zur allgemeUnen Notwendigkeit. Im :frühen Mittelalter war 

dieser zun.chßt L~.shande1, da es die Feudalherren waren, die -

1,2 Schmidt-Renner ders., s. 25, 25 
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au~grund der Aneignung des bäuerlichen Mehrproduktes durch herrsch&tt 

l.iche Gewalt - sich des Geldbesitzes er~reuten und mit diesem den .Fern 

handel, der sich auf nicht-lebensnotwendigen Waren bezog, anregten. 

Diese EntWicklung hatte die "Fernhandelsiedlungen" zur Folge,die 

im wesentlichen Umschlagpläta;e und Lagerstätte ~ür die Handelsgüter 

waren. Läßt sich so schon eine Ausgliederung von nicht-agrarischen Sie 

dlungen :t:eststelllen, die in:t:olge ihrer a:unellm.enden ökonomischen Machi: 

sogar eine gewisse Selbstständigkeit erlangten, so a:eigt sich ein ihn­
lieher Prozeß - allerdings in gesamtgesellschaftlichem Maßstab - als 

mit a:unehmender Entwicklung der Wsre-Geld-Bezihungen und mit Einpezug 

der gesamten bevölkerung in diese Beziehungen sich die "Wochenmarkt­

siedlungen" herausbildeten, deren Standorte so gel.egen waren,, daß sie 

sich einerseits an das Handwerk anlehnten, andererseits aber auch dem 

:t:ür den Handel notwendigen Verkehrssystem, den damaligen Transport­

möglichkeiten und den zusätzlich fördernden Bedingungen, wie z.B. die 

Nähe der Kirche oder des Feuda+nerren, der vornehmlich die notwendigen 

Gegenwerte :t:ür die angebotenen Waren besaß, entsprachen. 

Diese Entwicklung zog dann die notwendigen Folgeeinrichtungen sowie 

andere Dienstleistungseinrichtungen nach sich. Der Handel war alao 

unter den Voraussetzungen des Spit:t:eudalisfas ~ Bildungs~aktor der 

Stadt - jedoch kein isolierter, sondern ein das städtische Handwerdk 

angelehnter Bildungsfaktor - ; er hatte eine überregional.& Funktion 

1m schon arbeitsteiligen Territorium. 

Daneben :fÜhrte der Handel zur Akkumulation von Handelskapital, der his­

torisch :frühesten Form von Kapital (all.erdings noch nicht :in aeiner 

eigentlichen Funktion), und war die Grunglage des städtischen ReichtWIIB 

im Spät:t:eudalismus. Das bedingte wiederum das Interesse des Feudal.­

herren an der Stadtentwicklung, da sie durch Steuerabgaben der Stadt 

am Reichtum beteiligt waren und ihre Macht auf' die Ab.z.ahl. der von ihnen 

beherrschten Städte stützten. so führte dieses Interesse zu selbst­

ständigen Stadtgründungen der Feudalherren, der Kirche und des lllit bcid 

~eiden :in Konkurrenz be~indlichen Kaisers. 

Unter kapi taliatischen Voraussetzungen ändern sich entsprechend den 

Bedingungen der Kapitalverwertung die Faktoren der ·städtebil.dung. 

Der im Spät:t:eudalismus/FrUhkapitalismus blühende Handel hört aut 

maß.gebliches Mittel. zur Erlangung von Profit in großem Maßstab zu sein, 

verliert seine Selbstständigkeit und wird vom au:t:ko .. enden indus­

triell.en Kapital in die Produktion integriert oder bemächtigt sieh 

selbst der Produktion, die nun hauptsächlich - aut der Basis des 

Wertgesetzes - Quelle von Mehrwert, Mittel zur Verwertung des Ka­

pitals wird. 

Die entsprechenden Erfordernisse der kapitalistischen Produkt~oa 
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sch1agen sich dementsprechend inder Stadtentwicklung nieder: Viele 

alte bedeutende Handelsstädte sinken zur Bedeutungslosigkeit ab 

Lz.B. Venedig, Genua, Wisma, Riga, Nowgorod usw.), erhalten eine 

neue Bestimmung (z. B. Hamburg, Frankfurt. Bremen usw.), und es ent­

stehen neue Industriestädte und vor allem Ballungsräume der industriell 

en Produktion (z.B. Ruhrgebiet, Rhein-Main~Raum). 

Da die Bedingungen der Kapitalverwertung nun zum Hauptmoment der Lo­

kalisierung arbeiteteiliger Produzenten werden, entspricht sie ganz 

dem Charakter der kapitalistischen Produktionsweise: dort, wo sich 

Kapital wegen den günstigen Verwertungsbedimgnngen sammelt, entstehen 

Ballungsräume der industriellen Produktion (Rhein-Ruhr), andernorts 

entstehen wegen fehlender Verwertungsmöglichkeiten industrielle 

Notstandsgebiete (Eifel, Hunsrück). 

Dagegen gehen unter sozialistischen Produktionsverhältnissen die ent­

scheidenden Faktoren der Lokalisierung arbeiteteiliger Produzenten von 

einer gesamtgesellschaft1ichen Planung auf der Grundlage der Möglich­

keiten der Produktion aus,wobei natürlich jedesmal auch die naturgeo­

grafischen und demographischen Voraussetzungen, vermittelt durch die 

Ökonomie der betreffenden Gese1lscheftsepoche, eine Ro1le spielen. 

So zeigt .eich, daß due städtebildenden Faktoren für sich e ne Ab­

straktion darstellen, daß sie jede15mal unter dem Blickwinkel der 

Produktion sowie der materie1len Güter der Gesellschaft betrachtet 

werden müssen, daß sie als sozialökonomische Kategorie historisch 

veränderbar sind. 

J.5 Der Gegensatz zwischen Stadt und Land 

Pa die Städtebildung im Spä~feudalismus und Kapitalismus keine plan­

mäßige war, sondern im wesentlichen spoDtan vor sich ging, ergibt sich 

eine Vielfalt von untereinander konkurrierenden und sich gegenseitig 

au11beutenden Städte.,. Die entstehenden Pisproportionen sind, da die 

Stadtbildung letztlich von der produktion und den entsprechenden 

Folgeeinri..chtungen getragen wird.,., n.ichts anderes als ein Reflex auf 

die - vom gesamtgesellschaftlichen Standpunkt aus betrachtet - Anarchie 

in der Produktionsweise des Kapitalismus' bzw. des Spätfeuda1ismus, 

wean man das Spätmittelalter bei der Städtebildung in Europa im Auge 

hat. Di.ese Widersprüche sind zurückführbar auf den Grundwiderspruch 

de11 Kapitalismus, der in dem Widerspruch zwischen gesel1schaftlicher 

Produktion und privater Aneignung der Produktionsergebnisse durch die 

Produktionsmittelbesitzer besteht. Der Grundwiderspruch führt unter 

anderem - vereinfacht dargeste11t - dazu, daß die Eigentümer von 
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Produktionsmitteln im Eigeninteresse Standorte der Produktion WähJ.en 

, die vom gesamtgesellschaftlichen Standpunkt aus betrachtet Yider• 

sinnig sein müssen; daß diese Städte im Gegensatz zueinander stehen 

(hieraus könnte man das Schutzbedürfnis oder Ähnliches ableiten), 

gegeneinander konkurrieren und sich gegenseitig ausbeuten; und daß 

die Städte das umliegende Territorium im Wege des ungleichen Tausches 

, des Austauschs von Waren, die mit unterschiedlicher Produktivität 

produziert wurden, und aufgrund von Steuerlasten ausbeuten. So ent~ 

steht vor allem ein Antagonismus zwischen Stadt und Land, ein Anta­

gonismus, der sich im Laufe der Geschieht e wandelt, der zunächst darin 

bestand; daß unter feudalistischen Produktionsverhältnissen der Feu­

dalherr durch seine herrschaftliche Gewalt die Stadt a.usbeutete und 

s~ater, unter kapitalistischen Produktionsverhältnissen, die Stadt 

aufgrun4 ihrer ökonomischen Macht das Land ausbeutete• ~arx schreibt da 

zu im J. Band des "Kapital" : 

"Wennn das Land im,Mittelalter die Stadt politisch ausbeutete, 
überall da, wo der feudalismus nicht durch ausnahm$Weise städt­
ische Entwicklung gebrachen ist, ( ••• ) so exploitiert dei Stadt 
überall und ohne Ausnahme das Land Ökonomisch durch ihr~ Monopol• 
preise, ihr Steuersystem, ihr Zunftwesen, ihren direkten ka~­
mänischen Betrug und ihren Wucher." (1) 

3.6 Die Entwicklung der Klassengegensätze als Ausdrucksform der Stadt­

entwicklung 

Die Stadt ist - wie versucht wurde aufzuzeigen- di~ Ausdrucksform 

der gesellschaftliehen Teilung der Arbeit und damit der Warenproduktion 

, die a~ den Handel angewiesen ist.InMiteleuropa entsteht sie Bit dem 

Verfall des Feudalismus. 

Durch den mit der Warenproduktion a~kommenden Handel wurde das Feu­

dalsystem zersetzt; er fijPrt e dazu, daß - a~grund der Bedür~sse 

der Feudalherren, zu Geld für den Fernhandel zu gelangen - die Jahr­

hunderte alte Grundrente in Fornf von Naturalien in eine Geldrente UDI• 

gewandelt wurde. Mit dieser Geldrente änderten sich die BeziehunJen 

zwischen Feudalherren und Leibeigenen. So konnten sich z.B. letzter~ 

freika~en, wennsie durch die relatv selbstständige handwerkliche ti­

tigkeit innerhalb des feudalen Gegensatzes durch Verka~ ihre Über­

schußprodukte an den Handelsstätten zu einem gewissen Wohlstand ge­

langt waren. Oder sie liefen einfach davon, sobald die städtische 

Entwicklung schon weiter fortgeschritten war, und sie dort mit einem 

1 Marx, K "Das Kapital" Bd 3, in MEW Bd 25 Berlin 70, s. 8o9 



gewissen Schutz rechnen konnten. (Stadtluft macht frei) 

Mit dem Anwachsen des kaufmännischen Reichtums konnten sich die städte 

entweder :freikaufen, oder sie führten den Klassenkampf in bewaffneter 

Auseinandersetzung, was zur Zerstörung der feudalherrlichen Burgen 

und Schlösser führte und zur Bewaffnung der Städte. 

Das Ergebnis dieser Klassenkämpfe, deren Sieger das aufsteigende 

Bürgertum war, zeigte sich in den städtischen Verfassungen die auf 

der Selbständigkeit der Stadt gründeten. Die Städte erlangten Zug um 

Zug echt e Machtpositionen: Gerichtsbarkeit, Polizeigewalt, Wehtver­

:fassung, Münzrecht, Finanz- und Steuerwesen, Selbstverwaltung durch 

den Rat. 

damit entstand inmitten der alten feudalen Gesellschaftsordnung ein 

bürgerlicher Sektor der Wirtschaft, der sich seine Unabhängigkeit er­

kämp:Ct hatte und durch die Städteverfassungen abgesichert war. Gleich­

zeitig entstand damit eine neue Gesellschaftsklasse, das städtische 

B~gertum, das zunächst aus den reichen Kaufleuten bestand, die den 

Anfang der Stadtentwicklung entscheident bestimmten. 

Wurde der Unabhängigkeitskampf der Städte noch gemeinsam von Kauf­

leuten und Handwerkern geführt, so zeigte sich danach, daß die kauf­

leute au:Cgrund ihrer ökonomischen Macht das bestimmende Moment waren 

und die Ratsver:Cass·mgen als wirtschaftliches Instrument in ihrem 

Interesses ausnutzten. 

Die Folge davon war, nachdem auch die Handwerker im Verlauf der Ent­

wicklung zu Geld und Macht kamen, der Zusammenschluß der Handwerker 

zu Zünften und der Kampf zwischen Kaufleuten und Handwerkern, der je­

doch kein revolutionärer war, da Handel und Handwerker nur zwei Seiten 

ein nd derselben Produktionsweise waren. So ging es hier nicht um die 

grundlegenden Machtpositionen (wie im Kampf zwischen Stadtherren und 

Kaufleuten), sondern nur um eine Beteiligung der Handwerker an den städ 

tischen Selbstverwaltungsinstitutionen. 

Da eine konkrete Darstellung der wachsenden Machrt der Städte, ihre 

Weiterentwicklung im Kapitalismus uns umfassend z.Z. nicht möglich 

ist und da dies auch nicht mehr direkt in den begrenzten Rahmen des 

Themas gehört, sei der Einfachheit halber auf weiterfÜhrende Literatur 

verwiesen: 

Maurice Dobp, Entwicklung des Kapitalismus 

Hans Mottek, Wirtschaftsgeschichte Deutschlands 

Karl August Wittvogel, Geschichte der bürgerlichen Gesel~haft 
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Zimtabvre folr;t dem ~.~'et; :Jüdnfr·i ka!? 

''backg]~ound-info:·mation zum Atlssohl~lß dc~ ~~:ode$!schen ~ro~tle~ von den 
Olympiec:·1en Spielen 

Diese:· nach trae zum .~e riebt "Sozi.algeoe;f'apr!t ~ c~e F···ohleme des amnes 

hodesien-rJalawi-Mosambik" ( ote •' Globus, heft 3, S. 3o-67) befaeet F:.c': 

speziel mit ein1cen Aspekten des assismue und get~ennten Entwicklunc hzw. 

Apartheidspolitik in Zimbabwe. Aktuelle•· Anlaß zu dieeem Be·.·i.c'lt ist de' 

Ausschluß der Olyrnpiamannscrlaft hodes'iens. Ziel diese··· Da .. stellur,r: ist 

es über den aktuellen Anlaß die sozio-ökonomi<>chen V'erhtiltnie!"e und die 

politisc!le Entwicklung Zirnballwes da<'zulecen. ?.usammen mit dem Al'fsatz üte" 

hodesien-Malawi-Mosambik können besonde"A .:rn ;·tel tkunde- ode:· Gemeinsc'1afts 

kundeunterricht aus den gege"'Jenen Jnformationen weite"'e politiech-ökonom:iE"c 

be, historisc~e und soziologische Themen Uber da~ E"Üdl!cbe ~f~ika ent-

wi ekelt wez·den. 

De~ Ausschluß de1· rhodesiec~en Mannschaft von den Olympischen Jpielen hat 

das hodesienproblem C!'stmals seit deT einsei.tigen Unabhängigkei tee,.klä­

rung wieder in das Blickfeld der bundeE>republikanischen i')ffer.tHcl1kei t ge­

dickt. Doch die Gympatien der 17estdeutschen waren einflei tig für die a:zs­

geschlossenen ::JportleJ' (44 '!feiße und 8 ~'a!'bige) l<nd nicht fü!.' die 5 r.Till~on 

en unterdrückten Afrikaner und ihrer berechtigten Forde.:. ung nac:1 Ausr:>c:üuß 

der von der illegitimen lan Smi th .egierung entsandten Cpo,·tler ve"geben. 

Die Bildzeitung vorn 24. 8. 1972 veröffentlichte den Dank des Chef de Mise­

ion der !'hodesi sehen Olympiamannschagt: 

"Viel-en Dank Ihr Deutschen •.• ich möchte den vielen Millionen Deutschen 
meinen Dank aussprechen ••• in der Jtunde der Bitte~keit haben un§l 2ure 
·~elegramme, Anrufe, Eure ganze Anteilnahme gezeigt, daß viele mit uns fühle 
n •• " • u 

Masser.JDedien, Politiker· und andere Persönlichke2. ten (besonders des SportE") 

, die eigentlich von den heiteren Spielen und deren Vorbereitungen be~ichte 

n wollten, sahen das Mammutfest durch diesen politischen Eingriff - de'' · 

berechtigten Forderungen des Volkes von Zimbabwe, durch solidarisierende 

afrikanische Staaten vorgebrac!:lt - bzw. diesen Erp:·essungsversuci:1 echwarz­

afrikanischer Politiker gefährdet. Denn nicht weniger als 22 Länder Afr'ikae 

und Lateinamerikas drohten mit ihrer Abreise. Viele wären bestimmt noch 

gefolgt. Die Boykottdrohung bewirkte schließlich den Aussschluß ?.hodesienE> 

von den Spielen in München. Dazu Avery Brundage am 14. 9. 1972: " ... denn w 

wir haben im Faalle 'ihodesiens den Kampf gegen nackte politische Erpres­

sung verloren." 
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